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Vorwort  

 

 

 

Der Vogelsbergkreis hat zu Beginn des Jahres 2007 den ersten Beteiligungsbericht nach 

Änderung der Hessischen Gemeindeordnung im Jahr 2005 erstellt. Entsprechend der g e-

setzlichen Verpflichtung zur jährlich aktualisierten Vorlage legen wir mit dem achten  Be-

teiligungsbericht gegenüber den politischen Gremien und der B evölkerung Rechenschaft 

über die wirtschaftlichen Verhältnisse unserer Beteiligungen zum Stichtag 31.12.20 12 ab. 

Der Bericht geht dabei wiederum deutlich über den gesetzlich vorgegebenen Umfang hi n-

aus. Es sind alle Beteiligungen aufgenommen und abgebildet worden. 

 

Der politische Steuerungsanspruch gründet letztlich auf umfassenden und zeitnahen I n-

formationsfluss.   

Leider lagen bis zum 15.11.2013 die Eröffnungsbilanz 2009 sowie die Jahresabschlüsse 

2009 bis 201 2 des Wasserverbandes Nidda, die Jahresa bschlüsse 2010 bis 2012  des Was-

serverbandes Schwalm  und die Jahresabschlüsse 201 1 und 2012 des Naturparks Hoher 

Vogelsberg nicht vor. Um die Vorlage des Beteiligungsberichtes nicht weiter zu verzögern, 

sind teilweise die Zahlen aus de n Vorjahren aufgeführt.  

Es wird sichergestellt, dass der Beteiligungsbericht 2013 noch in diesem Jahr fertig g e-

stellt und den Kreisgremien zur Beratung vorgelegt wird.  

 

Ich hoffe, dass auch dieser Beteiligungsbericht großes Interesse findet und als Inform a-

tionsgrundlage  in Sachen Beteiligungen des Kreises genutzt wird.  

 

Der Beteiligungsberic ht 201 3 wird  den Mitgliedern der politischen Gremien des Kreises 

(auch aus Kostengründen) per email und auf Wunsch  auf CD-Rom zur Verfügung gestellt.  

Wie bisher ist er als PDF-Datei im Internet ab rufbar unter www.vogelsbergkreis.de  Ą 

Sicherheit, Recht, Planung  Ą Beteiligungsbericht e. 

 

Für etwaige Rück fragen oder weitergehende Erläu terungen stehen in der Kreisverwaltung 

Herr  Dr. Köhler -Hälbig, Tel.: 06641 /977 -271 oder Frau Greb, Tel.: 06641 /977 -270 zur 

Verfügung.  Bei Frau Greb sind ggf. gewünschte Druckversionen bestellbar . 

 

 
Manfred Görig  

Landrat  

http://www.vogelsbergkreis.de/
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1.  Allgemeines (Grundsätzliche Informationen)  

 

1.1  Kommunalrechtliche Voraussetzungen einer Beteiligung  

 
Das Grundgesetz sichert im Artikel 28 Abs. 2 den Gemeinden und Gemeindeverbänden das 

Recht zu, im Rahmen der Gesetze alle Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft in eig e-

ner Verantwortung zu regeln. D iese verfassungsrechtlich normierte Garantie der kommu-

nalen Selbstverwaltung  räumt den Kommunen eigenständige Hoheitsrechte in den Bere i-

chen Personal, Finanzen und Vermögen sowie Organisation ein. Damit haben die Kommunen 

das Recht zu entscheiden, auf welc he Art und Weise sie die Erfüllung der Aufgaben  

sicherstellen wollen.  

 

Mit dem Gesetz zur Änderung der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) vom 31. Januar 

2005 hat der hessische Landtag wichtige Neuregelungen im Bereich der wirtschaftlichen 

Betätigung beschlo ssen. 

Wesentlich verändert wurden insbesondere die §§ 121/122 HGO.  

Weil mit der Novellierung die Grenzen der wirtschaftlichen Betätigung der Kommunen  

enger gezogen werden, sind beide Paragraphen nachfolgend aufgeführt:  

 

§ 121 Wirtschaftliche Betätigung  

 

(1) Die Gemeinde darf sich wirtschaftlich betätigen, wenn  

1. der öffentliche Zweck die Betätigung rechtfertigt,  

2. die Betätigung nach Art und Umfang in einem angemessenen Verhältnis zur Leistung s-

fähigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht un d  

3. der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfüllt 

wird oder erfüllt werden kann.  

Mit dem Gesetz zur Änderung der HGO vom 16.12.2011 wurde der § 121 HGO reformiert 

und um den Abs. 1a ergänzt. Die neue Regelung öffnet den  Bereich der erneuerbaren Ene r-

gien für die Kommunen. Bei Beteiligung privater Dritter, einem kommunalen Anteil unter  

50 %, der wirtschaftlichen Beteiligung der Einwohner, interkommunaler Zusammenarbeit 

kann sich die Kommune zukünftig auch im Bereich erneu erbare Energien engagieren.  

Soweit Tätigkeiten vor dem 1. April 2004 ausgeübt wurden, sind sie ohne die in Satz 1  

Nr. 3 genannten Einschränkungen zulässig.  

 

(2) Als wirtschaftliche Betätigung gelten nicht Tätigkeiten  

1. zu denen die Gemeinde gesetzlich verpflichtet ist,  

2. auf den Gebieten des Bildungs -, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, 

der Erholung, der Abfall -  und Abwasserbeseitigung sowie  

3. zur Deckung des Eigenbedarfs.  
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Auch diese Unternehmen und Einrichtungen sind, soweit es mit ihr em öffentlichen  Zweck 

vereinbar ist, nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu verwalten und können entspr e-

chend den Vorschriften über die Eigenbetriebe geführt werden.  

 

 

(3) Die für das Kommunalrecht zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Mini ster 

kann durch Rechtsverordnung bestimmen, dass Unternehmen und Einrichtungen, die 

Tätigkeiten nach Abs. 2 wahrnehmen und die nach Art und Umfang eine selbständige 

Verwaltung und Wirtschaftsführung erfordern, ganz oder teilweise nach den für die 

Eigenbetr iebe geltenden Vorschriften zu führen sind; hierbei können auch Regelungen 

getroffen werden, die von einzelnen für die Eigenbetriebe geltenden Vorschriften a b-

weichen. 

 

(4) Ist eine Betätigung zulässig, sind verbundene Tätigkeiten, die üblicherweise im Wet t-

bewerb zusammen mit der Haupttätigkeit erbracht werden, ebenfalls zulässig; mit der 

Ausführung dieser Tätigkeiten sollen private Dritte beauftragt werden, soweit das 

nicht unwirtschaftlich ist.  

 

(5) Die Betätigung außerhalb des Gemeindegebietes ist zuläss ig, wenn 

1. bei wirtschaftlicher Betätigung die Voraussetzungen des Abs. 1 vorliegen und  

2. die berechtigten Interessen der betroffenen kommunalen Gebietskörperschaften  

gewahrt sind. Bei gesetzlich liberalisierten Tätigkeiten gelten nur die Interessen als 

berec htigt, die nach den maßgeblichen Vorschriften eine Einschränkung des Wettb e-

werbs zulassen. 

 

(6) Vor der Entscheidung über die Errichtung, Übernahme oder wesentliche Erweiterung 

von wirtschaftlichen Unternehmen sowie über eine unmittelbare oder mittelbare Bete i-

ligung ist die Gemeindevertretung auf der Grundlage einer Markterkundung umfassend 

über die Chancen und Risiken der beabsichtigten unternehmerischen Betätigung sowie 

über deren zu erwartende Auswirkungen auf das Handwerk und die mittelständische 

Wirts chaft zu unterrichten.  

Vor der Befassung in der Gemeindevertretung ist den örtlichen Handwerkskammern, 

Industrie - und Handelskammern sowie Verbänden Gelegenheit zur Stellungnahme zu 

geben, soweit ihr Geschäftsbereich betroffen ist.  

Die Stellungnahmen sin d der Gemeindevertretung zur Kenntnis zu geben.  

 

(7) Die Gemeinden haben mindestens einmal in jeder Wahlzeit zu prüfen, inwieweit ihre 

wirtschaftliche Betätigung noch die Voraussetzungen des Abs. 1 erfüllt und inwieweit 

die Tätigkeiten privaten Dritten üb ertragen werden können.  

 

(8) Wirtschaftliche Unternehmen der Gemeinde sind so zu führen, dass sie einen Übe r-

schuss für den Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit dies mit der Erfüllung des ö f-

fentlichen Zwecks in Einklang zu bringen ist. Die Erträge jedes U nternehmens sollen 

mindestens so hoch sein, dass  
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1. alle Aufwendungen und kalkulatorischen Kosten gedeckt werden,  
 

2. die Zuführungen zum Eigenkapital (Rücklagen) ermöglicht werden, die zur Erhaltung 

des Vermögens des Unternehmens sowie zu seiner technischen und wirtschaftlichen 

Fortentwicklung notwendig sind  und 

 

3. eine marktübliche Verzinsung des Eigenkapitals erzielt wird.  

Lieferungen und Leistungen von anderen Unternehmen und Verwaltungszweigen der G e-

meinde an das Unternehmen sowie Lieferungen und Leistungen des Unternehmens an and e-

re Unternehmen und Verwaltungszweige der Gemeinde sind kostendeckend zu vergüten.  

 

(9) Bankunternehmen darf die Gemeinde nicht errichten, übernehmen oder betreiben.  

Für das öffentliche Sparkassenwesen verbleibt es bei de n besonderen Vorschriften.  

 

 

§ 122 Beteiligung an Gesellschaften  

 

(1) Eine Gemeinde darf eine Gesellschaft, die auf den Betrieb eines wirtschaftlichen U n-

ternehmens gerichtet ist, nur gründen oder sich daran beteiligen, wenn  

1. die Voraussetzungen des § 121 A bs. 1 vorliegen,  

2. die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde auf einen ihrer Leistung s-

fähigkeit angemessenen Betrag begrenzt ist,  

3. die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in einem 

entsprechenden Überwachun gsorgan, erhält,  

4. gewährleistet ist, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht, soweit nicht weite r-

gehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften entg e-

genstehen, entsprechend den für große Kapitalgesellschaften geltenden Vo rschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufgestellt und geprüft werden.  

Die Aufsichtsbehörde kann von den Vorschriften der Nr. 2 bis 4 in besonderen Fällen Au s-

nahmen zulassen.  

 

(2) Abs. 1 gilt mit Ausnahme der Vorschriften der Nr. 1 auch fü r die Gründung einer G e-

sellschaft, die nicht auf den Betrieb eines wirtschaftlichen Unternehmens gerichtet 

ist, und für die Beteiligung an einer solchen Gesellschaft.  

Darüber hinaus ist die Gründung einer solchen Gesellschaft oder die Beteiligung an  

einer solchen Gesellschaft nur zulässig, wenn ein wichtiges Interesse der Gemeinde an 

der Gründung oder Beteiligung vorliegt.  

 

(3) Eine Aktiengesellschaft soll die Gemeinde nur errichten, übernehmen, wesentlich e r-

weitern oder sich daran beteiligen, wenn d er öffentliche Zweck des Unternehmens 

nicht ebenso gut in einer anderen Rechtsform erfüllt werden kann.  
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(4) Gehören einer Gemeinde mehr als 50 vom Hundert der Anteile an einer Gesellschaft,  

      so hat sie darauf hinzuwirken, dass  

 

1. in sinngemäßer Anwendung der für die Eigenbetriebe geltenden Vorschriften  

a) für jedes Wirtschaftsjahr ein Wirtschaftsplan aufgestellt wird,  

b) der Wirtschaftsführung eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde gelegt und  

                      der Gemeinde zur Kenntnis gebracht wi rd,  

2. nach den Wirtschaftsgrundsätzen § 121 Abs. 8) verfahren wird, wenn die  

     Gesellschaft ein wirtschaftliches Unternehmen betreibt.  

(5) Abs. 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine Gesellschaft, an der Gemeinden oder G e-

meindeverbände mit insgesamt mehr als 50 vom Hundert beteiligt sind, sich an einer 

anderen Gesellschaft beteiligen will.  

 

(6) Die Gemeinde kann einen Geschäftsanteil an einer eingetragenen Kreditgenossenschaft 

erwerben, wenn eine Nachschusspflicht ausgesc hlossen oder die Haftsumme auf einen 

bestimmten Betrag beschränkt ist.  

 

 

Nach § 123a HGO besteht nunmehr seitens der Kommune die Verpflichtung jährlich einen 

Bericht über ihre Beteiligungen vorzulegen zur Unterrichtung der Gemeindevertretung/  

des Kreistag es und der Öffentlichkeit.  

Entgegen den in § 123a Abs. 2 HGO definierten Mindestanforderungen an den Beteil i-

gungsbericht hat der Vogelsbergkreis sich entschlossen, ein bewusst weiten Beteiligung s-

begriff zu wählen und einen umfassenden Überblick über alle B eteiligungen zu erarbeiten 

und vorzulegen. 

Der Beteiligungsbericht wird dem Kreisausschuss vorgelegt, in öffentlicher Sitzung des 

Kreistages erörtert und öffentlich ausgelegt.  

 

 

1.2  Beteiligungsbegriff  
 

Der rechtliche Beteiligungsbegriff nach den für Kapitalgesellschaften geltenden Vo r-

schriften definiert diesen als ăAnteile an anderen Unternehmen, die bestimmt sind, dem 
eigenen Geschäftsbetrieb durch Herstellung einer dauerhaften Verbindung zu jenen U n-
ternehmen zu dienenò. 

Die Hessische Gemeindeordnung (HGO) spricht im Ä 121 von ăBeteiligungen an Unterneh-

menò. In Ä 126 HGO sind allerdings bereits Formulierungen zu finden, die den Begriff auf 

ăBeteiligungen an anderen privatwirtschaftlichen Vereinigungenò ausweitet.  

Eine Beschränkung des Beteiligungsbegriffes auf ăUnternehmenò als Grundlage f¿r diesen 

Bereich hätte u.E. die tatsächliche Dimension des möglichen Steuerungs - und Handlungs-

einflusses des Kreises nur unzureichend dokumentiert.  

 

In diesem Bericht haben wir deshalb den Beteiligungsbegriff bewuss t weit gefasst. Wir 

haben alle maßgeblichen Unternehmen, Eigenbetriebe, Verbände und Vereine aufgenommen,  
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die außerhalb des Kreishaushaltes eine eigene Buchführung haben und an denen der Kreis 

beteiligt ist, ohne dass dies zugleich eine abschließende Aussage zur kreispolitischen Ve r-

antwortung oder Einflussnahme zulässt. Das wäre zumeist nur sehr schwierig und im Ei n-

zelfall zu beschreiben.  

Währenddessen einzelne Beteiligungen durch Gewinnausschüttungen oder Defizitausgleich 

auf den ersten Blick erkennba r finanzielle Auswirkungen auf den Kreishaushalt haben,  

basieren andere Beteiligungen mehr auf einer gesellschaftspolitischen Einflussnahme als 

auf einem vordergründigen tatsächlichen (betriebs -)wirtschaftlichen Nutzen.  

 

Wir wollen mit unserer weit gefass ten Darstellung einen ersten umfassenden Überblick 

über das Spektrum der Beteiligungen des Vogelsbergkreises ermöglichen.  

 

Dieser Bericht richtet sich in erster Linie an die Zielgruppe der Parlamentarier/innen. Wir 

haben ihn daher bewusst nicht nach Betrie bsformen (GmbH, AG, Eigenbetriebe , etc.), so n-

dern nach Politikfeldern gegliedert.  

 

Wir hoffen, hiermit einen besseren Zugang zu ermöglichen.  

 

 

1.3  Rechts -  und Organisationsformen  
 

Die Rechtsordnung stellt den Unternehmungen eine große Anzahl von Rechtsform en  

(Unternehmensformen) zur Verfügung und überlässt es in der Regel den Eigentümern oder 

Gründern, die Entscheidung für eine bestimmte Rechtsform nach betriebswirtschaftl i-

chen, steuerlichen oder anderen Gesichtspunkten zu treffen.  

 

Durch den in § 122 HGO geregelten weitgehenden Ausschluss der öffentlichen Hand als 

Vollhafter  reduzieren sich die Möglichkeiten auf die Rechts - und Organisationsformen 

Eigenbetrieb, GmbH, AG, rechtlich selbständige Anstalt, Zweckverband (ZV), Genosse n-

schaft, eingetragener Verei n (e.V.). 

 

Eigenbetrieb:  

Der Eigenbetrieb ist ein wirtschaftliches Unternehmen ohne eigene Rechtspersönlichkeit 

(Grundlage Eigenbetriebsgesetz). Hinsichtlich seiner Organisation und Wirtschaftsführung 

ist dieses Unternehmen verselbstständigt, d.h. von der übrigen Kreisverwaltung getrennt.  

Organe des Eigenbetriebs sind Betriebsleitung und Betriebskommission. Finanzwirtschaf t-

lich ist es aus dem Gesamtvermögen des Kreises heraus genommen. Der Kreistag entsche i-

det über die Grundsätze, nach denen der Eigenbetri eb gestaltet und wirtschaftlich gele i-

tet werden soll. Ihm obliegt vor allem die Beschlussfassung über den Wirtschaftsplan und 

die Feststellung des Jahresabschlusses (§ 5 Eigenbetriebsgesetz).  

 

Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH):  

Die GmbH gehört z ur Gruppe der Kapitalgesellschaften. Sie ist eine juristische Person mit 

einem Stammkapital, das der Summe der Stammeinlagen der Mitglieder (Gesellschafter)  

 



Seite 6  

 

 

entspricht. Die Gesellschafter haften nicht mit ihrem Gesamtvermögen, sondern nur in 

Höhe ihres Stammkapitalanteils. Es besteht somit eine auf das Geschªft ăbeschrªnkte 

Haftungò. Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung und die Geschªfts-

führung. Die Bildung eines Aufsichtsrates ist fakultativ, bei Gesellschaften mit kommun a-

ler Betei ligung wegen § 122 Abs. 1 Nr. 3 HGO jedoch die Regel.  

 

Im Zuge sog. Outsourcingprozesse (Ausgliederung kommunaler Aufgaben aus der Kernve r-

waltung) kommt diese Rechtsform im kommunalen Beteiligungsbereich mittlerweile häufig 

vor, u.a. auch deswegen, weil das GmbH-Recht den Gesellschaftern große Gestaltungsspie l-

räume eröffnet (z.B. Ausgestaltung des Gesellschaftsvertrages).  

 

Aktiengesellschaft (AG):  

Die AG ist eine Gesellschaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, die ein in Aktien (Anteil s-

scheine) zerlegtes Gru ndkapital aufweist. Gesellschafter (Aktionär) wird man durch E r-

werb eines Aktienstückes (Mitgliedschaftsurkunde). Aktionäre sind also an einem Teil des 

Grundkapitals beteiligt, ohne persönlich für die Verbindlichkeiten der Gesellschaft zu ha f-

ten. Organe de r AG sind der Vorstand, der Aufsichtsrat (als Repräsentanten der Anteil s-

eigner) und die Hauptversammlung.  

 

Seit dem Inkrafttreten des Bilanzrichtliniengesetzes bestehen keine Unterschiede mehr 

in den Rechnungslegungs-, Prüfungs- und Publizitätsvorschriften  für Kapitalgesellschaften 

(GmbH, AG). Dies führt u.a. dazu, dass die AG (im Vergleich zur GmbH) sich wachsender 

ăBeliebtheitò auch bei Betrieben mittlerer GrºÇenordnung erfreut. 

 

Rechtlich selbstständige Anstalt:  

Die rechtlich selbstständige Anstalt kann von Kommunen nur auf der Grundlage eines b e-

sonderen Gesetzes gebildet werden. Auf kommunaler Ebene hervorzuheben sind Sparka s-

sen, für die neben dem Kreditwesengesetz eine Reihe von Sonderbestimmungen gelten. 

Organe sind der Vorstand, der die laufenden Gesc häfte führt, und der Verwaltungsrat als 

Kontrollorgan, dessen Vorsitzender der Spitzenbeamte der kommunalen Gebietskörpe r-

schaft (Landrat) ist. Die kommunale Gebietskörperschaft haftete in der Vergangenheit als 

Gewährträger unbeschränkt für alle Verbindlich keiten der ihr zugehörigen Sparkasse (§ 3 

Sparkassengesetz). Dementsprechend wurde die Selbstständigkeit des Vorstandes durch 

den Verwaltungsrat und die Aufsicht bzw. Einflussnahme des Gewährträgers eing e-

schränkt.  

 

Durch die von der EU -Kommission ausgelösten Veränderungen (Brüsseler Verständigung 

über Anstaltslast und Gewährträgerhaftung für Landesbanken und Sparkassen vom  

17. Juli 2001) wurde der Vogelsbergkreis von seiner Gewährträgerhaftung befreit; die 

Sparkasse haftet zukünftig für ihre Verbindlichkei ten mit ihrem gesamten Vermögen, der 

Vogelsbergkreis wird sukzessive aus seiner Gewährträgerhaftung entlassen.  

Der Kreistag hat in seiner Sitzung am 20.12.2002 die Änderung der Satzung beschlossen 

(KT VIII/145). Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 der Hess. Landkreis ordnung am 29.12.2002 in 

Kraft getreten.  
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Zweckverband:  

Der Zweckverband ist ein Zusammenschluss von Gemeinden und Gemeindeverbänden, der 

der gemeinsamen Wahrnehmung einzelner/bestimmter kommunaler Aufgaben dient. Er ist 

eine Körperschaft öffentlichen Rec hts und verwaltet seine Angelegenheit in eigener Ve r-

antwortung auf der Basis des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit. Organe sind 

der Verbandsvorstand und die Verbandsversammlung.  

 

Wasser - und Bodenverbände: 

Wasser - und Bodenverbände sind den Zweck verbänden ähnliche Körperschaften des ö f-

fentlichen Rechts auf spezialgesetzlicher Grundlage. Im Gegensatz zu den Zweckverbä n-

den, bei denen nur Gebietskörperschaften Mitglieder sind, können bei den Wasser - und 

Bodenverbänden auch natürliche oder juristische  Personen des privaten Rechts dazu geh ö-

ren. 

 

Genossenschaft:  

Die Genossenschaft ist eine Gesellschaft, welche die Förderung des Erwerbs oder der 

Wirtschaft ihrer Mitglieder mittels gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebs bezweckt. Im 

Statut der Genossenschaft  wird geregelt, ob und in welcher Höhe Genossen im Insolven z-

fall zur Leistung von Nachschüssen verpflichtet sind. Charakteristisch für die Genosse n-

schaft ist, dass sie keinen eigenen wirtschaftlichen Zweck verfolgt, sondern den sonstigen 

Wirtschaftsbetrieb  ihrer Mitglieder unmittelbar fördern will.  

 

Eingetragener Verein (e.V.):  

Der Verein ist ein auf Dauer angelegter freiwilliger Zusammenschluss von mindestens si e-

ben Personen zur Erreichung eines gemeinsamen Zweckes. Organe sind der Vorstand und 

die Mitgliederversammlung. Die Rechtsfähigkeit wird durch Eintragung in das Vereinsr e-

gister beim zuständigen Amtsgericht erlangt.  

 

 

1.4  Beteiligungscontrol ling 
 

Vor allem ausgelöst durch die Finanzprobleme der öffentlichen Hand war die  allgemeine 

Diskussion über  mehr als ein Jahrzehnt auf  die Privatisierung öffentlicher Aufgaben f o-

kussiert . I m Zuge der Verwaltungsmodernisierung war ein Trend zur Ausgliederung öffen t-

licher Aufgaben in selbstständige Betriebs - und Rechtsformen zu verzeich nen, um öffen t-

liche Aufgaben effektiver und effizienter wahrzunehmen. Darüber hinaus gab und gibt es 

eine lang anhaltende Diskussion, welche Aufgaben ăºffentlichen Charakterò haben, welche 

ăfreiwilliger Artò sind und aus welchen Bereichen sich der Staat zurückziehen und sie dem 

freien Spiel von Angebot und Nachfrage überlassen sollte.  Spätestens mit den weltwir t-

schaftlichen finanziellen Verwerfungen der letzten Jahre ist eine Zurückbesinnung bei den 

Bereichen öffentlicher Daseinsvorsorge feststellbar, die R ückführung z.B. von Wasser, 

Energie in den kommunalen öffentlichen Sektor ist z.T. im vollen Gang. Ob dies nur kur z-

fristig als Auswirkung der Finanzkrisen oder langfristiger Trend ist, bleibt abzuwarten.  
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Auch der Vogelsbergkreis hat zahlreiche Beteiligun gen, z.T. historisch gewachsen als B e-

standteil öffentlicher Daseinsvorsorge (Wasser, Energie, Krankenhaus) oder z.T. jüngeren 

Datums auf der Basis gewollter Einflussnahme in wichtigen Feldern (Touristik, Regiona l-

entwicklung).  

Aufgrund seiner Eigentümerstel lung und der erheblichen finanziellen Auswirkungen auf den 

Kreishaushalt ergibt sich für den Vogelsbergkreis die Notwendigkeit zur Steuerung und 

Kontrolle seiner Beteiligungen sowie der kritischen Reflexion, welche Einzelbeteiligungen 

dauerhaft als ăquasi ºffentliche Aufgabeò anzusehen sind.  

 

Gemäß § 121(7) HGO haben die Gemeinden (der Kreis) mindestens einmal in jeder Wahlzeit 

zu prüfen, inwieweit ihre wirtschaftliche Betätigung noch die Aufgaben des § 121(1) HGO 

erfüllt.  

Mit der vom Kreisausschuss am 02. 10.2008 beschlossenen ăBeteiligungsrichtlinieò wurden 

die organisatorischen Voraussetzungen  für ein Beteiligungscontrolling  geschaffen.  

Das Beteiligungscontrolling besteht neben der ăPolitikberatungò insbesondere in der inter-

disziplinären Zusammenarbeit be teiligungsrelevanter Querschnittsämter (Haupt amt, Amt 

für Finanzen, Amt für Wirtschaftsförderung und Revision ). 

 

Eine Bündelungsfunktion und damit die Zuständigkeiten für  

ü Grundsatzfragen der Beteiligungspolitik,  

ü finanz - und haushaltswirtschaftliche Quersch nittsaufgaben,  

ü Grundsatzangelegenheiten im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von  

Gesellschafterrechten (Beratungsfunktion),  

ü Grundsatzfragen der Organisation und Struktur der Beteiligungen , 

ü Beratung und Unterstützung der Fachämter bei der Verwaltung von Bet eiligungen 

sind im Amt für  Wirtschaftsförderung und Revision  konzentriert . 

 

 

1.5  Erklärungen zur Rechnungslegung  
 

Die Zweckverbände , Gesellschaften , etc., an denen der Vogelsbergkreis Beteiligungen hat, 

erstellen ihren Jahresabschluss  unter Beachtung der Grundsätze ordnungsgemäßer Buc h-

führung nach den Vorgaben des Handelsgesetzbuches. Durch die Erfolgs - und Bestandser-

mittlung soll damit ein Einblick in die wirtschaftliche Lage und vor allem in die Vermögen s-

verhältnisse eines Unternehme ns gegeben werden.  

 

Nachfolgend werden einige damit zusammenhängende Begriffe erklärt:  

 

Bilanz: 

Die Bilanz ist die Gegenüberstellung von Vermögen (Aktiva) und Kapital (Passiva).  

Sie ist zum Schluss des Geschäftsjahres zu erstellen und ist neben der Gewinn - und Ver-

lustrechnung Teil des Jahresabschlusses. Die Bilanz hat eine Gegenüberstellung der akt i-

ven und der passiven Vermögensgegenstände zu liefern. Aktiva sind danach die der Lei s-

tungserstellung dienenden Wirtschaftsg¿ter (ăWof¿r wurden die Mittel verwendet?ò), 

Passiva sind die hierf¿r verwendeten Finanzmittel (ăWoher kamen die Mittel?ò). 
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In dem vorliegenden Beteiligungsbericht ist die Bilanz auf die wichtigsten Bilanzpositionen 

reduziert. Auf der Aktivseite ð Mittelverwendung ð befinden sich das Anlage - und Umlauf-

vermögen. Das Anlagevermögen stellt die Vermögensgegenstände eines Unternehmens dar, 

die diesem langfristig dienen sollen wie beispielsweise Gebäude, Fuhrpark usw.  

 

Zum Umlaufvermögen  zählen alle Vermögensposten, die nur kurzfristig im Unterneh men 

verbleiben, weil sie ständig umgesetzt werden wie z.B. Bargeld, Postgiro - und Bankgutha-

ben etc.  

Auf der Passivseite ð Mittelherkunft ð werden die Bilanzpositionen Eigenkapital, Rückste l-

lungen, Verbindlichkeiten dargestellt. Unter der Position Eigenkapital  sind alle eigenen 

Mittel eines Unternehmens zusammengefasst wie z.B. das eingebrachte Kapital der Eige n-

tümer bzw. Gesellschafter einer Unternehmung oder der Jahresgewinn oder ðverlust des 

Vorjahres. Rückstellungen  sind Verbindlichkeiten für Aufwendung en, die am Bilanzstichtag 

zwar ihrem Grunde nach feststehen, aber nicht in ihrer Höhe und dem Zeitpunkt der Fä l-

ligkeit, z.B. Prozesskosten, Pensionsrückstellungen. Sie dienen der periodengerechten E r-

mittlung des Jahresergebnisses. Unter dem eigentlichen Be griff der Verbindlichkeiten  

werden alle bestehenden Zahlungsverpflichtungen zusammengefasst, deren Grund, Höhe 

und Fälligkeit bereits bekannt sind, beispielsweise Zahlungsverpflichtungen gegenüber 

Kreditinstituten aus Darlehen, aus Lieferung und Leistungen  etc.  

 

Gewinn- und Verlustrechnung (GuV):  

Die Gewinn- und Verlustrechnung (GuV) ermittelt den Unternehmenserfolg. Aus ihr sind 

alle Aufwendungen und Erträge, die aus der Buchführung gewonnen werden, und damit U r-

sachen und Zusammensetzung des Erfolgs ersich tlich. Während bei der Bilanz der vol l-

ständige Vermögensnachweis - besonders der Schuldennachweis - im Vordergrund steht, 

stellt der Ausweis des Periodenerfolgs und dessen Zustandekommen das Hauptmotiv der 

GuV ð auch Erfolgsrechnung genannt ð dar.  

 

Die Dar stellung der GuV erfolgt im vorliegenden Beteiligungsbericht reduziert auf  

wesentliche Positionen.  

 

Das Betriebsergebnis liefert eine Gegenüberstellung der Kosten und Erlöse und gibt somit 

an, ob das Unternehmen auf seinem Leistungsgebiet erfolgreich war oder nicht. Im  

Finanzergebnis  sind die Salden der Beteiligungs -, Zins- oder sonstigen Finanzanlageverm ö-

gen eines Unternehmens erfasst. Das gewöhnliche Geschäftsergebnis  ergibt sich aus dem 

Betriebs - und Finanzergebnis, während das außerordentliche Ergebnis  den Saldo von au-

ßerordentlichen Erträgen und außerordentlichen Aufwendungen darstellt. Diese stehen  

 

zwar im Zusammenhang mit dem Betriebszweck, dürfen aber bei der Betriebsergebnise r-

mittlung nicht berücksichtigt werden, da sie zufällig, einmalig und i.d.R. ungewöhnlich hoch 

sind, wie z.B. Schadensfälle durch Hochwasser, Verluste und Gewinne aus dem Verkauf von 

Anlagen. Das Jahresergebnis  ð Jahresüberschuss oder ðfehlbetrag ð ergibt si ch aus dem 

Saldo des gewöhnlichen Geschäftsergebnisses und dem außerordentlichen Ergebnis nach 

Berücksichtigung von Steuern.  
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Einrichtung Straße PLZ / Ort Telefon / Fax Mail / Homepage An-
rede 

Vorname Nachname 

Rhein-Main-
Verkehrsverbund GmbH 

Alte Bleiche 5 65719 Hofheim am 
Taunus 

06192 294-0 
06192 294-900 

rmv@rmv.de 
www.rmv.de 

Herr Klaus Peter Güttler 

Wasserverband Nidda Leonhardstr. 7 61169 Friedberg 06031 83 7100 
06031 83-7104 

wv-
nidda@wetteraukreis.de 

Herr Stefan Gottbehüt 

Wasserverband Schwalm Parkstr. 6 34576 Homberg / 
Efze 

05681 775-205 
05681 775-207 

info@wasserverband-
schwalm.de 
www.wasserverband-
schwalm.de 

Herr Peter Kugler 

Zweckverband 
Oberhessische Versor-
gungsbetriebe 

Hanauer Str. 9-13 61169 Friedberg 06031 82-0 
06031 82-1306 

info@zov.de 
www.zov.de 
 

Herr Rainer Schwarz 

Gas- und Wasserversor-
gung Osthessen (GWV) 
GmbH 

Rangstr. 10 36043 Fulda 0661 299-0 
0661 299-119 

post@gwv-fulda.de 
www.gwv-osthessen.de 

Herr Dipl.Soz.Oec. 
Martin 

Heun 

Zweckverband 
Abfallwirtschaft Vogels-
bergkreis 

Eselswörth 23 36341 Lauterbach 06641 9671-0 
06641 9671-20 

info@zav-online.de 
www.zav-online.de 
 

Herr Dr. Hansjörg Fuchs 

NEUE ARBEIT Vogelsberg 
gGmbH 

Altenburger Str. 40 36304 Alsfeld 06631 9641-0 
06631 9641-41 

info@neue-arbeit-vb.de 
www.neue-arbeit-vb.de 

Herr Hans-Ulrich Merle 

Kreiskrankenhaus des  
Vogelsbergkreises 
in Alsfeld GmbH 

Schwabenröder Str. 81 36304 Alsfeld 06631 98-0 
06631 98-1118 

info@kreiskrankenhaus-
alsfeld.de 
www.kreiskrankenhaus-
alsfeld.de 

Herr Bodo Assmus 

 

mailto:rmv@rmv.de
http://www.rmv.de/
mailto:wv-nidda@wetteraukreis.de
mailto:wv-nidda@wetteraukreis.de
mailto:info@wasserverband-schwalm.de
mailto:info@wasserverband-schwalm.de
http://www.wasserverband-schwalm.de/
http://www.wasserverband-schwalm.de/
mailto:info@zov.de
http://www.zov.de/
mailto:post@gwv-fulda.de
http://www.gwv-osthessen.de/
mailto:info@zav-online.de
http://www.zav-online.de/
mailto:info@neue-arbeit-vb.de
http://www.neue-arbeit-vb.de/
mailto:info@kreiskrankenhaus-alsfeld.de
mailto:info@kreiskrankenhaus-alsfeld.de
http://www.kreiskrankenhaus-alsfeld.de/
http://www.kreiskrankenhaus-alsfeld.de/
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Einrichtung Straße PLZ / Ort Telefon / Fax Mail/Homepage An-
rede 

Vorname Nachname 

Zweckverband 
Naturpark Hoher Vogels-
berg 

Karl-Weber-Str. 2 63679 Schotten 06044 2631 
06044 987465 

naturparkvogelsberg@t-
online.de 
www.natpa.de 

Herr Rudolf Frischmuth 

Verein Berufsausbildung-
Vogelsberg e.V. 

Goldhelg 20 36341 Lauterbach 06641 977-331  
06641 977-5317  

vfb@vogelsbergkreis.de 
 

Herr Erich Bloch 

Verein Geopark Vulkan-
region Vogelsberg e.V. 

Goldhelg 20 36341 Lauterbach 06641 977-265 
06641 977-5265 

geopark 
@vogelsbergkreis.de 
www.geopark-vogelsberg.de 

Herr Hartmut Greb 

Vogelsberg Consult GmbH Am Schlossberg 32 36304 Alsfeld 06631 9616-0 
06631 96 16-16 

info@vogelsberg-
consult.de 
www.vogelsberg-
consult.de 

Herr Thomas Schaumberg 

Region Vogelsberg Touris-
tik GmbH 

Vogelsbergstr. 137a 63679 Schotten 06044 964848 
06044 964849 

info@vogelsberg-
touristik.de 
www.vogelsberg-
touristik.de 

Frau Uta Nebe 

Sparkasse Oberhessen Kaiserstr. 155 
 

61169 Friedberg 
 

06031 86-0 
06031 86-128 

info@sparkasse-
oberhessen.de 
www.sparkasse-
oberhessen.de 

Herr Günter Sedlak 

mailto:naturparkvogelsberg@t-online.de
mailto:naturparkvogelsberg@t-online.de
http://www.natpa.de/
mailto:vfb@vogelsbergkreis.de
mailto:geopark@vogelsbergkreis.de
mailto:geopark@vogelsbergkreis.de
http://www.geopark-vogelsberg.de/
mailto:info@vogelsberg-consult.de
mailto:info@vogelsberg-consult.de
http://www.vogelsberg-consult.de/
http://www.vogelsberg-consult.de/
mailto:info@vogelsberg-touristik.de
mailto:info@vogelsberg-touristik.de
http://www.vogelsberg-touristik.de/
http://www.vogelsberg-touristik.de/
mailto:info@sparkasse-oberhessen.de
mailto:info@sparkasse-oberhessen.de
http://www.sparkasse-oberhessen.de/
http://www.sparkasse-oberhessen.de/
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Rhein- Main- Verkehrsverbund GmbH  

Alte Bleiche 5, 65719 Hofheim am Taunus  

Tel.:   06192 / 294 -0 ð Fax: 06192 / 294 -900  

E-Mail:  rmv@rmv.de 

Internet:  www.rmv.de 

 

Unternehmenszweck  

Gegenstand des Unternehmens  

Die Gesellschaft dient dem Zwecke der gemeinsamen Aufgabenwahrnehmung des öffentl i-

chen Personennahverkehrs (ÖPNV) sowie d ie Beratung bei der Ko ordination der Schnit t-

stellen zum Individualverkehr(IV) und nimmt im Verbundgebiet folgende Aufgaben wahr:  

ü regionalisierter, regionaler Schienenpersonennahverkehr (SPNV),  

ü regionaler Buspersonennahverkehr (BPNV),  

ü Verkehrsplanung, Verkehrskonzeption und tech nische Standards,  

ü Rahmenplanung für Produkte,  

ü Verbundtarif und Beförderungsbedingungen,  

ü Marketing, Werbung und Öffentlichkeitsarbeit, Fahrgastinformation,  

ü Vertriebssystem,  

ü Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen,  

ü integriertes Plandatensystem.  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

öffentlicher Personennahverkehr  

 

 

Beteiligungsverhältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  1994 

Anteile in %:  3,704 % 

§ 121 (2) 1 Wirtschaftliche Betätigung:  

öffentlicher Personennahverkehr  
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Organe des Un ternehmens  
 

Aufsichtsrat:  

Petra Roth ð Vorsitzende  (bis 27.06.2012 ) Christel Fleischmann  

André Kavai - stellv. Vorsitzender  Bernd Woide  

Steffen Saebisch  Anita Schneider  

Prof. Dr. Luise Hölscher  Gerald Kummer 

Brigitte Lindscheid  Ulrich Krebs  

Birgit Simon (bis 22.03.2012 ) 

Horst Schneider (23.03. ð 21.11.2012) 

Peter Schneider (ab 21.11.2012) 

Wolfgang Schuster  

Sigrid Möricke  Manfred Michel  

Michael Korwisi  Michael Cyriax  

Gerhard Möller  Dr. Karsten McGovern  

Gisela Weigel -Greilich  Dietrich Kübler  

Axel Weiss -Thiel  Claudia Jäger  

Egon Vaupel Burkhard Albers  

Patrick Burghardt  (ab 01.01.2012) Rudolf Marx  (bis 31.05.2012 ) 

Manfred Görig (ab 01.06.2012) 

Wolfram Dette  Joachim Arnold  

 

Die Mitglieder des Aufsichtsrate s erhalten seit 15. Juni 1999 eine Aufwandsentschädigung 

von û 51,13 pro Person und Sitzung. Im Geschäftsjahr 201 2 fielen dafür Aufwendungen in 

Hºhe von insgesamt Tû 2,8 an. 

 

 

Beirat:  

Dr. Thomas Kortenhaus  Doris Weiland  Doris Weiland  

Peter Pfragner  Michael Budig  Bruno Gunkel 

Dr. Klaus Vornhusen Patrick Hübschen  Armin Klein  

Ernst Kleinwächter  Volker Lampmann Christian Sommer  

Veit Salzmann  Astrid Tschann  Arne Behrends  

Dajana Kratzer -Rudolf   Jörg Gerhard  Kira Lampe 

Andreas Freund  Horst Freund  Dirk Plate  

Dr. Alexander Theiss   Norbert Witzel  Volker Rahm 

Dr. Christoph Gelking  Manfred Sickmann  Birgit Hartmann  

Brigitte Holdinghausen  Michael Takatsch  Heinz-Konrad Debus 

Rita Krüsemann Nils Quante  Peter Krämer  

Wilfried Staub  Klaus Gürsch Andreas Maatz  

Peter Bickel  Karl-Heinz Betz  Thomas Brunke 

Bernhard Gässl  Reinhold Bickelhaupt  Berthold R. Gall  - Vorsitz  

Karl-Heinz Holub  Matthias Altenhein   
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Geschäftsführung:   Professor  Knut Ringat (Sprecher der Geschäftsführung)  

    Klaus-Peter Güttler  (Jurist)  

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    GmbH 
Gründungsdatum:  30.06.1994  

Gesellschaftsvertrag:  04.07.1991, geändert am 30.06.1994  

Handelsregister:    Frankfurt, HRB 34128  
Stammkapital:   690.244,04 û 

Beteiligungen:  Rhein-Main-Verkehrsverbund Service gesellschaft G mbH (rms ), 

100 % 

 Fahrzeugmanagement Region Frankfurt RheinMain GmbH  

(fahma) , 100 % 

 ivm GmbH Integriertes Verkehrs - und Mobilitätsmanagement  

 Region Frankfurt RheinMain (ivm), 12,45 %  

    RTW Planungsgesellschaft mbH, 33,33 %  

    VDV-Kernapplikations GmbH & Co. KG, Köln, 11,561 % 
 

 

Gesellschafter:  

Land Hessen Stadt Marburg  Landkreis Limburg -Weilburg  

Stadt Darmstadt  Stadt Rüsselsheim  Main-Kinzig-Kreis  

Stadt Frankfurt am Main  Stadt Wetzlar  Main-Taunus-Kreis  

Stadt Offenbach am Main  Landkreis Darmstadt -

Dieburg  

Landkreis Marburg -Biedenkopf  

Stadt Wiesbaden  Landkreis Fulda  Odenwaldkreis  

Stadt Bad Homburg v.d.H.  Landkreis Gießen Landkreis Offenbach  

Stadt Fulda  Landkreis Groß-Gerau Rheingau-Taunus-Kreis  

Stadt Gießen  Hochtaunuskreis  Vogelsbergkreis  

Stadt Hanau  Lahn-Dill -Kreis  Wetteraukreis  

 

Stammeinlagen:  

Die Geschªftsanteile  werden mit jeweils 25.564,59 û je Gesellschafter zum Bilanzstich-

tag gehalten.  
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Bilanz des Unternehmens  
 

 
 

 

 

 

 

 

Aktiva

31.12.2012 Vorjahr

EUR EUR

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. Entgeltlich erworbene Software 6.298.605,00 2.315.966,00

2. Geleistete Anzahlungen 974.248,40 5.391.079,60

7.272.853,40 7.707.045,60

II. Sachanlagen

1. Betriebs- und Geschäftsausstattung 560.736,00 799.734,00

2. Geleistete Anzahlungen 0,00 12.323,34

560.736,00 812.057,34

III. Finanzanlagen

1. Anteile an verbundenen Unternehmen 899.313,08 899.313,08

2. Beteiligungen 110.001,00 115.000,00

1.009.314,08 1.014.313,08

8.842.903,48 9.533.416,02

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

Waren 88.818,70 88.818,70

II. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 665.041,04 0,00

2. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 1.248.766,13 1.216.095,41

3. Forderungen gegen Unternehmen, mit 

denen ein Beteiligungsverhältnis besteht 60.559,09 82.764,44

4. Sonstige Vermögensgegenstände 19.349.183,50 20.659.469,67

21.323.549,76 21.958.329,52

III. Wertpapiere

Sonstige Wertpapiere 709.000,00 709.000,00

IV. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten 564.274,36 250.757,06

22.685.642,82 23.006.905,28

C. Rechnungsabgrenzungsposten 132.334,24 160.060,69

31.660.880,54 32.700.381,99
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Passiva

31.12.2012 Vorjahr

EUR EUR

A. Eigenkapital

I. Gezeichnetes Kapital 690.244,04 690.244,04

II. Andere Gewinnrücklagen 1.481.385,80 1.481.385,80

2.171.629,84 2.171.629,84

B. Sonderposten für Zuschüsse zum Anlagevermögen 8.842.903,48 9.533.416,02

C. Rückstellungen

1. Rückstellungen für Pensionen 7.008.950,20 6.386.038,80

2. Sonstige Rückstellungen 6.809.437,79 4.971.307,84

13.818.387,99 11.357.346,64

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 3.364.346,91 4.703.082,64

2. Verbindlichkeiten aus Projektfinanzierungen 2.086.669,12 2.433.941,45

3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 1.056.277,57 2.128.883,69

4. Sonstige Verbindlichkeiten 316.091,94 372.081,71

6.823.385,54 9.637.989,49

E. Rechnungsabgrenzungsposten 4.573,69 0,00

31.660.880,54 32.700.381,99
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Gewinn-  und Verlustrechnung  
 

 
 

 

Ausgewählte Kennzahlen  

Anzahl der Mitarbeiter:  2011 2012 
(Jahresdurchschnitt)  136 124 
davon Teilzeitkräfte  21 21 
 

Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  
 

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:      Siehe Lagebericht  

Ertragslage des Unternehmens:      Jahres¿berschuss 0,00 û 

Kreditaufnahmen:        keine 

Vom Vogelsbergkreis gewährte Sicherheiten:   keine 

Kapitalzuführungen und ðentnahmen durch den :    keine 

Vogelsbergkreis und die Auswirkungen auf die  
Haushaltswirtschaft  

2012 2012 Vorjahr

EUR EUR EUR

1. Erträge aus Beiträgen der kommunalen Aufgabenträger 2.704.417,56 3.013.636,98

2. Erträge aus Zuwendungen des Landes Hessen 31.412.162,03 36.577.215,03

3. Zur Aufwandsdeckung verfügbare Zuwendungen 34.116.579,59 39.590.852,01

4. Erträge aus Projektzuwendungen 3.564.197,14 3.579.385,62

5. Sonstige betriebliche Erträge 1.368.719,26 1.274.025,35

6. Erträge aus der Auflösung des Sonderpostens für Zuschüsse zum 

Anlagevermögen

3.080.402,11 1.585.006,25

7. Materialaufwand

Aufwendungen für bezogene Leistungen -21.969.224,94 -25.767.317,46

8. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter -7.680.569,06 -7.576.762,76

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung -1.739.808,02 -1.482.600,45

-9.420.377,08 -9.059.363,21

9. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens und Sachanlagen

-3.080.402,11 -1.585.006,25

10. Zuführung zum Sonderposten für Zuschüsse zum Anlagevermögen -2.389.889,57 -3.591.682,92

11. Sonstige betriebliche Aufwendungen -5.648.969,43 -6.179.327,99

12. Erträge aus Gewinnabführungsverträgen 1.201.784,22 1.095.046,90

13. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 128.242,21 89.457,75

14. Sonstige Zinsen und ähnliche Aufwendungen -571.657,00 -651.577,65

15. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit 379.404,40 379.498,40

16. Außerordentliche Aufwendungen/ Außerordentliches Ergebnis -376.727,40 -376.727,40

17. Sonstige Steuern -2.677,00 -2.771,00

18. Jahresüberschuss 0,00 0,00
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Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Begründung: 

Aufgabenwahrnehmung öffentlicher Personennahverkehr  

 

 

Auszug aus dem Lagebericht  

Lage der Gesellschaft:  

1. Geschäftstätigkeit  

Grundlage der Geschäftstätigkeit der Rhein -Main-Verkehrsverbund GmbH (RMV GmbH) 

ist der Gesellschaftsvertrag mit dem Gesellschaftszweck der gemeinsamen Aufgabe n-

wahrnehmung zur Organisation und Koordination des öffentlichen Personennahverkehrs 

und das Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Hessen (ÖPNVG), welches die 

grundlegenden Aufgaben der hessischen Verbünde festschreibt. Eine starke Zusammena r-

beit mit den kommunalen ÖPNV -Aufgabenträgern sowie die Unterstützung durch das Land 

Hessen sollen den öffentlichen Auftrag der Daseinsvorsorge gewährleisten.  

Dabei wird ange strebt mittel - bis langfristig einen qualitativ besseren ÖPNV zu entw i-

ckeln, der vorrangig auf die Wünsche des Kunden ausgerichtet ist. Es gilt hierbei die 

Schaffung zusätzlicher Kapazitäten, eine Verbesserung der Pünktlichkeit sowie den Abbau 

von Zugangsbarrieren zum ÖPNV voranzubringen. Ebenso wird die Integration ergänzender 

Mobilitätsdienste weiterverfolgt.  

Die RMV GmbH beteiligt sich u.a. mit anderen Partnern an der hessischen Mobilitätsoffe n-

sive für die Entwicklung integrierter Mobilitätsdienstleistun gen am Projekt HOLM (House 

of Logistic and Mobility). Zur Erreichung einer höheren Marktreichweite sind Mobilität s-

pakete mit Verkehrsunternehmen, Taxi, CarSharing, insbesondere auch im ländlichen Raum, 

als potentielle Entwicklung anzusehen.  

Darüber hinaus ist die RMV GmbH bestrebt, für seine Kunden mittelfristig ein System für 

elektronisches Fahrgeldmanagement der hºchsten Komfortstufe ăEinsteigen und Losfah-

renò(Be-In/Be -Out -Systems) aufzubauen und einzuführen. Neben der Erweiterung des 

RMV-HandyTickets um BahnCard-ermäßigte Einzelfahrkarten werden die Integration von 

RMV-Übergangstarifen und die Fahrplanauskunft weiter vorangetrieben. Ebenso sollen 

weitere Fahrkarten als eTicket angeboten werden.  

Die Finanzierung der RMV GmbH für Regiekosten sowie für bezo gene Leistungen insbeson-

dere für Untersuchungen (gemäß Wirtschaftsplan) erfolgt nach Abzug von eigenen Ertr ä-

gen durch Zuwendungen des Landes Hessen und aus der Umlage der Komplementärfinanzi e-

rung der kommunalen Gesellschafter. Die hierfür mit dem Land Hess en geschlossene Fi-

nanzierungsvereinbarung 2010 bis 2014 ist die Grundlage zur Finanzierung der RMV GmbH. 

Während die Finanzierung der Regiekosten und Untersuchungen direkt der RMV GmbH 

zuzurechnen sind, werden die verbleibenden Finanzierungsmittel von der RMV GmbH tre u-

händerisch abgewickelt und als Treuhandvermögen gesondert erfasst.  
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2. Entwicklung der Beteiligungen im Geschäftsjahr 2012  

2.1 Rhein-Main-Verkehrsverbund Servicegesellschaft mbH (rms)  

Die RMV GmbH ist alleinige Gesellschafterin der Rhein -Main-Verkehrsverbund Serviceg e-

sellschaft mbH (rms). Die rms ist in der Entwicklung von Informations - und Vertriebssy s-

temen, Datenmanagement, Verkehrs - und Marktforschung sowie Kundenkommunikation t ä-

tig.  

Die rms hat auch 2012 durch gezielte Entwicklung neuer Themen bereits erfolgreich Au f-

träge akquiriert.  

Im innovativen Vertrieb konnten weitere Marktanteile gewonnen werden, ebenso in der 

konzeptionellen Marktforschung. Die Akquisition von F+E -Projekten erhält einen zune h-

menden Stellenwert.  

Die Umsatzerlö se der rms sind im Geschäftsjahr 2012 im Vergleich zum Vorjahr um 49% 

von TEUR 9.617 auf TEUR 14.359 gestiegen.  

Der Umsatz mit Dritten konnte gegenüber 2011 abermals leicht gesteigert  werden.  
Das Erlösvolumen konnte um rund 12% gesteigert und die Kundenb asis dabei weiter ve r-

breitert werden. In den letzten 5 Jahren konnten die Erlöse damit um 30% gesteigert 

werden. 

In 2012 konnte das F+E -Projekt NAMO beim BMBF unter Vertrag gebracht werden, and e-

re große F+E-Vorhaben bei den Bundesministerien BMWi und BMVBS  befinden sich weite r-

hin in Akquisition.  

Die rms begleitet den RMV bei der Einführung des (((eTicket RheinMain. Zu den konzept i-

onellen Aufgaben der Weiterentwicklung kommen seit der Einführung auch zunehmend 

operative Aufgaben zur Unterstützung des Betrieb s. 

Die Betriebsleistung hat sich im Vergleich zum Vorjahr um TEUR 791 ( - 8%) auf TEUR 

8.817 reduziert, im Wesentlichen durch den Abbau von Beständen an unfertigen Leistu n-

gen (TEUR 5.542). Das Betriebsergebnis des Geschäftsjahres beträgt TEUR 260 (i.Vj. 

TEUR 116) und der Jahresüberschuss vor Gewinnabführung an die RMV GmbH TEUR 263 

(i.Vj. TEUR 157).  

Die rms ist von der Finanzierung durch die RMV GmbH abhängig. Dabei war die Zahlung s-

fähigkeit der rms im Geschäftsjahr jederzeit gewährleistet.  

 

2.2 Fahrzeugmanagement Region Frankfurt RheinMain GmbH (fahma)  

Die RMV GmbH hält alle Anteile an der Fahrzeugmanagement Region Frankfurt RheinMain 

GmbH (fahma). Wie in den Vorjahren ist die fahma für die Beschaffung und Vorhaltung von 

Fahrzeugen des Schienenpersonennahver kehrs und die Bereitstellung dieser Fahrzeuge an 

Eisenbahnverkehrsunternehmen zuständig.  

Weiterhin stellt die fahma den Qualitäts - und Werterhalt der Fahrzeuge geeignet sicher. 

Alle Fahrzeuge sind langfristig an die VIAS GmbH (Odenwaldbahn) und die HESSIS CHE 

LANDESBAHN GmbH ðHLB (Taunusbahn) vermietet.  

Die Geschäftsführung der fahma wurde bis zum 01.02.2012 durch Herrn Volker Sparmann 

wahrgenommen. Herr Sparmann schied gemäß Beschluss der Gesellschafterversammlung 

vom 05.12.2011 zum 01.02.2012 als Geschäft sführer der fahma aus. Herr Professor Knut 

Ringat wurde zum 01.01.2012 als Geschäftsführer bestellt. Ein separater Geschäftsfü h-

rervertrag besteht nicht.  
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Im Geschäftsjahr 2012 erzielte die fahma Umsatzerlöse aus Leasingleistungen in Höhe von 

TEUR 6.862 (i . Vj.  TEUR 6.891). Dem gegenüber standen Abschreibungen für das G e-

schäftsjahr von TEUR 3.220 sowie Zinsaufwendungen aus der Finanzierung der Fahrzeuge 

in Höhe von TEUR 2.480. Das Jahresergebnis der fahma beträgt TEUR 957 (i. Vj. TEUR 

938). Es wird gemäß Ergebnisabführungsvertrag an die RMV GmbH abgeführt.  

Die fahma wird ab 2013 damit beginnen, die wirtschaftlichen Überlassungsverträge für die 

Zeit nach 2015 neu ausschreiben. Zudem können weitere Reparaturen und Instandhaltu n-

gen anfallen, die vertraglich n icht abgesichert sind.  

 

2.3 RTW  Planungsgesellschaft mbH (RTW)  

Zum Stichtag hält die RMV GmbH an der RTW 33,33% der Anteile. Wesentliche Aufgabe 

der RTW ist es, bis zum 31.12.2015 mit der Entwurfs - und Genehmigungsplanung für die 

Regionaltangente West und  der Abklärung der Fördermodalitäten mit dem Zuwendungsg e-

ber, die Grundlagen für die Herbeiführung der Bau - und Finanzierungsbeschlüsse durch die 

betroffenen Aufgabenträger zu schaffen. Des Weiteren ist die RTW beauftragt, mit p o-

tentiellen neuen Gesellscha ftern auf Grundlage des Entwurfs eines erweiterten Gesel l-

schaftsvertrags ăNeue Gesellschafterò (Beschlussfassung von Aufsichtsrat und Gesell-

schafterversammlung am 13.12.2012) Gespräche über den Beitritt vorzubereiten.  

Der Gesellschaftsvertrag der RTW wurd e gemäß Beschlussfassung der Gesellschafterve r-

sammlung und notarieller Beurkundung am 13.12.2012 bis zum 31.12.2015 verlängert.  

Die Aufgaben der RTW werden durch Umlagen finanziert. Der Gesellschaftsvertrag sieht 

eine umlagebezogene Finanzierung seitens d er Gebietskörperschaften vor, wobei das Land 

Hessen sich mit TEUR 3.000 an der Finanzierung der RTW beteiligt. Das Gesamtbudget 

der RTW für die Zeit bis zum 31.12.2012 beträgt TEUR 5.780.  

Die RTW schließt das Geschäftsjahr 2012 mit einem ausgeglichenen Jah resergebnis in 

Höhe von EUR 0,00 ab.  

Die Bilanzsumme verringerte sich gegenüber dem Vorjahr um TEUR 429 auf TEUR 280.  

Weiterhin ist die Geschäftsführung beauftragt, mit potentiellen neuen Gesellschaftern 

auf Grundlage des Entwurfs eines erweiterten Gesell schaftsvertrags ăNeue Gesellschaf-

terò (Beschlussfassung von Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung am 13.12.2012) 

Gespräche über den Beitritt vorzubereiten.  

Die RTW trägt kein finanzielles Risiko, da sie die Förderung der Zusammenarbeit zwischen 

dem Land Hessen und den einzelnen Landkreisen und Städten in der Region Frankfurt 

RheinMain auf dem Gebiet des Verkehrswesens zum Ziel hat. Sie nimmt keine unternehm e-

rische Tätigkeit im engeren Sinne wahr. Durch Fehlen der unternehmerischen Eigenschaft 

und der damit nicht vorhandenen Risiken ergeben sich auch keine nennenswerten wir t-

schaftlichen Entwicklungschancen für die Gesellschaft, die über den gegebenen Budge t-

rahmen hinausgehen.  

 

2.4  ivm GmbH (Integriertes Verkehrs - und Mobilitätsmanagement Region Frankfurt  

RheinMain) (ivm) 

Mit Wirkung zum 19.01.2012 erwarb die RMV GmbH vom Land Hessen 12,45 % des Stam m-

kapitals an der ivm zu einem Anschaffungspreis von 1 EUR.  

Durch die Beteiligung an der ivm können intermodale verkehrsträgerübergreifende Mobil i-

tätsangebote s tärker ausgestaltet werden. Die Arbeiten zur Vernetzung des Öffentlichen  
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Verkehrs (ÖV) und des Individualverkehrs (IV) im Sinne von Wegeketten in Kombination, 

werden unter dem Begriff ăkcm = Kompetenzcenter Mobilitªtò geb¿ndelt. 

Dabei überträgt die RMV G mbH Aufgaben im Mobilitätsmanagement auf die ivm und stellt 

die notwendigen finanziellen Mittel bereit. Die RMV GmbH wurde im Rahmen ihrer finanz i-

ellen Verpflichtung mit dem Land Rheinland -Pfalz sowie der Stadt Mainz gleich gestellt. 

Daher beteiligt sich d ie RMV GmbH nur an der Projektfinanzierung. Die Höhe der Mittel 

bestimmt die RMV GmbH selbst.  

Die Betriebsaufwendungen der ivm sind um TEUR 480 auf TEUR 1.995 (i. Vj. TEUR 2.475) 

gesunken. Ursächlich hierfür sind die gegenüber 2011 verminderten verfügbaren  Projek t-

budgets, die zu gesunkenen Erträgen im Rahmen der Projektförderung führten. Die Au f-

wendungen der Gesellschaft wurden durch Zuschüsse der kommunalen Aufgabenträger und 

des Landes Hessen ausgeglichen, so dass die Gesellschaft ein ausgeglichenes Jahre sergeb-

nis erzielte.  

 

2.5 VDV-Kernapplikations GmbH & Co. Kommanditgesellschaft (VDV KG)  

Die RMV GmbH hielt als Kommanditistin im Geschäftsjahr einen Kommanditanteil von TEUR 

100 (11,27% an den Kapitaleinlagen, i. Vj. 11,56%) an der VDV KG. Die Gesellschaft  ist z u-

ständig für die Umsetzung und Vermarktung der VDV -Kernapplikation, welche die I n-

teroperabilität des elektronischen Fahrgeldmanagement sicherstellt.  

Nach den Projektstarts in 2011 im Verkehrsverbund Berlin -Brandenburg (VBB), Rhein-

Main-Verkehrsverbu nd (RMV) und Hamburger Verkehrsverbund (HVV) begann im G e-

schäftsjahr in diesen Verbünden der Roll -Out des (((eTicket Deutschland, wodurch die 

Zahl der im Feld befindlichen Chipkarten signifikant anstieg. Bis Ende 2012 wurden insg e-

samt mehr als 8 Millionen Chipkarten ausgegeben.  

Im Jahr 2012 haben über 100 Verkehrsunternehmen/Verkehrsverbünde (VU/VV) die Tei l-

nahmeverträge für (((eTicket Deutschland unterzeichnet. Insgesamt haben bis Ende des 

Geschäftsjahres 160 VU/VV die (((eTicket -Teilnahmeverträge mit der  VDV-KA KG abge-

schlossen. 

Die Umsatzerlöse der VDV KG erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr im Geschäftsjahr 

2012 um TEUR 111 auf TEUR 1.691. Der Jahresfehlbetrag reduzierte sich um TEUR -71 auf  

TEUR -3. 

 

2.5  beka GmbH  

(vormals: Einkaufs - und Wirtschaftsgesellschaft für Verkehrsunternehmen (beka)  

mbH) 

Im Geschäftsjahr verkaufte die RMV GmbH ihre Anteile an der beka, an der sie 0,65% am 

Stammkapital hielt.  

 

3. Geschäftsverlauf der RMV GmbH in 2012  

Neben der konsumtiven Förderung sieht die Finanzierungsvereinbarung die Umsetzung 

strategischer Projekte vor.  

Schwerpunkte des Geschäftsverlaufs in 2012 waren die Fortsetzung von Marketingma ß-

nahmen bzw. ðinstrumentarien, die Konzeption und Modellierung eines nutzerfinanzierten  
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Tarifs sowie das Elektronische Fahrgeldmanagement. Weitere Maßnahmen betrafen den 

Abbau von Zugangsbarrieren für Kunden und Entwicklung der Kundenbindung.  

 

Die weiteren Aufgaben des Geschäftsjahres 2012 lagen wiederum zum einen in den  

originären Aufgab en wie 

ü Erstellung des neuen Fahrplanes 2013  

ü Fahrkarten - u. Vertriebsinfrastrukturstandards  

ü Ausschreibungen von Verkehrsdienstleistungen sowie Qualitätserfassung und ð

bewertung  im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) und im Buspersonennahverkehr 

(BPNV) 

ü RMV-Hotline und Kundenkommunikation  

 

sowie zum anderen im strategischen Bereich wie  

ü Mobilitäts - u. verkehrsplanerische Untersuchungen  

ü Fortschreibung des Regionalen Nahverkehrsplanes  

ü Investitionsmaßnahmen  

ü Tarifstrukturreform  

ü Elektronisches Fahrgeldmanagement (EF M). 

 

3.1 Ertragslage  

Die Betriebsaufwendungen der RMV GmbH sind im Geschäftsjahr 2012 im Vergleich zu 

2011 um TEUR 5.169 auf TEUR 39.431 gesunken (i. Vj. TEUR 44.600). Im Wesentlichen 

betraf dies den Rückgang für Aufwendungen für bezogene Leistungen um TEU R 3.798 so-

wie die Zuführungen zum Sonderposten für Zuschüsse zum Anlagevermögen um TEUR 

1.202. 

Im Geschäftsjahr wurden die Zuwendungen des Landes Hessen für die Förderung der Ve r-

kehrsverbünde reduziert. In Folge reduzierte die RMV GmbH insbesondere die bez ogenen 

Aufwendungen für Projekte. Insgesamt betrugen die Zuwendungen des Landes Hessen im 

Rahmen der bestehenden Finanzierungsvereinbarung sowie die Beiträge der kommunalen 

Aufgabenträger TEUR 34.117 (i. Vj. TEUR 39.591). Hinzu kamen sonstige Erträge insb e-

sondere aus Projektzuwendungen von TEUR 4.933 (i. Vj. TEUR 4.853). Somit belief sich 

das Betriebsergebnis der RMV GmbH auf TEUR - 381 (i. Vj. TEUR -156). 

Das Beteiligungsergebnis von insgesamt TEUR 1.202 (i. Vj. 1.095) betrifft die Erträge aus 

den Gewinnabführungen der fahma (nach vororganschaftlichem Verlustausgleich) sowie der 

rms. 

Das Zinsergebnis ist negativ in Höhe von TEUR -444 (i. Vj. TEUR -562) und ist im Wesen t-

lichen bestimmt durch Zinsaufwendungen aus der Aufzinsung von Rückstellungen. Wie in 

den Vorjahren wird ein außerordentlicher Aufwand in Höhe von TEUR 377 aus der ratierl i-

chen Zuführung zur Pensionsrückstellung aus der Umstellung der Bewertungsmethoden bei 

der Erstanwendung des BilMoG ausgewiesen.  

Das Jahresergebnis ist wie in den Vorjahren systembedingt ausgeglichen.  
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3.2 Vermögenslage 

Die Zugänge zum Anlagevermögen betrugen im Geschäftsjahr TEUR 2.397. Sie entfallen im 

Wesentlichen auf erworbene Softwareprogramme. Dabei wurde insbesondere das ver-

bundweite Hintergrundsystem (vHGS) in Betrieb genommen.  

Die Bilanzsumme verminderte sich zum Stichtag um TEUR 1.039 auf TEUR 31.661. In Höhe 

von TEUR 690 ist dies auf die Reduzierung des Anlagevermögens zurückzuführen. Der ko r-

respondierende Sonderposten  auf der Passivseite der Bilanz verminderte sich entspr e-

chend.  

Darüber hinaus führten gesunkene Umsatzsteuerforderungen und Forderungen an den 

Treuhandbereich um insgesamt TEUR 1.168 zu einem Rückgang der Bilanzsumme. Auf der 

Passivseite der Bilanz erhöht en sich die sonstigen Rückstellungen um TEUR 1.838, dagegen 

nahmen die Verbindlichkeiten insgesamt um TEUR 2.815 ab.  

Die Vermögensstruktur hat sich zum Vorjahr geringfügig verändert. Das Anlagevermögen 

beträgt 27,9 % (i. Vj. 29,2 %) der Bilanzsumme. Entsp rechend entfallen 72,1 % (i. Vj. 70,8 

%) auf das Umlaufvermögen und die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten.  

Die Finanzierung des Anlagevermögens durch langfristiges Kapital ist jederzeit sicherg e-

stellt, da in Höhe des Anlagevermögens ein entsprechender So nderposten für Zuschüsse 

gebildet wurde.  

 

3.3 Finanzlage 

Die flüssigen Mittel erhöhten sich im Geschäftsjahr gegenüber dem Vorjahr um TEUR 313 

auf TEUR 564. Der Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit beträgt TEUR 2.707 (i. 

Vj. TEUR 3.538). Er wurde  verwendet für Mittelabflüsse für den Erwerb immaterieller 

Vermögensgegenstände und Sachanlagen in Höhe von TEUR 2.394 (i. Vj. TEUR 3.627).  

Die nicht verbrauchten Mittel des Landes Hessen aus der Finanzierungsvereinbarung sind 

an den Treuhandbereich transf eriert und zum Stichtag als Forderungen gegen den Tre u-

handbereich in den Sonstigen Vermögensgegenständen bilanziert. In Folge musste im 

Treuhandbereich der genehmigte Kreditrahmen nicht ausgeschöpft werden, da die Mittel 

des Regiebereiches zur Verfügung st anden. 

Die Zahlungsfähigkeit der RMV GmbH war im Geschäftsjahr 2012 jederzeit gewährleistet.  

 

3.4 Personal- und Sozialbereich  

Im Personalbereich des Geschäftsjahres waren 5 Zugänge und 6 Abgänge zu verzeichnen. 

Die Zugänge erfolgten zur Wiederbesetzung fre igewordener Stellen durch Kündigung von 

Arbeitnehmern bzw. als Vertretung der in Elternzeit befindlichen Mitarbeiter sowie au s-

gelaufene Zeitverträge. Im Geschäftsjahr konnten wieder 2 Auszubildende eingestellt 

werden. Die Mitarbeiteranzahl beläuft sich auf  durchschnittlich 124 Personen (i. Vj. 130).  

 

 

4.   Ausblick  

4.1 ÖPNV-Gesetz 

Das grundlegende Regelwerk für die Aufgaben der hessischen Verkehrsverbünde ist das 

Gesetz über den öffentlichen Personennahverkehr in Hessen (ÖPNVG), das bis 31.12.2012  
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befristet war. Die RMV GmbH hat sich in enger Zusammenarbeit mit den Lokalen Nahve r-

kehrsorganisationen in die Arbeiten zur Novellierung des Gesetzes eingebracht. Das nove l-

lierte Gesetz ist zum 01.01.2013 in Kraft getreten. Bei der derzeit in Arbeit befindl ichen 

Aufstellung des Regionalen Nahverkehrsplanes werden die neuen gesetzlichen Vorschri f-

ten bereits angewendet. Der neue Terminus lautet nun ăverbundweiter Nahverkehrsplanò. 

Die Busleistungen werden neu unterschieden in Verbundbusverkehr, regionaler Busn ahver-

kehr und lokaler Verkehr. Neu ist auch, dass die verbundweiten Nahverkehrspläne der Z u-

stimmung des zuständigen Ministeriums bedürfen.  

Eine weitere wesentliche Neuerung im Gesetz ist die stärkere Betonung verbundweiter 

Standards im Interesse der Fahrgä ste, um sich überall im ÖPNV -System gut zurechtfi n-

den zu können. Zur Umsetzung ist beabsichtigt, bestehende Standards zu überprüfen und 

neue Standards zu entwickeln. Dies soll in enger Abstimmung mit den Nahverkehrsorgan i-

sationen mit dem Ziel geschehen, ei nzelne Beschlussvorlagen für den Aufsichtsrat zu e r-

arbeiten.  

Das neue ÖPNV-Gesetz hält an der bewährten Möglichkeit fest, die Zuwendungen des La n-

des in mehrjährigen Budgets mit den Verkehrsverbünden zu vereinbaren. Das zuständige 

Ministerium bereitet solche Finanzierungsvereinbarungen für die Budgetperiode 2015 bis 

2019 vor und hat die Verbundgeschäftsführer zu ersten Gesprächen eingeladen. Im G e-

setz ist neu verankert, dass die Zuwendungen des Landes unter anderem die vollständigen 

Fördermittel nach de m Regionalisierungsgesetz des Bundes umfassen. Da diese Regional i-

sierungsmittel ab 2015 jedoch einer Revision unterliegen, steht derzeit nicht fest, wie sich 

die Mittel entwickeln werden. Es ist eher von einer geringen Dynamisierung oder auch von 

einer Sta gnation auszugehen. Die Mittel der zweiten großen Finanzierungssäule sind die 

Mittel aus dem Kommunalen Finanzausgleich. Auch hier ist derzeit mit einer Stagnation zu 

rechnen. Angesichts dieser Entwicklung einerseits und der Kostenentwicklung andererseits 

wird in allen Aufgabenbereichen des Verbundes nach Synergien gesucht, um die Wir t-

schaftlichkeit des ÖPNV zu verbessern. Dies ist eine allgegenwärtige Aufgabe, der sich 

bei jedwedem Handeln gestellt werden muss. Sie wird prägend sein für die gegenwärtigen 

und zukünftigen Arbeiten im Verbund.  

 

4.2  Finanzierungsvereinbarung 2010 bis 2014  

Maßgeblich für die positive verkehrliche Entwicklung seit Verbundstart ist u.a. das finanz i-

elle Engagement des Landes Hessen, wodurch die Ausweitung und Verbesserung des ÖPNV -

Angebotes, insbesondere in den ländlichen Regionen, sowie die Neustrukturierung des 

SPNV möglich wurde. Für die Zukunft sind allerdings auch Wege zu finden, um diese En t-

wicklung weiter fortzusetzen bzw. halten zu können. Die sich ständig verschlechternde 

Finanzsituation in den öffentlichen Haushalten sowie die Kostensteigerung bei der Erste l-

lung der Leistung führen zu diesen negativen finanziellen Auswirkungen. Dabei ist zu b e-

rücksichtigen, dass es bedeutsame Kostenkomponenten gibt, deren Entwicklung volls tändig 

außerhalb der Einflussmöglichkeiten des RMV liegen, wie Energiepreise oder die Infr a-

strukturkosten im SPNV.  

Die in der Koalitionsvereinbarung für die Legislaturperiode 2009 bis 2014 vereinbarte vol l-

ständige Durchleitung der Regionalisierungsmittel an die Hessischen Verbünde ist ein w e-

sentliches Element zur Finanzierbarkeit des ÖPNV in Hessen. Dies gilt gleichermaßen für 

die Finanzierbarkeit des regionalen wie auch des lokalen Verkehrs.  
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Bereits mit dem Jahr 2000 wurde die Finanzierung zur Erreichung  einer größeren Flexib i-

lität und zum effizienteren Mitteleinsatz im Rahmen einer einheitlichen pauschalen Mitte l-

zuweisung des Landes an die Verkehrsverbünde neu strukturiert. Somit wurde auch für die 

Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH die Förderung der ÖPNV -Maßnahmen mit Blick auf das 

ÖPNV-Gesetz auf eine vereinfachte und vereinheitlichte Basis gestellt. Grundlage bleiben 

die bewährten Finanzierungsinstrumente des Verbundes.  

Folgende Grundsätze bilden die Basis der derzeitig gültigen pauschalierten Landesmitt el-

zuweisung: 
 

ü Die Auszahlung erfolgt jeweils in zwölf gleichen Raten.  

ü Die Rhein-Main-Verkehrsverbund GmbH erhält den Betrag zu einer flexibilisierten 

Anwendung im Rahmen der Förderinstrumentarien mit einer zielorientierten Ve r-

wendung entsprechend den geset zlichen Regelungen. 

 

Die Eckpunkte der Finanzierungsvereinbarung für die Jahre 2010 bis 2014 sind:  

1. Finanzierungsbedarf  

Preissteigerungen und auftretende Effekte aus Ausschreibungen weiterer Verkehr s-

dienst leistungen insbesondere im SPNV stellen Risiken f ür den Finanzierungsbedarf da. 

Aus diesem Grund wurde der Mittelmehrbedarf in der Finanzierungsvereinbarung 2010 bis 

2014 berücksichtigt.  

Für wichtige Investitionsvorhaben und Leistungserweiterungen liegen Gremienbeschlüsse 

und/oder Verträge vor. Bereits g etätigte Investitionen in Streckenertüchtigungen und 

Fahrzeuge in der Vergangenheit bzw. geplante, zwingend erforderliche infrastrukturelle 

MaÇnahmen erfordern die Bestellung zusªtzlicher betrieblicher Leistungen, um ăInvestiti-

onsruinenò zu vermeiden. Damit verbundene generelle Steigerungen des betrieblichen Au f-

wandes und der Infrastrukturkosten in Gegenwart und Zukunft sind auch hier mit zu b e-

rücksichtigen . 

Über den Bestand und die als zwingend notwendig erachteten Vorhaben hinaus ergeben 

sich aus der Koal itionsvereinbarung für die Legislaturperiode 2009 bis 2014 heraus weit e-

re Maßnahmen, die mit zusätzlichem Mittelbedarf für den dann aufzunehmenden Betrieb 

verbunden sind.  

Aus diesen Anforderungen heraus ergab sich aus den Verhandlungen mit dem Land ein E r-

gebnis von ca. 2,5 Mrd. EUR über die Laufzeit der Finanzierungsvereinbarung.  

 

2. Laufzeit  

Im Hinblick auf eine Vielzahl von wichtigen vertraglichen Verpflichtungen ist eine länge r-

fristige Planungssicherheit für die Gesamtheit der Aufgabenträger zwingend e rforderlich. 

Als Konsequenz daraus erfolgte eine Vereinbarung über eine Laufzeit von fünf Jahren 

(2010 bis 2014).  

 

3. Zielwerte  

Das Anreizsystem zur Finanzierungsvereinbarung mit den vereinbarten Zielwerten und Kr i-

terien wie Marktreichweite, Leistungen fü r den Kunden, Effizienz und Wettbewerb wurde 

insgesamt als erfolgreich bewertet. Wie in der Finanzierungsvereinbarung 2005 bis 2009 

wird neben dem Fixum jährlich ein definierter Betrag in Höhe von 10 Mio. Euro der La n-

desförderung dem Zielsystem als flexibl er Betrag zugeordnet. Die Ziele wurden gegenüber  
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der Vereinbarung 2005 bis 2009 lediglich methodisch geringfügig angepasst. Der Anteil, 

der dem Zielwertsystem entspricht, sind etwa 2% des vorgeschlagenen Gesamtbudgets.  

Intention des Landes Hessen ist es,  eine zielorientierte Förderung beizubehalten. Durch 

die Vereinbarung der Ziel(wert)vorgaben soll das Budget für eine an den Mobilitätsbedür f-

nissen des Kunden ausgerichteten Verkehrsbedienung im ÖPNV mit entsprechendem Se r-

vice sorgen. Die Umsetzung der mit  dem Land vereinbarten Ziele liegt weitestgehend bei 

den Verbünden. 

 

4. Schwerpunktprojekte  

Mit der RMV GmbH wurden seitens des Landes Hessen inhaltliche Schwerpunkte zur A t-

traktivitätssteigerung des ÖPNV -Gesamtsystems definiert, die in Zukunftsprojekten m it 

dem Land in der Finanzierungsvereinbarung fixiert wurden.  

 

4.3  Regionaler Nahverkehrsplan 2010 bis 2019  

Mit Beschluss vom 7. Juli 2009 hat der Aufsichtsrat der RMV GmbH die Geschäftsfü h-

rung beauftragt, den Regionalen Nahverkehrsplan (RNVP) für den Zeit raum 2010 bis 2019 

fortzuschreiben. Basierend auf dieser Entscheidung wird der RNVP von den Geschäftsb e-

reichen der RMV GmbH unter Federführung des Geschäftsbereiches Verkehrs - und Mobi-

litätsplanung in Zusammenarbeit mit den Lokalen Nahverkehrsorganisatione n (LNO) und 

Vertretern des Landes Hessen erarbeitet.  

Zentraler Bestandteil der Zusammenarbeit mit den LNOs waren auch im Jahr 2012 die 

Sitzungen des Lenkungskreises sowie der Arbeitskreise ăBallungsraumò, ăRegionò und ăVer-

zahnung/Integrationò. In diesen Gremien wurden die jeweils aktuellen Erkenntnisse vorg e-

stellt, diskutiert und abgestimmt. Insgesamt tagten die genannten Gremien 2012 sechs 

Mal.  

Im Jahr 2012 wurden mit dem Hessischen ÖPNV -Gesetz und dem Personenbeförderung s-

gesetz zwei Gesetze geändert, die  unmittelbar Einfluss auf den Regionalen Nahverkehr s-

plan haben. Das Gesetzgebungsverfahren wurde seitens der RMV GmbH begleitet und die 

neue Rechtslage in den RNVP eingearbeitet.  

Im Jahr 2012 wurden ð teilweise mit Unterstützung von Gutachtern ð insbesondere  

folgende Themen bearbeitet:  

V Angebotskonzept (Liniennetz und Rahmenfahrplan) für den Schienenpersonenna h-

verkehr (Zielkonzept 2019 und Ausblick)  

V Maßnahmenplan für den Schienenpersonennahverkehr (Großprojekte, weitere Pr o-

jekte zur Netzentwicklung, Station smaßnahmen) 

V Darstellung des Leistungsangebots und der Maßnahmen bezogen auf die verschied e-

nen Teilräume des RMV in Form von Steckbriefen  

V Überprüfung des regionalen Busangebots und Einordnung der Linien in die Kateg o-

rien Verbundbus, Regionalbus und Lokalbus  

V Erarbeitung eines Maßnahmenplans für die Lokalisierung geeigneter Buslinien sowie 

für die Optimierung des Angebots einschließlich erste Umsetzungsschritte  

V Abschätzung der verkehrlichen und finanziellen Wirkung der Maßnahmen  

V Zusammenstellung von Richtlinie n und Empfehlungen für flexible Bedienungsweisen  

V Weiterentwicklung des STEP -Programms zum Stationsrahmenplan  
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Außerdem wurde im Geschäftsjahr das formale Anhörungsverfahren gemäß § 14 Abs.7 

Hessisches ÖPNV-Gesetz vorbereitet, um den offiziellen Start des Verfahrens Anfang 

2013 zu ermöglichen. Hierzu gehörte u. a. auch eine kontinuierliche Abstimmung mit den 

zuständigen Genehmigungsbehörden. 

 

5.  Europaweite Ausschreibungen von Verkehrsdienstleistungen im SPNV und BPNV  

5.1   Wettbewerbliche Vergaben im SPNV  

Der Verkehrsmarkt im Schienenpersonennahverkehr (SPNV) befindet sich im Berichtsjahr 

weiterhin in der wettbewerblichen Übergangsphase, d.h. es sind noch nicht sämtliche Ve r-

kehrsdienstleistungen (SPNV -Teilnetze) aus den Altverträgen mit der Deutschen Bahn AG 

(aus 2003) bzw. der Hessischen Landesbahn GmbH (aus 2003) wettbewerblich vergeben 

worden. Die wettbewerbliche Vergabe sämtlicher Teilnetze wird voraussichtlich bis Ende 

2019 abgeschlossen sein. 

Der Umfang der im Wettbewerb bereits vergebenen bzw. wiederholt vergebenen SPNV -

Teilnetze ist dem jährlichen Gesamtbericht der RMV GmbH (aktuell Gesamtbericht 2011) 

zu entnehmen, zu dem der RMV nach Artikel 7 Absatz 2 EU -VO 1370/2007 verpflichtet 

ist. Darin sind nachrichtlich die außerhalb des Berichtszeitra umes des Gesamtberichtes 

2011 zusätzlich durchgeführten wettbewerblichen Vergabeverfahren unter Ziffer F.1 en t-

halten.  

Gemäß dem RMV-SPNV-Vergabekalender war in  2012 die Vergabe der Teilnetze ăMain-

Spessart (RE)ò bzw. ăDieselnetze S¿dwestò und ăEifel-West erwald -Sieg-Netz (EWS)ò zu 

beginnen, durchzuführen bzw. abzuschließen. Die Ausschreibungsgewinner für die  

Teilnetze sind:  

×  ăDieselnetz S¿dwest (Los 2)ò    die Regentalbahn AG ð Die Länderbahn  

× ăEifel-Westerwald -Sieg (EWS) (Los 1)ò  die DB Regio AG Region Südwest  

× ăEifel-Westerwald -Sieg (EWS) (Los 2)ò  die Hessische Landesbahn GmbH 

× ăMain-Spessart (RE)ò    die DB Regio AG Region Bayern 

 

5.2  Wettbewerbliche Vergaben im BPNV  

Der Verkehrsmarkt im Buspersonennahverkehr (BPNV) befindet sich in der Wettbewerb s-

phase, d.h. sämtliche Verkehrsdienstleistungen im regionalen Buspersonennahverkehr wu r-

den seit Ende 2009 bereits mindestens einmal nach wettbewerblichen Grundsätzen verg e-

ben.  

Der Umfang der im Wettbewerb bereits vergebenen bzw. wiederholt vergebenen BPNV -

Linienbündel ist dem jährlichen Gesamtbericht der RMV GmbH zu entnehmen, zu dem der 

RMV nach Artikel 7 Absatz 2 EU -VO 1370/2007 verpflichtet ist. Darin sind nachrichtlich 

die außerhalb des Berichtszeitraumes zusätzlich durchgeführten eigenwirtschaftlichen 

Genehmigungsverfahren wie auch den diesen folgenden wettbewerblichen Vergabeverfa h-

ren unter Ziffer F.2 und F.3 enthalten.  

 

Gemäß dem RMV-BPNV-Vergabekalender waren im Berichtszeitraum in Abstimmung mit 

den zuständigen Genehmigungsbehörden die eigenwirtschaftli chen Genehmigungsverfahren  

für die Linienbündel  
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×  ăLDD Darmstadt-Odenwaldò und ăLDD BergstraÇeò 

× ăLMR Nordostò und ăLMR-Westò 

× ăVBK Alsfeld-Nordostò 

× ăLOF-Westò und ăLOF-Mitteò 
 

durchzuf¿hren. Dieses ist bis auf das Linienb¿ndel ăLDD BergstraÇeò erfolgt. Eigenwir t-

schaftliche Genehmigungsanträge wurden nicht gestellt. Der Verkehrsvertrag für das l o-

kal/regional gemischte Linienb¿ndel ăBergstraÇeò soll in Verhandlungen mit dem Altbetrei-

ber unter der Federführung der Darmstadt -Dieburger Nahverkehrsorganisation  

(DADINA) verlängert werden.  

Die den eigenwirtschaftlichen Genehmigungsverfahren f¿r die Linienb¿ndel ăLMR-

Nordwestò und ăVBK-Lauterbach 2ò (durchgef¿hrt in 2011) folgenden wettbewerblichen 

Vergabeverfahren wurden im Berichtsjahr durchgeführt und erfolgrei ch abgeschlossen.  

Ausschreibungsgewinner für die Linienbündel  

× ăLMR-Nordwestò ist die ALV Oberhessen GmbH & Co.KG als Zusammenschluss mittel-

ständischer Verkehrsunternehmen in einer eigenständigen Gesellschaft und für  

× ăVBK-Lauterbach 2ò ist der Reisedienst Frieda Gass als mittelständisches Verkehrsu n-

ternehmen.  
 

Näheres kann dem RMV-BPNV-Vergabekalender wie auch dem jährlichen Gesamtbericht 

nach Artikel 7 Absatz 2 EU -VO 1370/2007 jeweils unter www.rmv.de entnommen werden.  

 

5.3 Teilnetzverschiebungen /Direkt vergaben 

Bezugnehmend auf die im Vorjahr angekündigten Teilnetzverschiebungen kann nunmehr 

berichtet werden, dass die entsprechenden Vertragsanpassungen - nach Auslaufen der 

einjährigen Frist nach Artikel 7 Absatz 2 EU -VO 1370 - im Dezember 2012 vollzogen wur-

den.   

 

6.    Marketing  

6.1  Aufbau Kompetenzcenter Marktforschung  

Im Geschäftsjahr wurde die Zusammenarbeit von RMV GmbH und rms im Bereich der 

Marktforschung gestärkt. Zur Realisierung von Synergieeffekten im Sinne einer Bündelung 

der entsprechenden K ompetenzen wurde das Kompetenzcenter Marktforschung eingeric h-

tet. Neben einer Steigerung der Leistungsfähigkeit und der Nutzung von Effizienzvorte i-

len ist der Ausbau des Wissensmanagements eine zentrale Zielsetzung ð von Einzeldaten zu 

vernetzen Informatio nen. Auf dieser Basis erfolgte eine noch stärker zielgerichtete Ber a-

tung der Geschäftsbereiche durch die Marktforschung.  

 

6.2  Werbung und Marktauftritt  

Der Abbau von Zugangsbarrieren auf Grund mangelnder oder unklarer Information sowie 

die Marketingkommun ikation der Angebote des RMV waren Aufgabenschwerpunkte der 

Projekte im Bereich Werbung und Marktauftritt.  

Dabei war die Marketingkommunikation zur Einführung der 65 -plus-Jahreskarte von zen t-

raler Bedeutung für die Schaffung von Aufmerksamkeit und Bekannth eit für das Ende  
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2012 gestartete Angebot des RMV. Ebenso wurde die Einführung des eTicket RheinMain 

kommunikativ begleitet durch Kundeninformation, durch Veranstaltungen sowie eine Anze i-

genkampagne. 

In Vorbereitung auf den Tarifwechsel wurden im Geschäft sjahr die Kundeninformationen 

zu Fahrkarten, Produkten, und Tarifen sowie Aushangfahrpläne und Fahrplanmedien aktu a-

lisiert.  

Ziel der Vermarktungsaktivitäten des RMV war im Geschäftsjahr, den unterdurchschnit t-

lichen Marktanteil des ÖPNV im Bereich von Fahrt en zu Freizeitzwecken zu erhöhen. Hie r-

zu wurden zahlreiche Maßnahmen umgesetzt. Neben Informationsständen auf öffentlichen 

Veranstaltungen, meist in Zusammenarbeit mit lokalen Partnern, wurden mehrere Brosch ü-

ren zum Freizeitverkehr im RMV nachgedruckt bzw.  neu erstellt, wie z.B. zur HellertalBahn 

(Blickfang Natur), zur DreiLänderBahn (Erlebnis Dreiländereck) und zur RheingauLinie 

(Weinwanderbroschüre). Die bekannte Reihe RMV XtraTour wurde fortgesetzt, die Au s-

gabe ăWeihnachtsmªrkteò war 2012 erstmals elektronisch über die RMV App verfügbar.  

 

6.3  Vertriebsentwicklung im RMV  

Auch im Geschäftsjahr hat die RMV GmbH in Zusammenarbeit mit den lokalen Nahve r-

kehrsgesellschaften (LNO) sowie den Verkehrsunternehmen (VU) ihre Aktivitäten zur E f-

fizienzsteigerung im Ver trieb fortgesetzt. Wesentliche Aspekte waren die Einführung 

eines Elektronischen Fahrgeldmanagements (EFM) mit den Bausteinen chipkartenbasierter 

Vertrieb von Zeitkarten, handybasierte Fahrtenerfassung mit nachträglicher Abrechnung 

auf der Grundlage des Sy stems der DB AG (Touch&Travel) sowie der Vertrieb von Fah r-

karten für Gelegenheitskunden über mobile Endgeräte. Das RMV -HandyTicket hat sich 

dabei als zukunftsweisender Baustein des Vertriebs etabliert. Die Zahl angemeldeter Ku n-

den stieg von knapp 34.000 En de 2011 auf ca. 70.000 Ende Dezember 2012 an. Der mona t-

liche über den Kanal HandyTicket generierte Umsatz wuchs von rund TEUR 200 im Deze m-

ber 2011 auf über TEUR 370  im Dezember 2012 an. Diese überdurchschnittlich hohen Z u-

wachsraten bestätigen die Gesamtstr ategie der RMV GmbH für die Nutzung mobiler En d-

geräte.  

Ergänzend wurden die Funktionalitäten der Online -Dienste des RMV (ămeinRMVò und 

ăRMV-TicketShopò) ausgebaut, damit diese auch f¿r die eTicket RheinMain-Kunden nutz-

bar sind. Dazu wurde eine Schnittstell e zwischen den Online -Diensten und dem verbun d-

weiten Hintergrundsystem des RMV (vHGS) geschaffen. Der eTicket RheinMain -Kunde 

kann über die Online -Dienste elektronische Fahrkarten kaufen und Verwaltungsfunktionen 

zur Chipkarte nutzen. Darunter fallen vor a llem die Ersatzkartenbestellung bei Verlust 

oder Diebstahl und die Anpassung von Daten bei einer Adress - oder Bankverbindungsänd e-

rung. Die Nutzung der VDV -Kernapplikation ermöglicht eine gemeinsame Vertriebsplat t-

form auf der Basis standardisierter Abläufe und technischer Schnittstellen. Diese Ve r-

triebsplattform integriert die ÖPNV -Partner im Verbund und sichert die getätigten Inve s-

titionen in Verkaufsinfrastruktur und Hintergrundsysteme. Darüber hinaus ermöglicht die 

Nutzung von elektronischen Kundenmedien und die Verwendung des VDV-Sicherheits -

verfahren die Reduzierung von Betrug, Fälschungen und Manipulationen  und trägt somit 

nachhaltig zur Einnahmensicherung bei. Nicht zuletzt ist auf den Aspekt einer deutsc h-

landweiten Interoperabilität als wesentliches Nutzenkriterium für den Kunden hinzuwe i-

sen. 
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Im Rahmen des Projektes ăEinf¿hrung EFMò waren im Wirtschaftsplan 2012 rd. TEUR 

6.300  eingestellt worden. Diese Mittel sind für die Beschaffung der zugehörigen Infr a-

struktur (Chipkarten und Software u.  ä.) und den Betrieb des verbundweiten Hintergrun d-

systems verwandt worden.  

 

Die Mittel für die Kontrollgeräte aus dem Budget C4 -Projekt EFM des Jahres 2010 (ca. 

TEUR 5.500  ) sind durch Verträge über die Bezuschussung bzw. Beistellung mit den Lok a-

len Nahverkehrsorganisationen (LNO) in 2010, 2011 und 2012 gebunden worden. Jedoch 

erfolgte durch diverse Verzögerungen, beispielsweise bei der Erstellung der Mengengerü s-

te und bei den Abstimmungsprozessen mit den lokalen Partnern in 15  Landkreisen und elf 

Stä dten kein Mittelabfluss in 2010 und nur zum Teil in 2011. Ein Großteil des tatsächlichen 

Einbaus der Kontrollinfrastruktur fand 2012 statt. Vor allem durch Lieferengpässe bei den 

Geräteherstellern konnte der Prozess jedoch auch 2012 nicht komplett abgeschl ossen 

werden.  

In enger Zusammenarbeit mit Partnern in der Region wurden darüber hinaus die ersten 

Anwendungen der Chipkarte als Mobilitätskarte realisiert. Die Inhaber des eTickets kö n-

nen mit der Chipkarte seit Mitte 2012 die Angebote des CarSharing -Anbie ters stadtmobil 

Rhein-Main und von eMobil Offenbach zu vergünstigten Konditionen nutzen.  

Zur Verbesserung der Kundenbindung und Förderung der Online -Vertriebswege wurde das 

Bonusprogramm RMVsmiles realisiert. Alle RMV -Kunden, die sich auf rmv.de registrie ren 

lassen, erhalten mit jeder im RMV -TicketShop oder als RMV -Handy-Ticket erworbenen 

Fahrkarte Bonuspunkte (Smiles). Diese können gegen Rabatt -Gutscheine von Anbietern aus 

dem gesamten Verbundgebiet eingetauscht werden.  

 

Sicherheit  

Personaleinsatz ist ei ne wichtige Säule zur Verbesserung des Sicherheitsempfindens der 

Fahrgäste. In den Abendstunden wird jeder der 100 S -Bahn-Züge ab 21:00 Uhr von S i-

cherheitskräften begleitet. Darüber hinaus hat der RMV in 2012 zusätzliches Sicherheit s-

personal im S-Bahnsystem Rhein-Main eingesetzt.  

 

House of Logistics & Mobility (HOLM)  

Die RMV GmbH ist Mitglied der Gründungsinitiative HOLM e. V. Der Verein (kurz: HOLM e. 

V.) wurde 2009 gegründet, mit dem Ziel das House of Logistics & Mobility (HOLM) vorz u-

bereiten. Zweck des H OLM ist die weitere Vernetzung von Wirtschaft und Wissenschaft 

zur Stärkung des Logistik - und Mobilitätsstandortes Hessen. Durch eine Vernetzung der 

Akteure  auf einer neutralen Plattform werden ein branchen - und disziplinenübergreife n-

der Austausch, eine i nterdisziplinäre Projektarbeit, anwendungsorientierte Forschung s o-

wie Aus- und Weiterbildung im Bereich Mobilität und Logistik ermöglicht.  

Die Leistungen des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) sind dabei integraler B e-

standteil  eines Gesamtmobilitätsa ngebotes. Dieses soll mehr noch als bisher den Bedür f-

nissen des inter - bzw. multimodalen Kunden entsprechen. In einer Kooperation mit dem 

HOLM verfügen die Akteure am Mobilitätsmarkt über eine neutrale in Wissenschaft und 

Wirtschaft vernetzte Institution, die eine allgemeine Akzeptanz für eine Moderations - 

und Koordinationsrolle besitzt. In der Kooperation mit HOLM sieht die RMV GmbH die B a-

sis einer strategischen Zusammenarbeit zwischen der Wirtschaft, der Wissenschaft und  
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den Gebietskörperschaften Land H essen, Landkreisen und Städten zur Stärkung des 

ÖPNV in einem Integrierten Verkehrsmarkt.  

 

7. Voraussichtliche Entwicklung (Wirtschaftsplan)  

Die Wirtschaftspläne der RMV GmbH für die Geschäftsjahre 2012 und 2013 haben fo l-

gende wesentlichen Eckdaten:  

 

Finanzplan 

 

Mittelherkunft  
2013  

TEUR 

2012  

TEUR 

Veränderung 

in % 

Komplementärmittel   3.041 3.027   0,46  

Landeszuwendung 21.164 20.218  4,68  

Mittelverwendung        

Regie 12.098 11.343 6,66  

Kernaufgaben + Strategische 

Projekte  9.423  9.189  2,55  

Investitionen  1.540 1.590 -3,14 

USt  1.145 1.123  1,96 

  

  

  

nachrichtliche Maßnahmen *  
2013  

TEUR  

2012  

TEUR  

Veränderung  

in   %  

C / D / SV -Projekte  15.790 17.119 7,76  

* werden außerhalb des RMV Wirtschaftsplanes finanziert  

 

Der Budgetansatz verhält sich ð gemessen an den Aufgaben ð als gerade noch ausreichend. 

Die Wirtschaftspläne schließen systembedingt mit einem ausgeglichenen Ergebnis ab.  

Gegenwärtig sind für die RMV GmbH keine Risiken für den Fortbestand erkennbar.  

 

8. Sonstige Angaben 

Die Aufsichtsgremien der RMV GmbH - Aufsichtsrat und Gesellschafterversammlung - 

tagten turnusmäßig. Die entsprechenden Beschlussfassungen zum Leistungsangebot, zum 

Jahresabschluss und zur zweckentsprechenden Verwendung der Landesmittel mit  der Ei n-

nahmenaufteilung/Abrechnung (EAV/ABR) sowie zum Tarif erfolgten mit den erforderl i-

chen Mehrheiten.  
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Wasserverband Nidda  
Leonhardstr. 7, 61169 Friedberg/H.  
Tel.:   06031 / 83 -7100 ð Fax: 06031 / 83 -7104 

E-Mail:  info@wasserverband -nidda.de 

Internet:  www.wasserverband-nidda.de 

 

Unternehmenszweck  

Verbandszweck:  

Aufgabe ist es, entsprechend den Vorgaben des Hessischen Wassergesetzes in seiner j e-

weils gültigen Fassung f olgende Gewässer auszubauen und einschließlich ihrer Uferran d-

streifen, soweit sie im Eigentum des Verbandes oder einer Gemeinde stehen, zu unterha l-

ten, insbesondere unter Beachtung des Hochwasserschutzes den naturnahen Gewässerz u-

stand zu erhalten oder wied er herzustellen (Renaturierung).  

ü Die Nidda (ca. 75 km) von der oberen Bebauungsgrenze Schotten - Rudingshain bis zum 

Eschersheimer Wehr im Stadtgebiet Frankfurt/Main. In der Ortslage Rudingshain ist 

der Graswiesenbach / Streitbach (ca. 1 km) ebenfalls in d er Unterhaltung des Wasse r-

verbandes. 

ü Den Flutgraben (ca. 4 km) in Nidda. Die Ulfa (ca. 5 km) von der Eselsbrücke bei Ulfa bis 

zur Mündung in Unter Schmitten in die Nidda  

ü Die Wetter (ca. 54 km) von der Gemarkungsgrenze Lich ð Ober -Bessingen /Laubach ð 

Münst er bis zur Mündung in die Nidda in Niddatal ð Assenheim 

ü Den Eichelbach ab 01.01.2012 (ca. 18 km) von der unteren Bebauungsgrenze Schotten 

(OT Breungeshain) bis zur Mündung in Eichelsdorf in die Nidda.  

Weitere Hauptaufgaben sind das Erstellen, Betreiben und  Unterhalten von Talsperren und 

Hochwasserrückhalteanlagen. Ebenso sind wir für die Errichtung und Unterhaltung von 

Bauwerken in und an den Gewässern zuständig. Die schließt vorhandene Bauwerke ein, s o-

fern es nicht Aufgabe von Triebwerksbesitzern oder von sonstigen Verpflichteten ist. Als 

Talsperre betreiben wir die Niddatalsperre in Schotten -Rainrod. Unsere Hochwasserrüc k-

haltebecken stehen in Lich, Nidda -Ulfa und Nidda -Eichelsdorf. In unserer Talsperre und 

den Hochwasserrückhaltebecken stellen wir einen Sp eicherraum für über 11 Mio. cbm 

Wasser zum Schutz von Hab und Gut der Bevölkerung des Verbandsgebietes bereit.  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Hochwasserschutz und Gewässerunterhaltung  

 

Beteiligungsverhältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  1966 

Anteile in %:  5,55 % 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  

Hochwasserschutz und Gewässerunterhaltung  

 

mailto:info@wasserverband-nidda.de
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Organe des Unternehmens  

Verbandsvorstand:  

Oswin Veith ð Vorsitzender (bis 

06/2012)  

Joachim Arnold ð Vorsitzender (ab 

07/2012)  

(Bardo Bayer)  

Herbert Unger  

(Manfred Wetz)  

Dr. Bernhard Hertel  

(Kurt Meisinger)  

Siegfried Fricke ð stellv. Vors.  

(Andrea Kaup) 

Peter Ziebarth  

(Michael Keller)  

Cäcilia Reichert -Dietzel  

(Helmut Krailing)  

Werner Kristeller  

(Dr. Holger Krier)  

Guido Rahn 

(Adolf Koch)  

Bernd Klein  

(Barbara Kröger)  

Armin Häuser (bis 06/2012)  

Andreas Friedrich (ab 07/2012)  

(Michael Merle)  

Hans-Peter Seum 

(Reimund Becker) 

S. Schaab-Madeisky  

(Heide Förschner)  

Dr. Thomas Stöhr  

(Jörg Frank)  

Ulrich Madeisky  

(Uwe Mayer)  

 

 

Verbandsversammlung: 

Elke Högy 

(Manfred Paul ) 

Manfred Schütz  

(Karl Heinrich Schmidt)  

Dieter Eisenberg  

(Oliver Seuss)  

Kurt Stiehler  

(Otto Heinrich Winter)  

Hans-Peter Lang  

(Ralf Eichelmann) 

Christian Dietzel  

(Roswitha Petzold ) 

Hubertus Ellerhusen  

(Rudolf  Henrich)  

Reinhard Henrich Huth  

(Herbert Wellenberg)  

Theo Pauly 

(Pia Rolly) 

Ernst Appel  

(Michael Rockstroh)  

Otmar Stein  

(Jürgen Hintz)  

Alfons Götz  

(Heinz Arnold)  

Manfred Gründer  

(Jürgen Patscha)  

Hans Jürgen Zeiß  

(Manfred Müller)  

Reiner Dern  

(Josefine Lischka) 

Albrecht Kliem  

(Christian Brück)  

Hans Gotthard Lorch  

(Thomas Repp) 

Barbara Steffani -Velden 

(Michael Mohles)  

 

 

Geschäftsführer :  Stefan Gottbehüt  

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    Körperschaft des öffentlichen Rechts  

Gründungsdatum:   24.05. 1961 
Verbandssatzung  : 29.11.1999, zuletzt geändert durch Beschluss der  

Verbandsversammlung vom 18.01.2011 mit Wirkung zum  

01.01.2012 

Beteiligungen:   keine 
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Mitglieder und Anteile: (je 5,55 %)  

Landkreis Gießen Gemeinde Florstadt  Stadt Nidda  

Vogelsbergkreis  Stadt Frankfurt am Main  Stadt Niddatal  

Wetteraukreis  Stadt Friedberg (Hessen)  Gemeinde Ranstadt 

Stadt Bad Nauheim  Stadt Karben  Gemeinde Rockenberg 

Stadt Bad Vilbel  Stadt Lich  Stadt Schotten  

Stadt Butzbach  Stadt Münzenberg  Gemeinde Wöllstadt  

 

 

Hauswirtschaftliche Eckdaten:  

Die Eröffnungsbilanz 2009 sowie  die Abschl üsse 2010, 2011 und 2012 lagen zum Abschluss 

des Beteiligungs berichtes noch nicht vor.  

 

Ausgewählte Kennzahlen  

Anzahl der Mitarbeiter:   

Beim Wasserverband NIDDA sind insgesamt sechs Personen hauptamtlich angestellt. Es 

wird mit dem Nachbarverband NIDDER -SEEMENBACH eine Geschäftsstelle  betrieben und 

Personal und Sachmittel gemeinsam und wirtschaftlich ein gesetzt . Im Büro der Geschäft s-

stelle  in der Leonhardstraße 7 in Fri edberg sind der Geschäftsführer und  zwei Ver-

bandsingenieure tätig. Drei Arbeiter führen ihren Dienst an der Niddatalsperre in Scho t-

ten -Rainrod aus. 

Gegen Entschädigung werden der Verbandsvorsteher, die beiden Verbandskassenve rwalt e-

rinnen und ein Stauwärter beschäftigt.  

 

Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:      

Ertragslage des Unternehmens:     ausgeglichener Haushalt  

Kreditaufnahmen:       keine 

Vom Vogelsbergkreis gewährte Sicherheiten:  keine 

Kapitalzuführungen und ðentnahmen durch den :   keine 

Vogelsbergkreis und die Auswirkungen auf die  
Haushaltswirtschaft  

 

Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Begründung: 

Gewässerunterhaltung, Hochwasserschutz  
  



Seite 36   

 

 

Wasserverband Schwalm  

Parkstr. 6, 34576 Homberg (Efze)  
Tel.:    05681 / 775 -206 ð Fax: 05681 / 775 -207  

E-Mail:  info@wasserverband -schwalm.de 

Internet:  www.wasserverband-schwalm.de 

 

Unternehmenszweck  

Verbandszweck:  

Der Verband  hat zur Aufgabe , im Gebiet seiner Mitgliedsgemeinden (Verbandsgebiet)  

 

1. im Sinne des regionalen und überregionalen Hochwasserschutzes den Abfluss der  

Verbandsgewässer zu regeln und dazu die notwendigen Anlagen zu bauen, zu unterha l-

ten und zu betreiben.  

Hierzu zählen drei Hochwasserrückhaltebecken (Treysa -Ziegenhain, Heidelbach und 

Antrifttalsperre) mit einem Stauvolumen von insgesamt 16,8 Mio. Kubikmeter sowie 10 

Pegelstationen, 5 Niederschlagsstationen und zahlreichen Nebenanlagen (Stauklappen 

und Pumpwerke). 

 

2. Gewässerunterhaltung der Verbandsgewässer mit einer Länge von insgesamt 221 km: 

Schwalm, Antreff (Antrift), Grenff, Steina, Grenzebach, Wiera, Eifa, Berfa, Efze, 

Gilsa, Urff, Klingelbach (Homberg -Mardorf), Katterbach, Leimbach, Olmes, Ransbach, 

Baumbach, Ittersbach, Schlierbach, Ascheröderbach ab einem Niederschlagsgebiet 

von 5 km2. 

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Hochwasserschutz, Gewässerunterhaltung  

 

 

Beteiligungsverhält nis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  1962 (Gründungsjahr)  

Anteil:   2,0499  %  

 

 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  

Hochwasserschutz, Gewässerunterhaltung  

  

 



   Seite 37 

 

 

Organe des Unternehmens  

Verbandsversammlung: 

Winfried Becker  ð Vorsitzender  

Günter Jung   ð stellv. Vorsitzender  

Mitglieder  - die von den jeweiligen Mitgliedern gewählten Vertreter sind  

   entsprechend dem Beitrag stimmberechtigt  

 

Verbandsvorstand:  

Winfried Becker - Vorsitzender   

Günter Jung ð stellv. Vorsitzender  Klemens Olbrich - Stellvertreter  

Johannes Averdung  -  Mitglied  Rudolf Marx ð Stellvertreter  (bis 09.06.2012)  

Manfred Görig  ð Stellvertreter  (ab 10.06.2012)  

Ralf Becker - Mitglied  Michael Köhler - Stellvertreter  

Günter Schlemmer  ð Mitglied  Andreas Schultheis  - Stellvertreter  

Bernd Heßler - Mitglied  Volker Steinmetz  ð Stellvertreter  

Dr. Gerhard Näser  - Mitglied  Kai Knöpper ð Stellvertreter  

Heinrich Vesper - Mitglied  Jürgen Kaufmann - Stellvertreter  

 

Betriebsleitung:   Dipl.- Ing. Peter Kugler  
 

 

Rechtliche un d wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    Körperschaft des öffentlichen Rechts  
Gründungsdatum:   1962 
Verbandssatzung :  15.03.1996, zuletzt geändert 18.01.2010 
 

Mitglieder  und Anteile : 

Kreis/Stadt/Gemeinde  % Kreis/Stadt/Gemeinde  % 

Gemeinde Antrifttal  1,8466 Stadt Borken (Hessen)  10,8447  

Gemeinde Bad Zwesten 5,5299  Stadt Felsberg  2,7377  

Gemeinde Jesberg  2,0798  Stadt Homberg (Efze)  6,2752  

Gemeinde Knüllwald 2,3751 Stadt Kirtorf  0,6821 

Gemeinde Neuental 6,7255  Stadt Neukirchen  3,0788  

Gemeinde Schrecksbach  3,8577  Stadt Schwalmstadt  14,6568  

Gemeinde Wabern 9,0203  Stadt Schwarzenborn  0,2517 

Gemeinde Willingshausen 5,9335  Schwalm-Eder -Kreis  13,3045  

Stadt Alsfeld  8,7502  Vogelsbergkreis  2,0499  
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Beiträge  2012  / û 2011 / û 

der Landkreise von insgesamt  109.463,00  0,00  

der Verbandsgemeinden von insgesamt  260.000,00  0,00  

 

Die im Beitragsbuch festgesetzten Beiträge wurden vollständig und in der richtigen Höhe 

erhoben. 

 

 

Hauswirtschaftliche Eckdaten:  

Zum Abschluss des  Beteiligungsberichtes lagen die geprüften Jahresabschlüsse der Hau s-

haltsjahre 20 10 bis 2012 noch nicht vor.  
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Bilanz des Unternehmens  
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Gewinn-  und Verlustrechnung  
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Ausgewählte Kennzahlen  

Anzahl der Mitarbeiter:   5 (Jahresdurchschnitt)  
 

Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:  

Ertragslage des Unternehmens :  Jahresfehlbetrag  (2009)  14.461,42 û 

Kreditaufnahmen:      Der Höchstbetrag  der Kassenkredite gem. § 4  

der Haushaltssatzung  in Hºhe von 100.000 û  

wurde nicht in Anspruch genommen.  

Vom Vogelsbergkreis gewährte  
Sicherheiten:  

Kapitalzuführungen und ðentnahmen 
durch den Vogelsbergkreis und die  
Auswirkungen auf die Haushalts - 
wirtschaft:  
 

 

Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Begründung: 

Gewässerunterhaltung, Hochwasserschutz  
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Zweckverband Oberhessische  

Versorgungsbetriebe (ZOV)  

Hanauer Str. 9 -13, 61169 Friedberg  
Tel.: 06031 / 82 -0 ð Fax: 06031 / 82 -1306 

E-Mail:  info@zov.de  

Internet:  www.zov.de 

 

Unternehmenszweck  

Versorgung der Bevölkerung des Verbandsgebietes und benachbarter Gebiete mit  

Energie und Wasser und Durchführung des öffentlichen Personennahverkehrs; Förderung 

gemeinnütziger Bestrebungen des oberhessischen Raums.  

 

Die Geschäftsfelder des ZOV  

Der ZOV hat sich zum Ziel gesetzt, Aufgaben der Wasserversorgung sowie der Abwasse r-

beseitigung aus kommunaler Hand zu übernehmen. Hierzu wurde ein gleichermaßen a n-

spruchs- wie verantwortungsvolles Contracting -Modell entwickelt.  

Sehr umfangreich sind die Bemühungen des ZOV auch auf dem Gebiet des Öffentlichen 

Personennahverkehrs (ÖPNV).  

Durch eine Bündelung von Interessen und Maßnahmen ist es gelungen, den Bus - und Schie-

nenverkehr in der Region weitgehend zu optimieren; zum Nutzen der Bürger und Kunden, 

die auch in Zukunft vom Angebot eines umfangreichen und bezahlbaren Nahverkehrsang e-

botes profitieren sollen. Die administrative Betreuung auf dem Sektor der öffentlichen 

Nahver kehrsplanung wird im Verbandsgebiet durch den ZOV gewährleistet. Es werden 

verkehrspolitische Grundsatzentscheidungen vorbereitet und wichtige Weichenstellungen 

für den Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) vorgenommen. Die praktische Durchfü h-

rung des öff entlichen Nahverkehrs wird durch die Verkehrsgesellschaft Oberhessen mbH 

(VGO) organisiert.  

Nach wie vor steht die Umsetzung des regionalen Nahverkehrskonzeptes dabei in der Tr ä-

gerschaft der OVVG (Oberhessische Versorgungs - und Verkehrsgesellschaft mbH).  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Ver- und Entsorgung 

 

 

Beteiligungsverhältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  1972 

Anteile in %:   32,1 % 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  Ver- und Entsorgung 

 

http://www.zov.de/zov/zov.nsf
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Verbandsgebiet und Mitglieder  

Im ZOV, ein  er öffentlich -rechtlichen Körperschaft mit Sitz in Friedberg (Hessen), 

haben sich die nachfolgend genannten Mitglieder zur gemeinsamen Wahrnehmung von 

Aufgaben der Daseinsvorsorge zusammengeschlossen:  

Landkreis Gießen Vogelsbergkreis  Wetteraukreis  

   
 

Die Vermögens- und Stimmanteile verteilen sich wie folgt:  

Landkreis  Vermögensanteile   Stimmenverteilung  

Landkreis Gießen 16,2 % 8 Stimmen  

Vogelsbergkreis  32,1 % 16 Stimmen 

Wetteraukreis  51,7 % 20 Stimmen  

Gesamt 100,0 %  44 Stimmen  

 

 

Verbandsvorstand : 

Joachim Arnold  Walter Pöllmann  

Eva Goldbach  Hans- Jürgen Schäfer  

Hans- Jürgen Herbst  Dr. Christiane Schmahl  

Ottmar Lich  Anita Schneider  

Silvia Lübbers  Karl-Heinz Schneider ð Verbandsvors.  

Rudolf Marx  (bis 01.06.2012)  Claus Spandau ð stellv. Vorsitzender  

Manfred Görig (ab 01.06.2012)   

 

Sitzungsgelder  29.590,00  û 

Fahrtkostenerstattung  6.736,67  û 

 

  

http://www.lkgi.de/
http://www.vogelsbergkreis.de/
http://www.wetteraukreis.de/
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Verbandsversammlung:  

Landkreis Gießen Vogelsbergkreis  Wetteraukreis  

Heike Habermann  Swen Bastian  Rosa Maria Bey ð 

Vorsitzende  

Elke Högy Lothar Bott  Lisa Gnadl 

Matthias Körner  Manfred Dickert  Gerd Gries  

Dr. Ulrich Lenz  Johhannes- Georg Gückel  Christine Jäger  

Karl-Heinz Schäfer  Dr. Hans Heuser  Alexander Kartmann  

Günther Semmler  Elisabeth Hillebrand  Michael Keller  

Dr. Sven Simon Gerhard Immel  Adolf Ludwig  

Alexander Wright  Margret Jöckel  Stefan Lux  

 Friedel Kopp  Rainer Michel  

 Ulrich Künz  Brigitta Nell -Düvel 

 Rudolf Marek  Wolfgang Patzak  

 Uwe Meyer  Kristina Paulenz  

 Dr. Udo Ornik  -  

stellv. Vorsitzender  

Guido Rahn 

 Dietmar Schnell  Beate Roth  

 Matthias Weitzel  Karl-Peter Schäfer  

 Kurt Wiegel  Oliver von Massow 

  Gerhard Weber  

  Christian Weiße  

  Almut Wilser  

  Bernd Witzel  

 

 

Für Vergütungen an Mitglieder der Verbandsversammlung wurden gezahlt  77.230 ,00 û 

Für Verdienstausfallentschädigungen sind entstanden  2.655,00 û 

Fahrtkostenerstattungen wurden insgesamt geleistet in Höhe von  18.163,85 û 

Den Fraktionen im ZOV wurden insgesamt Haushaltsmittel gewährt von  4.707 ,87 û 
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Ausschüsse der Verbandsversammlung:  

Die Verbandsversammlung hat zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse und zur fachlichen  

Unterstützung ihrer Parlamentsarbeit folgende Ausschüsse  gebildet:  

Hauptausschuss Verkehrsausschuss  Umweltausschuss 

Kristina Paulenz ð  

Vorsitzende  

Karl-Peter Schäfer  ð  

Vorsitzender  

Dr. Udo Ornik  ð  

Vors itzender  

Lothar Bott  ð 

stellv. Vorsitzender  

Sven Bastian  ð 

stellv . Vorsitzender  

Dr. Sven Simon ð 

stellv . Vorsitzender  

Manfred Dickert  Manfred Dickert  Manfred Dickert  

Gerd Gries  Dr. Hans Heuser  Elisabeth Hillebrand  

Hans Georg Gückel  Gerhard Immel  Elke Högy 

Alexander Kartmann  Christine Jäger  Margret Jöckel  

Dr. Ulrich Lenz  Michael Keller  Adolf Ludwig  

Stefan Lux  Matthias Körner  Oliver von Massow 

Uwe Meyer  Rainer Michel  Rainer Michel  

Brigitta Nell -Düvel Guido Rahn Bernd Witzel  

Karl-Heinz Schäfer  Günther Semmler  Kurt Wiegel  

Matthias Weitzel  Alexander Wright  Almut Wilser  

 

 

Geschäftsführung:   Rainer Schwarz, Dipl. -Finanzwirt  

    Rolf Gnadl, Dipl. -Verwaltungswirt  

 

Die beiden Geschäftsführer des ZOV üben ihre Tätigkeit ehrenamtlich aus.  

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    Zweckverband  

Gründungsdatum:   1972 

Satzung:    16.12.1994 (letzte Änderung vom 31.08.2012) 

Stammkapital:    133.911.686,55 û 

Beteiligungen:   Oberhessische Versorgungs - und Verkehrsgesellschaft  

  mbH (OVVG), Friedberg/Hessen  100 % 
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Bilanz des Unternehmens  
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Gewinn-  und Verlustrechnung  
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Ausgewählte Kennzahlen  

 

Anzahl der Mitarbeiter :  4 (durchschnittlich)  + 2 Teilzeitkräfte  

 

 

Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:    Siehe Lagebericht  

Ertragslage des Unternehmens:     Jah resüberschuss      915.987,42  û 

Kreditaufnahmen:       keine 

Vom Vogelsbergkreis gewährte Sicherheiten:  keine 

Kapitalzuführungen und ðentnahmen durch den  Dividende: 20.777,77 û *)  

Vogelsbergkreis und die Auswirkungen auf die  

Haushaltswirtschaft:  

*) Im Rahmen der Aufstellung des Jahresabschlusses zum 31.12.2011 der ovag Netz AG  

    blieben Rückstellungen in Höhe von TEUR 3.743 unberücksichtigt.  

    Hieraus resultiert eine Rückzahlungsverpflichtung/Ausgleichszahlung des Vogelsberg - 

    kreises an den ZOV in Hºhe von 598.781,39 û zum 31.12.2013 f¿r den geªnderten  

    Jahresabschluss ZOV zum 31.12.2011. 

 

Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Begründung:  

Ver- und Entsorgung 

 

 

Auszug aus dem Lagebericht  

Lage der Gesellschaft:  

Seit dem 1 . Januar 2004 sind auf die Wirtschaftsführung des Zweckverbandes Oberhe s-

sische Versorgungsbetriebe (ZOV) die Vorschriften über Eigenbetrie be sinngemäß anzu-

wenden. Damit ist der ZOV nach § 26 EigBGes verpflichtet, einen Lagebericht aufzuste l-

len.  
 

Gesamtwirtschaftliche Entwicklung  

In einem schwierigen Umfeld hat sich die deutsche Wirtschaft im Jahr 2012 als äußerst 

robust erwiesen und legte preisbereinigt um 0,7 % (kalenderbereinigt sogar 0,9 %, da auf 

Grund der Lage der Weihnachtsfeiertage drei Arbeitstage weniger) zu, wobei sich die 

Konjunktur in der zweiten Jahreshälfte jedoch deutlich abkühlte . Während in den Diens t-

leistungsbereichen die preisbereinigte Bruttowertschöpfung gegenüber 2011 zum Teil 

kräftig zulegte, rutschten das produzierende Gewerbe ohne Baugewerbe um 0,8 % sowie 

das Baugewerbe um 1,7 % ins Minus. In Summe stieg die preisbereinigte Bruttowertschöp - 
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fung aller Wirtschaftsbe reiche um 0 ,7 %.  

Auf der Verwendungsseite des Bruttoi nlandsprodukts steht einer Steigerung des inländ i-

schen Konsums (+ 0,8 % bei den privaten und + 1,0 % bei den staatlichen Konsumausgaben) 

ein Rückgang der Investitionen gegenüber, welche erstmals seit de r Wirtschaftskrise 

2009 keinen positiven Beitrag zum BIP -Wachstum liefern konnten. So gingen beispielswe i-

se die Bau-um 1,1 % und die Ausrüstungsinvestitionen um 4,4 % zurück.  

Die Zahl der Erwerbstätigen erreichte 2012 mit 41 ,6 Mio. ein neues Rekordniveau. Dies 

waren 422.000 oder 1,0 % mehr als im Vorjahr. Die Arbeitsproduktivität, gemessen als 

preisbereinigtes BIP je Erwerbstätigen, ging 2012 jedoch um 0,3 % zurück. Die Arbeit s-

produktivität je Erwerbstätigenstunde nahm dagegen  um 0,4 % zu, weil das Arbeitsvolumen 

der Erwerbstätigen weniger stark gestiegen ist als das BIP.  

Die Staatshaushalte waren im Jahr 2012 weiter auf Konsolidierungskurs. Der Staatssektor 

(Bund, Länder, Gemeinden und Sozialversicherungen) beendete das Berichtsjahr nach vo r-

läufigen Berechnungen mit einem Finanzierungsüberschuss in Höhe von 2,2 Milliarden Euro. 

Der Bund konnte somit sein Defizit im Vergleich zum Vorjahr noch einmal deutlich reduzi e-

ren und für 2012 erstmals seit 2007 wieder einen ausgeglic henen Haushalt vorweisen.  

In den drei IHK -Landkreisen Vogelsberg, Gießen und Wetterau haben sich die Arbeitsl o-

senzahlen im Vergleich zu 2011 kaum geändert. Die Arbeitslosenquote betrug Ende 2012 im 

Landkreis Gießen 6,7 %, im Wetteraukreis 4,9 % sowie im V ogelsbergkreis 4,6 %.  

In einer Unternehmensumfrage zu den möglichen Risiken der konjunkturellen Entwicklung 

wurden die hohen Energie -und Rohstoffpreise als größtes Risiko genannt. 54,6 % der U n-

ternehmen identifizierten dieses Risiko als größte Unsicherhei t für die Zukunft .  

 

Unternehmensentwicklung  

Nachfolgend ist die Entwicklung der Sparten im ZOV kurz dargestellt:  

 

Verwaltung:  

Die Verwaltung des ZOV umfasst die Koordination der Verbandsorgane, die allgemeine 

Verwaltung sowie die Vermögensverwaltung . Bestimmende Größe für das Jahresergebnis 

des Verbandes war auch im Jahr 2012 die in der Sparte Vermögensverwaltung vereinnah m-

te Ausschüttung der Oberhessischen Versorgungs -und Verkehrsgesellschaft mbH (OWG) 

von rund 2,8 Mio. û. 

 

Verkehr:  

Der Bereich Verkeh r führt die ihm durch die EU -Verordnung 1370/07  und das Hessische 

ÖPNV-Gesetz zugeordneten Aufgaben durch. ZOV -Verkehr ist demnach zuständige B e-

hörde für die Begründung von gemeinwirtschaftlichen Pflichten für den lokalen Linienve r-

kehr im Verbandsgebiet so wie die Gewährung von ausschließlichen Rechten und/ oder fina n-

ziellen Ausgleichsleistungen für die Erfüllung dieser Pflichten . In 2012 hat der ZOV als 

Aufgabenträger keine gemeinwirtschaftlichen Ausschreibungen für auslaufende Konzess i-

onen vorgenommen. Das konzerneigene Dienstleistungsunternehmen VGO ist bis Ende 2018 

mit der Durchführung und Finanzierung des lokalen Busverkehrs im Verbandsgebiet b e-

traut. Gemäß aktueller verbindlicher Auskunft scheint die Einbeziehung der Erträge und  
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Aufwendungen der VGO in den ertragsteuerlichen Querverbund der OWG unproblem a-

tisch.  

Die Ergebnisse der verbundweiten Fahrgast -und Verkehrserhebung des Rhein -Main-

Verkehrsverbundes (RMV) 2010 wurden erstmalig für die Einnahmeaufteilung für das Jahr 

2011 zur Anwendung gebracht.  Gegenüber der letzten Erhebung hat eine erhebliche Verl a-

gerung in der Einnahmezuscheidung vom lokalen Verkehr zum Regionalverkehr stattgefu n-

den. Die RMV GmbH hat aufgrund der Unvorhersehbarkeit der Ergebnisse den von Verlu s-

ten betroffenen lokalen Nahverke hrsorganisationen einmalig eine finanzielle Unterstü t-

zung gewährt ("Abfederung") , so auch dem ZOV. Die Risiken aus dem für 2012 zu erwa r-

tenden Einnahmeaufteilungsverfahren wurden über entsprechende Abgrenzungen abg e-

deckt, welche teilweise an die VGO weiter belastet werden konnten.  

 

Frischwasser und Abwasser  

 

Gemeinde Hirzenhain:  

Seit dem 1. Juli 2004 ist der ZOV für die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung 

in der Gemeinde Hirzenhain zuständig. Nach der Anpassung zum 1. Januar 2010 betrug die 

Abwassergeb¿hr 6,00 û je cbm Frischwasserverbrauch, die Frischwassergeb¿hr 2,40 û je 

cbm. In 2012 wurde die Sanierung der Leitungen in der Ortsdurchfahrt von Glashütten 

begonnen, die Maßnahme wird im Jahr 2013 beendet . 

 

Stadt Nidda:  

Zum 1. Juli 2005 hat der ZOV die Abwasserbeseitigung der Stadt Nidda im Rahmen einer 

öffentlich -rechtlichen Vereinbarung bzw. per Kauf -und Übertragungsvertrag übernommen . 

Die Benutzungsgebühren für den Bereich Abwasserbeseitigung Nidda beträgt unverändert 

4,20 û pro cbm Frischwasserverbrauch . In 2012 war der Schwerpunkt der Arbeiten die 

Sanierung der Kanäle in der "Abelistraße" und im "Pflanzgarten" in der Kernstadt Nidda. In 

2013 werden diese Arbeiten fortgesetzt und neben kleineren Maßnahmen der Kanal in der 

"Liebigstraße" in Bad Salzhausen erneuert . 

 

Darstellung der Vermögens - , Finanz -  und Ertragslage  

Die Vermögens-, Finanz-und Ertragslage des ZOV im Berichtsjahr ist als ausgeglichen zu 

bezeichnen. Das Jahresergebnis des ZOV wird wesentlich durch das Ergebnis der Sparte 

ZOV-Verkehr sowie die Ausschüttung der OWG geprägt.  

Die Bilanzsumme erhöhte sich im Vergleich zum Vorjahr um 3,3 Mio . û auf 179,2 Mio. û. 

Der Bestand an Sachanlagen und immateriellen Vermögensgegenständen erhöhte sich von 

36,6 Mio. û um 1,5 Mio. û auf 38,1 Mio. û. Der Ausweis der Finanzanlagen betrifft aus-

schließlich die Beteiligung an der OWG und beträgt unverändert 133,4 Mio . û.  
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Die Entwicklung der Anlagen im Bau in 201 2 zeigt die folgende Tabelle (Werte in û): 

 

Die Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände erhöhten sich im Vergleich zum Vo r-

jahr um 0,5 Mio. û auf 5,9 Mio. û. Der Bestand an fl¿ssigen Mitteln stieg im Vergleich zum 

Vorjahr von 451 Tû auf 1.762 Tû an.  

Maßnahme  

Stand 

1.1.2012  Zugang 

Umbuchung 

in fertige 

Anlagen 

Stand 

31.12.2012  

Ulfa, Abtrennung Außengebiet s-

wasser (RW)  
1.020.498,22  8.699,78  

0,00  
1.029.198,00  

Unter Schmitten, Am Hinterhof -

Kanal  
625.282,32  28.568,34  0,00  653 .850,66  

Ober Lais , Glashütter Str . -RÜ1  19.969 ,68  294.221,76  0,00  314.191,44  

Fauerbach, Deckmannsgasse -Kanal  7.711,21  1.348,33  0,00  9.059,54  

Fauerbach, Mittelgasse -Kanal  3.865,88  1.935,51  0,00  5.801,39  

Fauerbach, Wenzelsgasse -Kanal  3.681,39  3.831,14  0,00  7.512,53  

Ulfa, Hinterstr ., Ernstgasse -MW -

Kanal  
944.017,72  8.227,36  0,00  952.245,08  

Unter Schmitten , Am Hinterhof -

RÜ17  
87.688,00  260 ,97  0,00  87.948 ,97  

Glashütten, Ortsdurchfahrt -Kanal  735.793,61  478.576,03  0,00  1.214.369,64  

Glashütten, Ortsdurchfahrt -

Wasserltg .  
95.133,56  236.720,63  0,00  331.854,19  

Ulfa , Zimmerstraße -

Mischwasserkanal  
234.883 ,01  391,45  0,00  235.274,46  

Nidda, Abelistraße/Pflanzgarten -

Kanal  
64.079 ,16  801.060 ,12  0,00  865 .139,28  

Nidda, Abelistraße/Pflanzgarten -

E-Technik RÜ  
0,00  96.589,50  0,00  96.589,50  

Unter Schmitten, Am Hinterhof -

Kanal  
7.308,49  0,00  0,00  7.308,49  

Nidda , Neubau Drosselschacht 

Johanniterheim  
5.771,50  0,00  0,00  5.771,50  

Merkenfritz, Liebfrauenstr . -

Wasserleitg.  
463,10  0,00  0,00  463,10  

Hirzenhain, Höhenstraße, Pumpst a-

tion  
0,00  40.752,69  0,00  40.752,69  

Nidda, Hochwasserschutzmaßnah-

men 
0,00  1.043,87  0,00  1.043,87  

Bad Salzhausen, Liebigstrasse  0,00  1.261,34 0,00  1.261,34 

Merkenfritz, Kanal Mühlstrasse  0,00  9.062,32  0,00  9.062,32  

Merkenfritz, Wasserleitg. Müh l-

strasse  
0,00  548,25  0,00  548,25  

Harb, Inlinersanirung  0,00  130.140,00 0,00  130.140,00 

Hausanschlüsse ð Wasser  799,47  0,00  799,47  0,00  

Hausanschlüsse ð Kanal 55.354,23  33.421,92  55.354,23  33.421,92  

 3.912.300,55  2.176.661,31 56.153,70  6.032.808,16  
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Das Eigenkapital des ZOV erhºhte sich im Vergleich zum Vorjahr um 385 Tû auf 137.609 

Tû. Die f¿r Investitionen in den Bereichen Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung 

gewährten Zuschüsse und Beiträge hatten zum Bilanzstichtag noch einen Restbuchwert von 

10.592 Tû (Vorjahr 10.743 Tû), wobei der Zuf¿hrung von 161 Tû eine zeitanteilige Auflö-

sung von 311 Tû in 2012 gegen¿ber stand. R¿ckstellungen f¿r Pensionen und ªhnliche Ver-

pflichtungen betreffen ausschließlich den Anteil am ZVK -Sanierungsgeld. Die sonstige n 

Rückstellungen enthalten im Wesentlichen Rückstellungen für ausstehende Rechnungen 

betreffend erbrachte Verkehrsleistungen (3.688 Tû, Vorjahr 4.777 Tû) sowie Aufwen-

dungen f¿r die Erstellung und Pr¿fung des Jahresabschlusses (20 Tû, Vorjahr 17 Tû). Die 

Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten haben sich im Vergleich zum Vorjahr um 

8.044 Tû auf 17.944 Tû erhºht, wªhrend die Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leis-

tungen um 712 Tû auf 1.198 Tû anstiegen. Die sonstigen Verbindlichkeiten betreffen in 

erster Linie die nicht auf den ZOV ¿bertragenen Darlehen (7.870 Tû, Vorjahr 12.039 Tû), 

für die die Übernahme der Zins -und Tilgungsleistungen durch den ZOV mit den ursprüngl i-

chen Darlehensnehmern, der Stadt Nidda bzw . in einem Fall der Gemeinde Hirzenhain , ver-

einbart wurde .  

 

 
Zusammenfassende Darstellung   2012  2011  

Bilanzsumme Mio. ú 179,20 175,87 

Anlagevermögen Mio. ú 171,48 169,97 

Umlaufvermögen inkl. ARAP Mio. ú 7,71 5,90 

Eigenkapital Mio. ú 137,61 137,22 

Deckungsgrad des Anlagevermögens % 80,25 80,73 

Eigenkapitalquote 

(Grad der finanziellen Unabhängigkeit) % 76,79 78,03 

 

Die Entwicklung der Umsatzerlöse im Ver - und Entsorgungsgebiet der Gemeinde Hirze n-

hain sowie im Entsorgungsgebiet der Stadt Nidda ist innerhalb der Parameter wie Witt e-

rung und Veränderung der Einwohnerzahlen anzusiedeln.  

 

Umsatzerlöse  

201 2 2011  

Menge cbm  Erlºse Tú 

ZOV-Verkehr -  14.920 12.900 

Wasserversorgung Hirzenhain 112,918 297 310 

Abwasserbeseitigung Hirzenhain 112.609 769 766 

Abwasserbeseitigung Nidda 718.881 3.542 3.567 

Summe   19.528  17.543  

 

Die sonstigen betrieblichen Erträge resultieren vor allem aus der erfolgswirksamen Aufl ö-

sung der Zuschüsse und Anschlussbeiträge für Wasser - und Abwasseranlagen und den 

Avalprovisionen für übernommene Bürgschaften.  
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Im Materialaufwand von 19 ,3 Mio . û sind neben den Aufwendungen f¿r die vom ZOV be-

stellten Verkehrsleistungen (16 ,1 Mio. û) die Aufwendungen f¿r die Instandhaltung der 

Wasserversorgungs -und Abwasserbeseitigungsanlagen sowie die Aufwendungen der Sparte 

"Allgeme ine Verwaltung" erfasst.  

Der Personalaufwand umfasst die Aufwendungen für die Mitarbeiter der Sparten ZOV -

Verkehr, allgemeine Verwaltung sowie Wasser/Abwasser und betrug im Berichtsjahr 331 

Tû.  

Die Abschreibungen betreffen die planmäßigen Abschreibungen des Anlagevermögens der 

Wasserversorgung , Abwasserbeseitigung und der Verkehrssparte und betragen 921 Tû.  

Unter den sonstigen betrieblichen Aufwendungen von 483 Tû sind im Wesentlichen Ver-

waltungsaufwendungen des ZOV und Aufwandsentschädigungen für die Mi tglieder der 

Gremien des ZOV ausgewiesen.  

Ertrªge aus Beteiligungen betreffen nur die Aussch¿ttung der OWG in Hºhe von 2.812 Tû.  

Der ausgewiesene Bilanzgewinn soll vorbehaltlich eines noch ausstehenden Beschlusses der 

Verbandsversammlung auf neue Rechnung vorgetragen werden .  

Die zweckgebundenen R¿cklagen verringerten sich per Saldo um 277 Tû.  

 

Personal  

In 2012 waren im Bereich ZOV -Verkehr zwei Mitarbeiter, im Bereich Wasser/Abwasser 

Allgemein ein Mitarbeiter und im Bereich Abwasser Nidda ein weiterer Mitarbeiter und 

zwei geringfügig Beschäftigte tätig .  

 

Nachtragsbericht  

Nach Ende des Geschäftsjahres haben sich keine Vorgänge von Bedeutung für das Wir t-

schaftsjahr 2012 ereignet.  
 

Risiko- und Chancenbericht  

Der ZOV ist in Folge seiner Tätigkeit neben de m zunehmenden Wettbewerb, den schwer 

kalkulierbaren politischen Motiven und dem sich beständig ändernden Rechtsrahmen einer 

Vielzahl weiterer Risiken ausgesetzt und daher in das Risikomanagementsystem der OWG 

integriert.  

Risiken werden systematisch erfass t und in die Entscheidungsprozesse einbezogen. Für 

den ZOV spezifische Risiken aus der technischen Geschäftstätigkeit werden durch indiv i-

duelle Prozesse berücksichtigt, sind jedoch nicht Teil des Risikomanagementsystems und 

dementsprechend nicht umfassend dokumentiert. Den Fortbestand des Unternehmens g e-

fährdende Risiken sind derzeit nicht erkennbar.  

Im Bereich Verkehr können für die Wahrnehmung neu hinzugekommener Aufgaben und 

Zuständigkeiten künftig die dafür erforderlichen Personal -und Sachaufwendungen steigen.  

Die Betriebszweige Wasserversorgung und Abwasserentsorgung sind durch den jeweils in 

der  Satzung festgeschriebenen Anschluss -und Benutzungszwang derzeit keinen direkten 

Marktrisiken ausgesetzt.  

In allen Betriebszweigen entstehen Risiken durch den Einsatz von Technik und Personal 

sowie in Folge höhere Gewalt , wie z.B. Wettereinflüsse . Diesen wird begegnet durch die 

permanente Aus -und Weiterbildung des Personals sowie hohe Sicherheitsstandards und 

permanente Prüf -, Wartungs -und Instandhaltungsarbeiten. In wirtschaftlich sinnvollem  
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Rahmen werden die Betriebs risiken durch Versicherungen begrenz t.  

Durch den Betrieb der IT zur Unterstützung der Geschäftsprozesse entstehen weitere 

Risiken. Diesen wird durch betriebsinterne Sicherheitsmaßnahmen und den Einsatz aktue l-

ler Software sowie durch entsprechende Schulungen des Personals entgegengewirkt.  

Wegen des Kapitaleinsatzes und der langfristigen Kapitalbindung sind Investitionsprojekte 

mit Chancen und Risiken verbunden. Vorbereitung und Umsetzung solcher Projekte folgen 

daher einem internen Genehmigungsprozess.  

 

 

Ausblick:  

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung  

In seinen Geschäftsfeldern ist der ZOV speziellen Risiken und Chancen ausgesetzt:  

Vorgaben des Gesetzgebers zur Kontrolle und Sanierung der Kanalnetze im Rahmen der 

EKVO bedeuten auch über die derzeit laufenden Maßnahmen hinaus für  die Zukunft erhe b-

lichen Mittelbedarf für die Sanierung .  

In den Bereichen Wasser und Abwasser ergibt sich nach den beiden erfolgreich verlauf e-

nen Projekten Hirzenhain und Nidda die Möglichkeit , mit weiteren Kommunen in aussicht s-

reiche Gespräche zu treten und diese Bereiche in Zukunft stärker auszubauen.  

Vor dem Hintergrund nach wie vor knapper kommunaler Finanzen sind die Kooperationsa n-

gebote des ZOV für die Sparten Wasser , Abwasser und Verkehr für Kommunen sicher i n-

teressant.  

Nach der Etablierung des ZO V als Partner der Kommunen wird hier die Möglichkeit zum 

Wachstum in neue dienstleistungsorientierte Geschäftsfelder gesehen .  

Mit den Novellierungen des Personenbeförderungsgesetzes auf nationaler Ebene und des 

Hessischen ÖPNV-Gesetzes auf Landesebene zum  1. Januar 2013 werden tendenziell die 

Rechte der Aufgabenträger gestärkt (z .B. stärkere Verbindlichkeit des Nahverkehr s-

plans). Bedeutende neue rechtliche Risiken sind nicht zu erkennen , Fragen einer dauerhaft 

nachhaltigen Finanzierung des ÖPNV bleiben ind es offen.  

 

Prognosebericht  

Die Entwicklung der von den Kommunen auf den ZOV übertragenen Aufgabengebiete b e-

stätigt bisher die  Zielsetzung des ZOV -Modells , durch Bildung von größeren Einheiten 

Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung effizient anbieten zu können.  

Im Bereich der Gemeinde Hirzenhain und der Stadt Nidda werden auch in den kommenden 

Jahren zahlreiche Baumaßnahmen umgesetzt. Neben den anstehenden Sanierungsarbeiten 

zur Erfüllung der Vorgaben der EKVO werden in Absprache mit den Partnerkommunen Bau-

gebiete erschlossen und Anlagen ausgetauscht.  

Im Jahr 2013 wird der Schwerpunkt der Arbeiten in den Bereichen Wasser und Abwasser 

in der Fortsetzung der Sanierung der Leitungen mit Schwerpunkten in der Mühlstrasse in 

Hirzenhain sowie der Liebigstrasse in Bad Salzhausen liegen.  

Im Wirtschaftsplan 2013  des ZOV sind über alle Sparten Investitionen von insgesamt 1,4 

Mio. û veranschlagt.  
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F¿r folgende Investitionen sind im Jahr 2013 geplant (Werte in û):  

 

In 

den Sparten Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung sollen auch in den Folgejahren 

entsprechend der Kalkulation der Benutzungsgebühren nach dem Kostendeckungsprinzip 

ausgeglichene Ergebnisse erzielt werden.  

 

Voraussichtlich zum Jahreswechsel 2012/13 w ird der ZOV, sofern bis dahin keine Linie n-

genehmigungen auf eigenwirtschaftlicher Basis erfolgen, Ausschreibungen für die Vergabe 

von fünf lokalen Linienbündeln durchführen . Aufgrund der derzeitigen Marktlage ist im 

Einzelfall mit deutlichen Kostensteigeru ngen zu rechnen. Für die folgende Ausschreibung s-

runde im lokalen Busnahverkehr (Betriebsstart Ende 2014) erfolgen seit Jahresbeginn 

2012 vorbereitende Arbeiten . Dies gilt auch für die Fortschreibung des Nahverkehrsplans 

(2014 bis 2018), der erstmalig in K ooperation mit dem benachbarten Aufgabenträger 

Stadt Gießen (gesamtplanerischer Ansatz) erfolgen soll.  

 

Für 2013 und 2014 werden weitgehend stabile Umsatzerlöse und Ergebnisse erwartet.  
 

Angesichts der in der Vergangenheit geführten politischen Diskussionen um Themen wie 

den Fortbestand des steuerlichen Querverbunds, die Ausschreibung von Verkehrsleistu n-

gen und zunehmenden Dirigismus im Energiesektor ergeben sich für die Zukunft des ZOV 

nach wie vor zahlreiche offene Fragen. Abhängig von den Erge bnissen der aktuellen Di s-

kussionen und deren Umsetzung können wesentliche Auswirkungen auf das Ergebnis des 

ZOV und die Ausschüttung an die Anteilseigner entstehen.  

 

  

Merkenfritz , vordere Mühlstrasse Wasserleitung  110.000  

Merkenfritz, vordere Mühlstrasse Kanal  230.000  

Hirzenhain, Befahrungskonzept Eigenkontrollverordnung  5.000  

Borsdorf, Teilausbau und Erschließung Gewerbegebiet   

Nidda West  120.000  

Harb, Erneuerung Mischwasserkanal Breslauer Straße  25.000  

Nidda, Erneuerung Mischwasserkanal Burgring  20.000  

Bad Salzhausen, Erneuerung Kanal Liebigstrasse  705.000  

Inlinersanierung, verschiedene Stadtteile  200.000  
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Gas-  und Wasserversorg ung 

Osthessen GmbH  

Rangstr. 10, 36043 Fulda  
Tel.:               0661 / 299 -0 ð Fax: 0661 / 299 -119 

E-Mail:  post@gwv-fulda.de  

Internet:  www.gwv-osthessen.de 

 

Unternehmenszweck  

Gegenstand des Unternehmens ist die Versorgung kommunaler, industrieller und privater 

Kunden im osthessischen Raum, insbesondere im Gebiet des Landkreises Fulda, des Vogel s-

bergkreises  und des Main-Kinzig-Kreises, mit Ausnahme der Stadt Fulda und der Gemei n-

den westlich der Gemeinde Steinau, mit Gas, Wasser sowie die Errichtung, der Betrieb und 

die Unterhaltung der hierfür erforderlichen Anlagen. Das Unternehmen kann auch Gasg e-

räte vertreiben sowie Gas jeder Art kaufen und verkaufen.  

Die Gesellschaft ist zu a llen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die unmittelbar oder 

mittelbar dem Gegenstand des Unternehmens dienen, ihn fördern oder wirtschaftlich b e-

rühren. Sie kann sich hierbei anderer Unternehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen oder 

solche Unternehmen sowie Hilfs - und Nebenbetriebe errichten, erwerben, pachten oder 

verpachten sowie Interessengemeinschafts - und Unternehmensverträge schließen.  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Versorgung der Region mit Gas/Wasser  

 

 

Beteiligungsverh ältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  11/1966 

Anteile in %:  6,20 % 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  

Versorgung der Region mit Gas/Wasser  

 

 

Organe des Unternehmens  

Aufsichtsrat:  

Dr.  rer. pol.  Wolfgang Dippel - Vorsitzender  Rudolf Marx  (bis  09.06.2012)  

Manfred Görig (ab 10.06.2012)  

Dipl.- Ing. Günter Bury ð stellv. Vorsitzender  Dipl.-Kfm. Ralf -Stefan Stöppler  

Erich Pipa Uwe Marohn 

Bernd Woide   

 

http://www.gwv-osthessen.de/
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Den Mitgliedern des Aufsichtsrates wurden Bezüge von insgesamt 2 9 Tû gewªhrt. 

 

 

Geschäftsführung:   Dipl. Soz. Oec. Martin Heun  

 

Auf die Angabe der Bezüge der Geschäftsführung wird nach § 286 Abs. 4 HGB verzichtet.  

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    GmbH 
Gründungsdatum:   18.01.1967 
Gesellschaftsvertrag:  10.11.1996, letzte Änderung 08.12.2010 

Handelsregister:    Fulda, HRB 84 
Stammkapital:    7.420.000 û 

Beteiligungen:   Biothan GmbH 33,3  % 
 

 

Gesellschafter / Stammeinlagen: 

 û in % 

Gas- und Wasserversorgung Fulda GmbH  2.730.000,00  36,79  

Überlandwerk Fulda AG  2.730.000,00  36,79  

Vogelsbergkreis  460.350,00  6,20  

Landkreis Fulda  448.050,00  6,04  

Stadt Alsfeld  204.600,00  2,76  

Stadtwerke Lauterbach GmbH  179.050,00  2,41 

Stadt Schlüchtern  158.950,00  2,14 

Gemeinde Neuhof  127.900,00  1,72 

Stadt Steinau  an der Straße  104.200,00  1,41 

Gemeinde Großenlüder 88.300,00  1,19 

Main-Kinzig-Kreis  68.900,00  0,93  

Gemeinde Bad Salzschlirf  59.850,00  0,81 

Gemeinde Eichenzell 59.850,00  0,81 

 7.420,000,00  100,00 
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Bilanz des Unternehmens  
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Gewinn-  und Verlustrechnung  
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Ausgewählte Kennzahlen  
 

Anzahl der Mitarbeiter:  

Von der Berichtsgesellschaft werden keine Arbeitnehmer beschäftigt.  

Die Betriebsführung nimmt die Gas - und Wasserversorgung Fulda GmbH wahr.  

 

Größe der Gesellschaft:  

Die Gesellschaft ist eine große Kapitalgesellschaft im Sinne des § 267 Abs. 3 i.V.m. 4 HGB. 

 

Vermögensstruktur  
 

 
 
 
 

 
 

 

Kapitalstruktur  

 

2011 2012

Anlagevermögen 22.768 25.113

langfristiges
Umlaufvermögen

505 477

kurzfristiges
Vermögen

8.016 8.805

flüssige Mittel 2.376 1.241
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Eigenkapital 12.957 13.463

Eigenkapital-ähnliche
Posten

3.742 3.840
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Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:     Siehe Lagebericht  

Ertragslage des Unternehmens:     Jahres¿berschuss 1.705.688,65 û 

Dividende          1.200.000,00 û 

Anteil VBK 6,2 %        74.450,13 û 

abzgl. Steuern =    62.668,40  

û 

Kreditaufnahmen:       keine 

Vom Vogelsbergkreis gewährte Sicherheiten:  keine 

Kapitalzuführungen und ðentnahmen durch den :   Stammeinlage 6,2 % = 460.350 û 

Vogelsbergkreis und die Auswirkungen auf die  
Haushaltswirtschaft  
 

 

Stand der Erfüllung  des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Begründung: 

Die Gesellschaft dient der regionalen Versorgung mit Gas/Wasser.  

 

 

Finanzlage des Unternehmens:  

 
 

 

2011 2012

Cashflow 1.894 2.849

Mittelzufluss aus laufender
Geschäftstätigkeit

1.543 3.201

Mittelabfluss aus Investitionstätigkeit -1.971 -4.476

Mittelzufluss/-abfluss aus
Finanzierungstätigkeit

1.062 140

Finanzmittelbestand am 31.12. 2.376 1.241
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-3.000
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Auszug aus dem Lagebericht  

Lage der Gesellschaft:  

Wirtschaftliche Entwicklung  

Das Ergebnis der gewºhnlichen Geschªftstªtigkeit verbesserte sich von 2,1 Mio. û auf 2,4 

Mio. û. Im Wesentlichen ist diese Ergebnisentwicklung auf Optimierungen bei der Gasbe-

schaffung zurückzuführen.   

Die Wertschºpfung unseres Unternehmens lag bei 2,4 Mio. û (Vorjahr 2,5 Mio. û). 

 

Gasvertrieb und -beschaffung  

2012 wurde das bestehende Preissystem für den Bereich Haushalts - und Kleingewerbekun-

den um neue Produkte und zusätzliche Vertragslaufzeiten erweitert. Mit der Erweiterung 

der Palette an Laufzeitprodukten soll die Kund enbindung und die Planbarkeit für das B e-

schaffungsportfolio erhöht werden. Mit einem der Laufzeitangebote bestand für den Ku n-

den die Möglichkeit seinen Energiepreis für eine Vertragslaufzeit von drei Jahren zu f i-

xieren. Circa 20 % aller Kunden im Haushalts bereich haben sich für dieses Angebot en t-

schieden.  

 

Der Gasvertrieb erzielte einen Gasabsatz von 969,9  Mio. kWh  (+1,8 %). Die Mengen-

entwicklung ist in den einzelnen Kundensegmenten unterschiedlich. Im Bereich HuK ergab 

sich im Wesentlichen durch Kundenverluste ein Absatzrückgang von 6,4 %. Bei den Gro ß-

kunden ist der Absatzanstieg insbesondere durch die verstärkte Akquisition von Gewerbe - 

und Industriekunden außerhalb des angestammten Versorgungsgebietes erreicht worden. 

Insgesamt stieg der Absatz im Großkundensegment um 4,1 %. Der Betriebsverbrauch, der 

überwiegend die innerbetrieblichen Lieferungen an die Wärme - und Contractingsparte 

enthält, ist nahezu unverändert geblieben (+0,5 %).  

Die Umsatzerlöse aus dem Gasgeschäft liegen sowohl mengen - als auch preisbedingt durch 

Einf¿hrung des neuen Tarifpreismodells mit 44,6 Mio. û um 13,2 % ¿ber dem Vorjahr. 

Die früher bei der Gasbeschaffung üblichen Lieferverträge mit Ölpreiskopplung verlieren 

im Markt weiterhin an Bedeutung. Der Trend zu neuen Preis - und Produktstrukturen bei 

Gasbeschaffung und -vertrieb hat sich auch 2012 fortgesetzt. Um nach dem Auslaufen des 

bis zum 01.10.2013 laufenden ölpreisgebundenen Liefervertrages die Vorteile der strukt u-

rierten Beschaffung voll umfänglich nutzen zu können, wur de das Portfoliomanagement 

weiter aufgebaut.   

 

Gasnetz 

Im Vergleich zum Vorjahr haben wir einen Anstieg der Erlöse zu verzeichnen. Dies resu l-

tiert aus einem zunehmenden Anteil von Kunden, die im GWV -Netz durch fremde Gasve r-

triebe beliefert wurden; die Quo te erhöhte sich von 12,7 % in 2011 auf 15,8 % im B e-

richtsjahr. Die insgesamt transportierte Menge sank gegenüber dem Vorjahr um 0,7 % von 

1.097 Mio. kWh auf 1.089  Mio. kWh.  

Aufgrund der höheren Transportmenge gegenüber der im Preisblatt 2012 kalkulierten 

Menge, lagen die abgerechneten Netzentgelte höher als die erlaubte Erlösobergrenze.  
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Dies wurde durch Bildung einer Rückstellung über das Regulierungskonto wieder ausgegl i-

chen. 

In 2012 konnten im bestehenden Versorgungsgebiet mit zwei Kommunen neue Konzes sions-

verträge mit einer Laufzeit von 20 Jahren abgeschlossen werden.  

 

Wasserversorgung  

Seit 2004 führen wir den technischen Betrieb der Trinkwasseranlagen für die Stadt  

Gersfeld (Rhön) durch. Für die Gemeinde Poppenhausen (Wasserkuppe) erfolgt die B e-

triebsführung der Wassergewinnung, -aufbereitung und -speicherung seit 2008. Neben 

dem Betriebsführungsentgelt, wurden für projektbezogene Leistungen Nebengeschäftse r-

löse erzielt.  

  

Wärmeversorgung und Contracting  

Durch die Akquisition neuer Contractingkun den sowie witterungsbedingt stieg der Wärm e-

absatz um 2,0 % auf 6.549 MWh therm.  Der Umsatz für Wärme und Contractingentgelte 

stieg um 14,9 % auf 0,9 Mio. û. 

Durch verbesserte Laufzeiten bei einer Anlage stieg der Stromabsatz gegenüber Vorjahr 

um 82,4 %. Die Stromerlºse lagen bei 0,1 Mio. û (+46,4 %). 

 

Investitionen  

Das Investitionsvolumen stieg von 2,0 Mio. û auf 5,1 Mio. û. Der Anstieg ist neben den In-

vestitionen in Finanzanlagen in Hºhe von 1,7 Mio. û im Wesentlichen durch den Bau der Bio-

gaseinspeiseanlage verursacht worden. Die Investitionen in Sachanlagen setzen sich wie 

folgt zusammen:  

 

¶ Biogaseinspeiseanlage: 2,2 Mio. û 

¶ Verlegung der Transportleitung zur Einspeisung von Biogas in das Erdgasnetz: 0,2 Mio. û 

¶ Ausbau des Gasverteilungnetzes: 0,4 Mio. û 

¶ neue Gashausanschl¿sse inklusive Zªhler und Regler: 0,5 Mio. û  

¶ neue Contractinganlagen: 0,2 Mio. û 

 

Die Investitionen konnten zu 40,8 % (im Vorjahr vollständig) aus Abschreibungen fina n-

ziert werden.  

 

Vermögens- und Finanzlage 

Der Anteil des Anlagevermögens am Gesamtvermögen stieg von 67,6 % auf 70,5 %. Das 

Anlagevermögen ist zu 95,6 % mit langfristigem Kapital gedeckt (im Vorjahr vollständig). 

Das kurzfristige Vermögen stieg insbesondere durch höhere Forderungen aus der Ve r-

kauf sabrechnung an Tarifkunden auf 24,7 % (Vorjahr 23,8 %). Der Anteil an liquiden Mi t-

teln sank von 7,1 % auf 3,5 %.  

Die Eigenkapitalquote lag - unter Einbeziehung der eigenkapitalähnlichen Posten ð bei  

48,6 % (Vorjahr 49,6 %). Der Cashflow stieg, im Wesentli chen durch die Abnahme der 

langfristigen R¿ckstellungen, von 1,9 Mio. û auf 2,8 Mio. û. 
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Risikofrüherkennung  

Das bestehende Risikomanagementsystem wurde 2012 systematisch weitergeführt und das 

Risikohandbuch aktualisiert. Dazu wurden die bestehenden Risiken überprüft und neue R i-

siken identifiziert. Insbesondere wurden die Auswirkungen sich ändernder Preis - und Be-

schaffungsstrukturen beachtet. Nach den in der Riskmap dokumentierten Ergebnissen der 

Risikobewertung, sind neben den branchen - und marktübli chen Risiken keine bestandsg e-

fährdenden Risiken erkennbar.  

Das Risiko aus dem Einsatz von Finanzinstrumenten zur Absicherung von wichtigen Tran s-

aktionen, begrenzen wir weitestgehend durch korrespondierende Vertragsgestaltung auf 

der Bezugs- und Vertriebsse ite.  

Beim Betrieb der Gas - und Wasserversorgungsanlagen erfüllen wir die Anforderungen an 

die Qualifikation und Organisation des technischen Betriebs gemäß den DVGW -

Arbeitsblättern.  

 

 

Ausblick, Chancen und Risiken 

Der Gasabsatz per Februar 2013 liegt temp eraturbedingt 6,9 % unter dem Vorjahr. Im 

Vergleich zur Planung haben wir beim Gasabsatz einen Anstieg von 14,1 % zu verzeichnen,  

 

da in der Planung von höheren Temperaturen im Januar und Februar ausgegangen wurde. 

Entsprechend dem Wirtschaftsplan, erwart en wir für das Geschäftsjahr 2013 gegenüber 

dem Vorjahr durch den Verlust eines Großkunden insgesamt einen Absatzrückgang von  

17,0 %.  

Unsere Gaseinkaufspreise basieren noch in hohem Maße auf langfristigen Verträgen, die an 

die Entwicklung des Heizölpreise s gebunden sind und ihm zeitverzögert folgen. Daneben 

gewinnt, sowohl für uns als auch für unsere Kunden, die kurzfristige Beschaffung über die 

meist nicht an den Ölpreis gebundenen Handelsmärkte, zunehmend an Bedeutung. Diese 

Tendenz zur kurzfristigen Bes chaffung in den Märkten führt bei uns, infolge der noch bis 

einschließlich September 2013 laufenden Bezugsverträge mit Heizölbindung, weiterhin zu  

Margendruck.  

Die vollständige Implementierung des Portfolio -/Risikomanagementsystems für Gasb e-

schaffung und  -vertrieb in 2012 versetzt uns in die Lage, unser Portfolio für 2013 rech t-

zeitig auf die neuen Preis - und Beschaffungsstrukturen auszurichten und dem Marge n-

druck entgegenzuwirken.  

Der Gas-zu-Gas-Wettbewerb wird auch 2013 weiter zunehmen. Mit gutem Service , konse-

quenter Kundenorientierung und Beratungsleistungen zu effizientem Energieeinsatz, pos i-

tionieren wir uns gegenüber den Wettbewerbern. Darüber hinaus bieten wir seit Mai 2012 

mit "GWV DirektGas" unseren Kunden auch eine internetbasierte Vertragsvarian te an. 

Die steigende Nachfrage von potenziellen Kunden nach Erdgas als Primärenergieträger, 

sowohl im Neubau als auch bei der Umstellung von bestehenden Heizungsanlagen, ist auch 

in diesem Jahr weiterhin ungebrochen. Bei dieser Neukundengewinnung helfen un s auch die 

neuen, stromerzeugenden Heizungsanlagen im Haushaltsbereich und die Ausweitung der 

Angebotspalette von Blockheizkraftwerken (BHKW) für gewerbliche Einsatzzwecke, die 

nun im Markt serienreif verfügbar sind und über die wir unsere Kunden unter Ber ücksich-

tigung ökonomischer und ökologischer Gesichtspunkte intensiv beraten.  
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Im Bereich des Gasnetzes werden von uns die Chancen und Risiken der Anreizregulierung 

weiterhin analysiert und die erforderlichen Maßnahmen rechtzeitig eingeleitet. In 2013 

steh t insbesondere die Umsetzung des Erlöspfades der zweiten Regulierungsperiode im 

Mittelpunkt. GWV Osthessen nimmt auch in der zweiten Regulierungsperiode am verei n-

fachten Verfahren teil. Der festgelegte Effizienzwert von 90,0 %, der für Unternehmen 

die am vereinfachten Verfahren teilnehmen gilt, wurde unter Berücksichtigung des vorlä u-

figen Ausgangsniveaus in das Preisblatt 2013 umgesetzt.  

Der Wärmeabsatz liegt derzeit 5,6 % über Vorjahr. Für das Geschäftsjahr planen wir 

durch weitere Neukundenakquisitionen e inen Absatzanstieg gegenüber dem Vorjahr von 

24,4 %. 

Die Aktivitäten im Contractingbereich werden fortgesetzt. Neben "relaxWärme", dem 

"Rundum-Sorglos-Paket" für den Heizungsbetrieb in Wohngebäuden, werden Kunden indiv i-

duelle Energielösungen bei Industrie,  Gewerbe und Kommunen angeboten. 

Unser Beteiligungsunternehmen Biothan GmbH hat mit der Erzeugung von Biogas auf Basis 

von biogenen Abfallstoffen, der Aufbereitung auf Erdgasqualität und der Einspeisung in 

das Erdgasnetz im Rahmen der ersten Ausbaustufe zur Jahresmitte 2012 begonnen. Die 

Kapazität wurde zwischenzeitlich kontinuierlich gesteigert. Im ersten Halbjahr 2013 wird 

voraussichtlich Volllast erreicht. Der bauliche Abschluss der zweiten Ausbaustufe ist im 

ersten Quartal 2013 vorgesehen. Im Laufe des zweiten Quartals 2013 wird mit de r  

 

Einspeisung der zweiten Ausbaustufe begonnen, sodass 2013 ca. 40 GWh Bio -Erdgas in das 

Netz der GWV eingespeist werden können. Das Angebot von Biogas ruft ein reges Intere s-

se bei Kunden innerhalb und außerhalb des Versorgungsgebietes hervor.  

Für Invest itionen ist ein Gesamtbudget von 1,6 Mio. û vorgesehen. Der deutliche R¿ckgang 

gegenüber dem Vorjahr ergibt sich im Wesentlichen aus dem Biogasprojekt und den F i-

nanzanlagen. Der Planansatz f¿r Wªrme und Contracting liegt 0,4 Mio. û ¿ber dem Vorjahr.  

Die noch immer schwelende Finanz - und Eurokrise sorgt dafür, dass die konjunkturelle 

Entwicklung auch Risiken für unsere Geschäftsentwicklung bedeuten kann. Die energiewir t-

schaftlichen Rahmenbedingungen sind weiter im Fluß und erfordern zusammen mit dem u n-

verändert intensiven Wettbewerb eine besondere Aufmerksamkeit bei der Unternehmen s-

steuerung. Bei einer unterstellten relativ stabilen Konjunkturlage sind wir für das Jahr 

2013 zuversichtlich und rechnen mit einem stabilen Unternehmensergebnis.  
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Zweckverband Abfallwirtschaft  

Vogelsbergkreis  

Am Graben 96 , 36341 Lauterbach  
Tel.:   06641 / 9671 -0 ð Fax: 06641 / 9671 -20 

E-Mail:  info@zav-online.de 

Internet:  www.zav-online.de 

 

Unternehmenszweck  

Gegenstand des Unternehmens ist:  

Einsammeln und Befördern der Abfälle im Gebiet des Vogelsbergkreises (gemäß Kreislau f-

wirtschafts - und Abfallgesetz (HAKA) § 4 Absatz 3 bis 5.  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Aufgabe lt. § 2 der Satzung  

 

 

Beteiligungsverhältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  01.08.1987 

Anteile in %:  37,50 % (Kreistag entsendet 15 von 40 Mitgliedern)  

 

 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  

Der ZAV ist auf dem Gebiet der Abfallbeseitigung tätig, daher keine wirtschaftliche B e-

tätigung gegeben.  

 

 

Organe des Unternehmens  

Verbandsvorstand:  

Dieter Boss  Prof. Bèla Dören  

Angelika Förster  Helmut Freudenreich  

Manfred Görig Gerhard Herchenröder  

Friedel Kopp ð Verbandsvorsteher  Hans Günther Linker  

Dr. Erik Siefart   

 

 

Mitglieder:  

Vogelsbergkreis und alle 19 Städte und Gemeinden des Vogelsbergkreises  

 

mailto:zav-vb@t-online.de
http://www.zav-online.de/
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Verbandsversammlung:  

Jürgen Ackermann  Willy Kreuzer  

Johannes Averdung ð Vorsitzender  Gerhard Kuntz  

Harald Bartel  Ulrich Künz  

Cornelia Bothe  Ulrich Madeisky  

Lothar Bott  Rosemarie Müller  

Manfred Dickel  Harald Nahrgang  

Manfred Dickert  Volker Orth  

Kerstin Dietrich  Karl Pitzer  

Mario Döweling  Michael Refflinghaus  

Werner Funk  Mike Riedner  

Jörg Gaudl  Michael Riese 

Heinz Geißel Anita Schlorke  

Eva Goldbach Dietmar Schlosser  

Irma Greb  Iris Schmidt  

Joachim Hannig  Joachim Schönfeld  

Horst Hennenberg  Peter Schwan  

Dr. Hans Heuser  Kurt Stiehler  

Ulrich Höhn  Anja Stein  (bis 27.09.2012)  

Artur Koch (ab 27.09.2012)  

Kurt Karpf  Helmut Weppler  

Erwin Koch Felix Wohlfahrt  

 

An die Organe wurden 2012 Aufwendungssätze in Höhe von TEUR 75 gezahlt.  

 

 

Geschäftsführung:   Dr. Hansjörg Fuchs  

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    Körperschaft des öffentlichen Rechts  

Gründungsdatum:   01.08.1987 

Satzung:    13.03.1987, zuletzt geändert am 23.05.2013  

Handelsregister:    kein Eintrag  

Stammkapital:    kein Stammkapital  

Beteiligungen:   Neue Energien Vogelsbergkreis GmbH  ð 100 % 

AbfallEntsorgungsGesellschaft Vogelsbergkreis mbH ð 

AEGV ð 95,55 %  
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Bilanz des Unternehmens  
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Gewinn-  und Verlustrechnung  

 

 
 
 

Ausgewählte Kennzahlen  
 

Anzahl der Mitarbeiter:  

24 (durchschnittlich)  
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Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  
 

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:     Siehe Lagebericht  

Ertragslage des Unternehmens:     Jahresgewinn  1.434.708,85 û 

Kreditaufnahmen:       keine 

Vom Vogelsbergkreis gewährte Sicherheiten:   keine 

Kapitalzufü hrungen und ðentnahmen durch den   keine 

Vogelsbergkreis und die Auswirkungen auf die  
Haushaltswirtschaft:  
 

 

Auszug aus dem Lagebericht:  

A. Darstellung des Geschäftsverlaufs  

I . Beschreibung der Geschäftstätigkeit  

Der ZAV ist ausschließlich im Bereich des Vogelsbergkreises tätig und ihm sind als zustä n-

diger öffentlich -rechtlicher Entsorgungsträger alle Aufgaben als Einsammelpflichtiger und 

Entsorgungspflichtiger gemäß § 1 Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwir t-

schaftsgesetz (HAKrWG) übertragen. Ihm o bliegen die Sammlung, der Transport, die 

Verwertung und/oder die Beseitigung der dem öffentlich -rechtlichen Entsorgungsträger 

angedienten oder überlassenen Abfälle. Er erlässt die hierzu notwendigen Satzungen, in 

denen u.a. der Anschluss der Grundstücke an  die Sammelsysteme, die Zuweisung zu den 

Einrichtungen und Anlagen zur Abfallentsorgung und deren Benutzung geregelt sind. Er 

regelt ferner durch Satzung, unter welchen Voraussetzungen, in welcher Weise, an we l-

chem Ort und zu welcher Zeit ihm die Abfälle z u überlassen sind.  

Zur Erfüllung dieser Aufgaben besitzt er u.a. die Dep onie Bastwald als Anlage zur Be seit i-

gung deponiefähiger Abfälle, die von der AEGV GmbH betrieben wird. Für die anderen a n-

gedienten Abfallfraktionen nutzt er vertraglich gebundene und hierfür geeignete Abfal l-

behandlungs-, Sortier -und Aufbereitungsanlagen oder im Falle der Grünabfallsammlung 

eigene Sammelstellen und Kompostierungsanlagen. Für die Dur chführung der Sammlungen 

der Abf älle und teilweise zur Verwertung und/oder Entsorgung  sind Dritte beauftragt. 

Der ZA V führt derzeit keine Sammlungs -und Verwertungs -oder Entsorgungsaufgaben 

selbst durch .  

 

Für Abfälle, die dem ZA V zuzuordnen sind , arbeitet die AEGV als Dienstleister, der diese 

Abfälle nach Aufbereitung, Sortierung und Sichtung in den Anlagen der AEGV zum Tran s-

port in externe Anlagen umlädt oder aber in wenigen Fällen auch noch deponiert. Für alle 

direkt angedienten Abfälle nicht privater Herkunft ist die AEGV unmittelbar als öffen t-

lich -rechtlicher Entsorgungsträger in eige ner Verantwortlichkeit zuständig.  

 

Der ZA V betreibt keine Akquisition von Abfällen oder erhält Aufträge von privaten Ku n-

den. Die Auftragsvolumina werden hauptsächlich von den nach den Rechtsvorgaben und den 

Regelungen der Satzung bestimmten anschlusspflic htigen Grundstücken und z. T . von den  
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Anlieferungen an das Entsorgungszentrum Vogelsberg oder anderen Sammelstellen b e-

stimmt, die im Rahmen von kommunalen Sammlungen erfolgen. Die Einnahmeentwicklung 

wird weit überwiegend von den satzungsgemäß erhobenen Gebühren, sowie ver traglichen 

und/oder rechtlich gebotenen Vergütungen, wie z. B. den Dualen Systemen oder Vermar k-

tung von Wertstoffen aus der kommunalen Sammlung bestimmt. Die Gebühren sind au f-

grund der Satzung fest vorgegeben. D ie Rahmenbedingungen der Tätigkeit werden von den 

einschlägigen Rechtsvorschriften und den Re gelungen der Satzungen des ZAV vorgegeben .  

 

Der ZAV führt seit dem 01.01.2008 seine Bücher nach den Regeln der kaufmännischen 

Buchführung . Das Wirtschaftsjahr ist das Kalenderjahr.  

 

II. Gesamtwirtschaftliche und branchenspezifische Rahmenbedingungen  

Die kommunale Abfallentsorgung insgesamt befindet sich nur in geringer Abhängigkeit von 

der Gesamtkonjunktur. Eine Ausnahme bildet in geringem Umfang der Bereich der Gewe r-

beabfallentsorgu ng. Weitaus größeren Einfluss auf die Entwicklung haben dagegen umwel t-

politische Entscheidungen und Vorschriften sowie System -oder Satzungsänderungen. S o-

mit sind die Einnahmeseite und die Einnahmeerwartungen relativ fix.  

 

Auf der anderen Seite stehen auch  für kommunale Einrichtungen die Kostenentwicklungen 

auf dem Entsorgungsmarkt, an dem der ZAV als öffentlicher Nachfrager für Entsorgung s-

dienstleistungen ebenfalls , wenngleich eingeschränkt und im Normalfall nur im Rahmen von 

Ausschreibungen, teilnimmt. Ha uptsächliche Einflussfaktoren waren in den letz t en Jahren, 

bedingt durch die stabile Konjunktur, die Preise für die Entsorgung und Vor behandlung, die 

Nachfrage nach Sekundärrohstoffen und dadurch durch die Rohstoffpreise sow ie die Be-

handlungs-und Verwertun gskapazitäten für Abfall.  

 

Allerdings hat selbst d ie Eurokrise seit 2010 zumindest in Deutschland noch zu keinen e r-

heblichen Veränderungen bei den Abfallmengen und -preisen geführt und hatte ebenso 

keine Verringerung der gewerblichen Abfallanlieferungen z ur Folge. In diesem Kontext 

blieben daher auch in vielen Bereichen die Entsorgungspreise weitgehend un verändert, a b-

gesehen von den allgemeinen Preissteigerungen. Diese Entwicklung hat s ich in 2012 weiter 

fortgesetzt , aber in der jüngsten Zeit steigen die P reise zumindest be i neuen kommunalen 

Ausschreibungen merklich an.  

 

Die seit 2010 existierende Euro -Krise hatte bis dato noch keine größeren Auswirkungen 

auf d ie Br anche, allerdings sind in 2012 die Erlöse nich t weiter angestiegen und mit Be ginn 

2013 zeigen sich Eintrübungen der Konjunktur, w as sich im Verfall der Rohstoff pre ise seit 

Mitte 2012 bemerkbar macht.  

 

Aufgrund dessen gibt es auch weiterhin einen am Preis orientierten Verdrängungswettb e-

werb, der sich n icht abgeflacht hat. Entsorgungsdienstleistungen bieten derzeit sehr g e-

ringe Gewinnmargen und viele kapitalschwache Unternehmen haben erhebliche Finanzi e-

rungsprobleme trotz niedriger Kreditzinsen, zumal seit Ende 2010 aufgrund der Euro -Krise 

die Versorgung mit Krediten schwere r mögl ich ist. Dies wi r d sich in 2013/14 wohl nicht 

verbessern .  
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Auf die öffentlich -rechtlichen Entsorger hat dies nur mittelbaren Einfluss, da zumeist 

eigene Anlagen bestehen oder langfristige Verträge existieren. Allerdings sind bei neuen 

Vertragsabschl üssen mit privaten Entsorgungsfirmen auch die kommunalen Partner dem 

allgemeinen Konjunkturgeschehen ausgesetzt und zuletzt sind die Preise gestiegen, wen n-

gleich nicht in dem eigentlich für die Entsorger notwendigen Ausmaß.  

Bei Unternehmen, die über eigen e Anlagen verfügen und gleichzeitig in der Abfalllogistik 

und im Recycling tätig sind, stiegen die Umsätze nur auf Kosten anderer Mitbewerber, e i-

nige konnten ihre Marktmacht ausbauen, aber der Markt ist umkämpft. Fusionen haben 

schon länger zu einer Oligop olisierung des Marktes geführt, was sich in manchen Gebieten 

für die öffentlich -rechtlichen Entsorgungsträger in Marktversagen äußert.  

 

Wesentliche Differenzierungsmerkmale sind der Preis für die Afall(behandlungs) -

dienstleistungen sowie die regionale Pos itionierung der Dienstleister und der Anlagen.  

 

Für den ZAV, der als öffentlich -rechtlicher Entsorgungsträger ohne eigene in größerem 

Umfang nutzbare Beseitigungsanlagen agiert, zugleich aber über langfristige Entsorgung s-

verträge verfügt, machte sich dies  nur indirekt bemerkbar, indem die AEGV als beauftra g-

ter Dritter die Kosten bei der Entsorgung im Rahmen der Regiekosten an den ZAV weite r-

geben muss. Diese Kosten sind aber seit 2009 r elativ stabil. Es konnten zudem durch U m-

stellungen bei den Entsorgungsst ruk turen weitere Steigerungen abge fangen werden. Seit 

dem 01 .01.2011 wird der Hausmüll anderweitig entsorgt. Dabei sind die Kosten durch neue 

Verträge drastisch gesunken (von mehr als 240 EUR/Mg auf unter 100 EUR/Mg). Dadurch 

sind die spezifischen Entsorg ungskosten seit 2011 deutlich niedriger geworden. Diese Ve r-

träge werden vom ZAV selbst abgewickelt.  

 

Die anderen Sammlungs-und Entsorgungsverträge hingegen blieben seit 2010 fast prei s-

stabil, da selbst die vorhandenen Preisgleitklauseln kaum Veränderung ergeben haben. A l-

lerdings machte in 2012 die Firme Veolia aufgrund de r von den Ausschrei bungsunterlagen 

abweichenden neuen Struktur Mehrkosten geltend.  

 

Insgesamt unterlagen aber die Kosten pro Tonne Abfall im Jahresverlauf nur geringen 

Schwankungen, da die aktuellen Entsorgungsverträge keine variablen Preise enthalten, und 

nach dem 01.01 .2011 keine neuen Verträge abgeschlossen wurden, so dass nur die geringen 

Steigerungen durch die vertragliche Preisgleitung wirksam wurden .  

 

Alles in allem gilt für den ZAV, dass er sowohl bei der Einnahmesituation als auch bei den 

Ausgaben nur wenig kurzfristigen Schwankungen unterliegt, aber strukturelle Fehlentw ick-

lungen oder fehlende Gebühreneinnahmen ebenfalls nur längerfristig korrigieren ka nn. En-

de 2009 liefen die Sammlungsverträge für Restabfall, Papier, Sperrmüll und Sonderabfall 

aus. Die neuen Verträge sind deutlich kostengünstiger. Dies hat sich durch eine drastische 

Reduktion der Sammlungskosten bemerkbar gemacht. In 2012 und 2013 setz t sich dies 

fort, was ab 2 013 zu geringeren Gebühren führte.  

 

Darüber hinaus werden die grundsätzlichen Beschlüsse über die Abfallkonzeption, die G e-

staltung der Entsorgung und die prinzipielle Ausrichtung durch die politischen Gremien  
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bestimmt, so dass n icht ausschließlich betriebswirtschaftliche oder ökonomische Faktoren 

zum Tragen kommen. Die operative Geschäftsführung kann hierbei nur die getroffenen 

Beschlüsse umsetzen, unabhängig von Kosten und/oder Nutzenbetrachtungen . Seit 2010 

greift hier ebenfalls die Änderung des G ebühren-und Sammelsystems.  

 

Dies führte dazu , dass das Jahr 2012, nachdem die neue Struktur seit 2011, nach A b-

schluss der Umstellungsschwierigkeiten, im zweiten Jahr normal genutzt werden konnte, 

eine positive Entwicklung genommen hat. Bedingt durch die o.g. Probleme und Beschlüsse, 

mit denen die Umstellung befrachtet wurde, war das Jahr 2010 durch teilweise dramat i-

sche Zustände zu Beginn der Umstellung gekennzeichnet. Diese sind in 2011 weitgehend 

normalisiert worden und in 2012 lief es überdurchschnittli ch gut. Daher kann das Jahr 

2011 als Jahr angesehen werden, ab dem die Umstellung der Systeme greift, sowohl was 

die Sammlung als auch was die Entsorgungswege angeht.  

 

 

III . Wesentliche Entwicklungen im abgelaufenen Geschäftsjahr  
IIIa . Umsatz und Auftragsentwicklung  

Da der ZAV ausschließlich im Bereich des Vogelsbergkreises tätig ist und zudem nur die 

Sammlung, Verwertung und Beseitigung der dem öffentlich -rechtlichen Entsorgungsträger 

angedienten Abfälle betreibt, ist der Umsatz stet s durch die Gebühreneinnahmen und die 

Mengenentwicklung an Haus-, Sperr -, Bio-und Sondermüll sowie Altpapier im Kreis vorg e-

geben. Es ergaben sich in 2012 gegenüber dem Vorjahr keine großen Mengenveränderungen 

bei Hausmüll und Sperrmüll mehr. Das Jahr 2012 lag in dem prognostizierten und im Wir t-

schaftsplan 2012 abgebildeten Rahmen. Mengen von außerhalb des Kreises wurden nicht 

angedient.  

 

Die Auftragsentwicklung kann aufgrund der besonderen Situation des ZAV als öffentlich -

rechtlicher Entsorgungsträger nich t aktiv beeinflusst werden, da er keine klassische A k-

quisition betreibt, sondern aufgrund der bundes -und landesrechtlichen Vorgaben Sammel -

und Entsorgungspflicht für den kommunalen Bereich besteht. Die Auftragszahl und die 

Einnahmeentwicklung werden von de n satzungsmäßigen Sammlungen im Hol- und/oder 

Bringsystem bestimmt. Zudem sind die Gebühren fest vorgegeben. Eine Steigerung des 

Umsatzes und der Aufträge durch Verträge oder Aufträge außerhalb des Gebietes des 

Vogelsbergkreises erfolgt nicht.  

 

I m Jahr 20 12 lagen die tatsächlich erzielten Umsatzerlöse bei rund 9,44 M io. EUR (2011: 

9,67 Mio . Euro). Das Jahr 2012 schloss insgesamt mit einem Gewinn von 1.435 TEUR ab, 

was 31 TEUR über dem Planansatz lag. Die Planvorgaben wurden somit ziemlich genau er-

reicht. I n 2011 ergab sich noch ein Gewinn von 1.983 TEUR.  

 

Dem stehen ein Materialaufwand von 5,361 TEUR (2010: 5.258 TEUR) und ein Perso -

nalaufwand von 1.266 TEUR gegenüber. Hier machen sich u .a. die leichten Steigerungen der 

Sammlungskosten durch die Preisgleit ung aufgrund höherer Personal - und Treibstoffko s-

ten und der, wenngleich nur gering erhöhte, Personalkostenanteil bemerkbar.  
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Der ZAV schloss damit das fünfte Betriebsjahr mit kaufmännischer Buchführung mit e i-

nem Gewinn von 1.435 TEUR (2010: 1.983 TEUR) ab. Der Zweckverband hat bereits zum 

31.12.2011 seine bilanzielle Überschuldung aus den Vorjah r en beendet. Das Eigenkapital 

weist nunmehr einen positiven Wert von 2.061 TEUR aus nach einem Wert von 626 TEUR in 

2011. Aufgrund der für die nächsten Jahre geplanten Ergebnisse wird sich die Eigenkap i-

talausstattung weiter verbessern.  

 

IIIb. Entwicklung des Tätigkeitsfeldes  

Der ZAV wurde im Herbst 1987 gegründet. Seitdem wurde das kommunale Haushaltsrecht 

angewandt. Aufgrund der geforderten Umstellung im Rechnungswesen wurde der ZAV g e-

mäß dem Beschluss der Verbandsversammlung ab 2008 auf kaufmännische Buchführung, 

die für Zweckverbände zulässig ist , umgestellt. Das Jahr 2012 war das fünfte Geschäft s-

jahr mit kaufmännischer Buchführung.  

 

Der ZA V hat sukzess ive alle Aufgaben vom Landkreis und den kreisangehörigen Kommunen, 

zuletzt ab 01.01.2008 von der Gemeinde Wartenberg, übernommen und regelt alle Aufg a-

ben, die nach § 1 Hessisches Ausführungsgesetz zum Kreislaufwirtschaftsgesetz 

(HAKrWG) dem öffentlich -rech tlichen Entsorgungsträger zukommen . Seit 1998 bedient er 

sich für einige Teilbereiche einer Tochtergesellschaft, der AEGV , und seit 2007 für den 

Bereich der regenerativen Energieerzeugung einer weiteren Tochtergesellschaft, der 

NEV. Hinzu kommen die Nachsorge für die Altdeponie in Mücke Nieder -Ohmen und teilwe i-

se die Stilllegung und Nachsorge der Deponie Bastwald nach Betriebsende.  

 

Die Haupttätigkeiten beschränken sich derzeit auf Contracting und Vertragsabwicklung 

bei Sammlung, Vorbehandlung, Umladung, Transport, Verwertung und Entsorgung etc., da 

eine Kommunalisierung der Sammlung von den Verbandsgremien abgelehnt wurde. Im Ra h-

men der neuen Ausschreibungsperiode ab 2015/2016  wird darüber erneut nachzudenken 

sein, zumal sich für die neue Ausschreibu ngsperiode deutliche Kostensteigerungen ankü n-

digen. Ab 2015 wird der ZAV das Gefäßmanagement selbst übernehmen. Die operativen 

Aufgaben werden daher auch zukünftig (zumindest bis 2016) weitgehend durch beauftra g-

te Dritte erledigt. E ine erneute Prüfung der Kommunalisierung könnte bei erfolgreichem 

Ausgang erst ab 2016/2017  umgesetzt werden.  

 

Die Verwaltung und das Gebührenwesen erfolgten direkt durch den ZAV, wobei die Gebü h-

renerhebung und -bescheidung seit 2010 zentral durch die Verw altung des ZAV direkt e r-

folgt. Seit dem 01.01.2013 trat eine deutliche Gebührensenkung in Kraft.  

 

IIIe . Investitionen  

In 2012 erfolgten keine größeren Investitionen durch den ZAV. Durch Beschaffung von 

Hard -und Software und Anpassung an neue Vorgaben wur den in diesem Bereich einige I n-

vest itionen getätigt. Eine weitere Investition erfolgte durch den Kauf der Kom posti e-

rungsanlage in Alsfeld -Billertshausen. Es wurden Investitionen in Softwarelösungen für die 

notwendigen Änderungen erforderlich. Da Investitionen auf dem Gelände des EZV durch 

die AEGV ausgeführt werden , erfolgt dort ke ine direkte Investitionstätigkeit.  
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IIId. Personal - und Sozialbereich  

Es ergaben sich keine Änderungen in diesem Bereich, da das benöt igte Personal des 

Zweckverbands A bfallwirtschaft Vogelsbergkreis aufgrund der in 2010 anfallenden un-

geplanten Mehrarbeiten bereits vorher aufgestockt werden musste. Allerdings wurden 

auch in 2012 einige Mitarbeiter befristet beschäftigt , um die Arbeitsspitzen abzufangen .  

 

B. Darstellung der Lage der Gesellschaft  

I. Vermögens -und Finanzlage  

Der Zweckverband weist derzeit eine Eigenkapitalquote von 15,5 % auf. Finanzierungs -

probleme aufgrund der Eigenkapitalausstattung bestehen nicht.  

 

Die sonstigen Rückstellungen betreffen im Wesentlichen Pensionsrückstellungen (TEUR 

444), Urlaubs - und Überstundenrückstellungen (TEUR 86) sowie Deponienachsorge Bas t-

wald (TEUR 9.077, in 2011: 8.558; Zuführung 519 TEUR) und die Nachsorge Mücke -

Nieder -Ohmen (TEUR 210). Die langfristige n Rückstellungen zur Deponienachsorge wurden 

aufgrund der gutachterlich durch ein Fachbüro berechneten Parameter für Stilllegung und 

Nachsorgeaufwendungen, sowie veränderten Berechnung nach BILMOG auf 9.077 TEUR 

aufgestockt. Damit sind die für diesen Zeitp unkt nachzuwei senden Rückstellungen für die 

Nachsorge vorhanden. Der Bestand an flüssigen Mitteln betrug 9.809 TEUR (2011: 7.253 

TEUR).  

 

Die Finanzlage ist geordnet, die Liquiditätssituation ist positiv, der ZAV ist langfristig f i-

nanziert. Die Barliquidi tät erhöhte sich um 1,890 Mio. EUR auf 8,3 Mio. EUR. Der Verband 

weist auf allen Liquiditätsstufen positive Werte auf.  

 

II . Ertragslage  

In 2012 wurde ein Überschuss von 1.435 TEUR erreicht, was hauptsächlich auf die seit 

2010 erzielten Kostenverringerung en, den Wegfall der Zusatzkosten für die Systemum -

stellung, und den verringerten Aufwendungen für die Sammlung zurückzuführen war, g e-

genüber 2011 verschoben sich die Werte nur geringfügig. Der Umsatzerlös lag zudem nur 

um 224 TEUR unter dem des Vorjahres.  

 

Diesem Erlös stehen ein Material -und Personalaufwand von 6.627 TEUR (Vorjahr: 6.483 

TEUR) gegenüber. Hauptfaktoren waren: Kostenerstattung an AEGV 1.155 TEUR (2011: 

1.138 TEUR), Entsorgung Hausmüll von nur noch 1.581 TEUR, PPK von 776 TEUR, Grünab-

fall143  TEUR und Sperrmüll 201 TEUR für Verwertung und 280 TEUR für Sammlung.  

 

Wie zu erwarten, zeigt sich, dass neben den Umsatzerlösen (meist Gebühreneinnahmen) 

der Materialaufwand (Sammlung, Entsorgung und Deponierückstellungen) den Haupteinfluss 

auf das Jahr esergebnis haben.  
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Ausblick:  

C. Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung  

I. Darstellung der voraussichtlichen Entwicklung  

Die weitere Entwicklung der Abfallentsorgung im Vogelsbergkreis ist, mit Ausnahme des 

Bereiches der gewerblichen Abfälle, von relativer Konstanz geprägt, denn bereits seit 2011 

zeigt sich , dass sich das System in den prognostizierten Korridoren bewegt und in den 

Folgejahren keine großen Änderungen hierbei mehr zu erwarten sein werden, was sich für 

2012 auch bestätigte, sofern  keine System -oder Satzungsänderungen zum T r agen kommen 

bzw. rechtliche Änderungen Kosten verursachen . Mit Inkrafttreten des ne uen Kreislauf-

wirtschaftsgesetzes sind allerdings neue Kostenfaktoren wie eine Wertsto fft onne und die 

Einführung einer getrennten Bioabfallsammlung ab 2015/16 am Horizo nt aufgetaucht.  

 

Die Kosten für die Sammlung und Entsorgung der Abfälle sind aufgrund der neuen Ver -

träge ab 2010 sehr viel niedriger geworden und liegen z. T. unter den derze it von den Ent-

sorgern und Verwertern sonst  erzielbaren Erlösen. Der ZAV zahlt deshalb aufgrund dieser 

neuen Verträge sehr günstige Sammlungspreise . Gleiches gilt für die neue Struktur bei den 

Gefäßen. Seit 2011 gilt dies auch für die Hausmüllentsorgung. Zudem s ind die erzielten 

Erlöse für Papier s ehr hoch und steigen, wie der Abschluss der Neuausschreibung gezeigt 

hat, seit 2013 weiter an.  

 

Ab 2010 hat sich durch den vorgenommenen Umbruch in der Abfallkonzeption des ZAV 

eine deutliche Veränderung und Verbesserung ergeben. Die Sammlungskosten sind in 2010 

erheblich gesunken, die Entsorgungskosten seit 2011 ebenfalls. Dami t wurden auch die 

Kosten für Mehrmengen, die sich durch die gewollte Rückführung von Abfällen in d ie ric h-

tigen kommunalen Sammelsysteme ergeben, weit überkompensiert. Zudem ist die Mengen-

entwicklung seit 2010 relativ konstant und liegt auch in 2011 bei 17 .249 Mg, in 2012 bei 

17.153 Mg und wird in 2013 ungefähr 17.500 Mg/Jahr betragen.  

 

Hier zeichnet sich daher mittelfristig eine sehr positive Entwicklung ab, da ab Anfang 2011 

deutli che Einsparungen erfolgt sind. Das Ziel einer Gebührensenkung für die Jahre ab 

2013 wurde erreicht. Zumindest für die Periode 2013 -2015 gelten Niedrigere Gebühren 

und damit auch niedrigere Überschüsse. Ab 2016 kann sich dies aufgrund der o .g. Unwäg-

barkeite n wieder ändern.  

 

Es ist weiter notwendig , die Deponie Bastwald so bereit zu halten , dass die Kapazitäten 

dort so günstig wie möglich zu verwerten sind, da hierdurch eine gewisse Kostendämpfung 

erzielt werden könnte. Zugleich ist mit den Veränderungen dur ch das neue System abse h-

bar mittelfrist ig eine deutliche Verstetigung der Verbesserung des Ergebnisses möglich , 

ist aber abhängig von den evtl. notwendigen Veränderungen aufgrund des neuen Gesetzes . 

Die Entsorgung andererseits ist durch Verträge bis mindestens 2016 gesichert.  
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II: Ergebnisprognose  

Die Umsatz -und Erlösentwicklung ist, wie bereits ausgeführt, fast nicht von konjunkture l-

len Schwankungen abhängig, sondern durch die aktuellen Satzung en und kommunalen Ver-

träge bestimmt. Für das Jahr 2013 geht der ZAV ebenfalls von einem nur noch leicht pos i-

tiven Ergebnis aus, da durch die Gebührensenkungen die Einnahmen sich deutlich verri n-

gern werden. Für die Jahre 2014 und 2015 werden mit positiven o der zumindest ausgegl i-

chenen Ergebnissen gerechnet. Die erwarteten Ergebnisse 2010 -12 ergaben sich aus der 

Planung einer dreijährigen Gebührenkalkulationsperiode, die die hohe Kostenspitze des 

Umstellungsjahres 2010 abfangen sollte. Dies hat sich bestätigt . Für die Periode 2013 -

2015 ergeben die Kalkulationen deutlich niedrigere Gebührensätze .  

 

D. Risiken und Chancen der voraussichtlichen Entwicklung  

Das Hauptrisiko des ZA V besteht in evtl. schwankenden Abfallmengen und extern initi -

ierten Änderungen. Als kommunaler öffentlich -rechtlicher Entsorgungsträger unterliegt 

der ZAV keinen konjunkturellen Schwankungen oder Konkurrenzsituationen.  

 

Veränderungen erfolgen daher auch nicht plötzlich, da alle Rahmenbedin gungen langfristig 

fest gelegt sind und i. d . R. auf Rechtsbeziehungen (Anschlusspflicht etc.) basieren.  

 

Andererseits bietet sich auch nur bei Neuausschreib ungen oder Auslaufen von Altver tr ä-

gen die Chance, grundlegende Dinge zu ändern und ggf. deutliche Verbesserungen zu erre i-

chen, da der ZAV nicht wie ein privates Unternehmen agieren kann.  

 

Gegenwärtig sieht insbesondere die rechtliche Situation so aus, dass eine Änderung der 

Geschäftsgrundlagen durch das neue Kreislaufwirtschaftsgesetz erfolgt. Diese Auswir -

kungen sind noch nicht endgültig absehbar, werden aber erst ab 2015 erfolgen. Je nach 

den vom ZAV ergriffenen Maßnahmen (Biotonne ja oder nein) können sich hieraus aber ab 

2015 finanzielle Risiken ergeben. Es besteht jedoch auch das konkrete Risiko, dass durch 

Rechtsverordn ungen aufgrund des neuen Kreislaufwirtschaftsgesetzes Auf gabenverände-

rungen entstehen können (Wertstofftonne z. B.).  

 

Aufgrund der erfolgten Neuausschreibung mit einem  Identsystem und Leerungsregist ri e-

rung sowie einem personenbezogenen Tarif, ist gesicher t, dass dieser Bereich zu deutlich 

besseren Konditionen weiter geführt werden kann. Die abgeschlossenen Verträge beinha l-

ten wesentlich geringere Kosten und sind erheblich besser. Mittlerweile wird die Vertrag s-

abwicklung in diesem Bereich wieder direkt durc h den ZAV übernommen. Seit 2011 erg e-

ben sich im Entsorgungs -und Verwertungsbereich ebenfalls erhebliche Kostensenkungen 

und deutlich erhöhte Einnahmen bei der Wertstoffvermarktung.  

 

In 2011 wurden die umstellungsbedingten Unwägbarkeiten weitgehend abgearb eitet und ab 

2012 ff können sich die angestoßenen positiven Entwicklungen verstetigen.  

 

Da der ZAV nur im Bereich des Vogelsbergkreises tätig ist und zudem ausschließlich die 

Entsorgung der dem öffentlich -rechtlichen Entsorgungsträger angedienten Abfälle  
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obliegt, ist der Umsatz durch die demographische und Mengenentwicklung im Kreis und 

durch die Festlegungen der ZAV -Satzungen vorgegeben.  

 

Zugleich ist aber dadurch eine Abdeckung des Risikos und der Finanzierungssicherste l-

lung gegeben, da die Kosten aus dem Gebührenaufkommen finanziert werden. Aus derze i-

tiger Sicht sind daher keine grundsätzlich bestandsgefährdenden bzw. die Vermögens -, 

Finanz-und Ertragslage wesentlich beeinträchtigenden Risiken erkennbar. Durch das neue 

Kreislaufwirtschaftsgesetz kö nnen sich noch positive oder negative Auswirkungen auf die 

Vermögens-, Finanz-und Ertragslage ergeben. Dies ist aber erst ab 2014/2015  absehbar. 

Dadurch bedingte Änderungen oder die hierauf basierenden Vorgaben seitens der Ve r-

bandsgremien haben dabei erheb liche Auswirkungen auf das System und somit auf die 

finanzielle Lage des ZAV.  

 

Es bleibt zu berücksichtigen, dass der ZAV trotz kaufmännischer Buchführung weiterhin 

eine Körperschaft des öffentlichen Rechtes ist, hoheitlich tätig bleibt, die Tätigkeiten 

durch Rechtsvorgaben bestimmt sind und die Erfüllung von Aufgaben der Daseinsvorsorge 

zum Ziel haben. Die Steuerung erfolgt normalerweise unternehmerisch, aber nicht gewin n-

orientiert, sondern nach den Regelungen des KAG etc. und unterliegt den Beschlüssen d er 

Verbandsversammlung.  

 

E. Sonstige Angaben  

I. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach Schluss des Geschäftsjahres  

(keine)  
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NEUE ARBEIT Vogelsberg gGmbH  
- Kirchlich -kommunale Gesellschaft  

für berufliche Integration  - 

Altenburger Str. 40, 36304 Alsfeld  
Tel.: 06631 / 9641 -0 ð Fax: 06631 / 9641 -41 

E-Mail:  info@neue-arbeit -vb.de 

Internet:  www.neue-arbeit -vb.de 

 

Unternehmenszweck  

Gegenstand des Unternehmens ist:  

Die qualifizierte Beschäftigung sowie die berufliche und persönliche Aus -, Fort - und Wei-

terbildung mit dem Ziel der Eingliederung bzw. Wiedereingliederung ins Erwerbsleben von 

Langzeitarbeitslosen, Arbeitslosen ohne abgeschlossene Berufsausbildung und sonstigen 

schwer vermittelbaren Arbeitslosen, insbesondere Empfängern von Sozial - und Jugendhil-

fe im Vogelsbergkreis.  

Betriebsgrundlage ist die Teilnahme an öffentlich geförderten Maßnahmen.  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Zweck der Gesellschaft ist die allgemeine und berufsbezogene Volksbildung sowie die 

Wohlfahrtspfleg e für die genannten Personen mit dem Ziel, die Voraussetzungen dafür zu 

schaffen, dass ihnen die Sicherung ihrer Existenz aus eigener Kraft möglich wird. Die G e-

sellschaft wird damit in praktischer Ausübung christlicher Nächstenliebe im Sinne der 

Diakonie als Wesens- und Lebensäußerung der evangelischen Kirche tätig.  

 

 

Beteiligungsverhältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  1999 

Anteile in %:   40 % 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  

Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige, mildtätige und 

kirchliche Zwecke im Sinne des Abschnittes ăSteuerbeg¿nstigte Zweckeò der Abgaben-

ordnung. 
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Organe des Unternehmens  

Aufsichtsrat:  

Landrat Manfred Görig ð Vorsitzender (ab 10.06.2012)  

Landrat Rudolf Marx ð Vorsitzender  (bis  09.06.2012)  

Otto Bäuscher ð Geschäftsführer  

Rosemarie Müller ð Kreisbeigeordnete (ab 10.06.2012)  

Magdalena Pitzer ð Kreisbeigeordnete  (bis 09.06.2012)  

Horst Schopbach ð Präses 

Werner Weber  
 

Geschäftsführung:   Pfarrer Christoph Geist  

    Hans-Ulrich Merle  (ab 01.02.2012)  

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    gGmbH 
Gründungsdatum:   26.01.1999 

Gesellschaftsvertrag:  26.01.1999 

Handelsregister:    Gießen, HRB 5161 
Stammkapital:    127.822,97 û 

Beteiligungen:   Neue Dienste Vogelsberg NDV GmbH, Alsfeld ð 100 % 
 

 

Gesellschafter und Stammeinlagen :  

 û in % 

Vogelsbergkreis, Lauterbach  51.129,18 40 

VAU Verbund für Ausbildung und Umwelt e.V., 

Alsfeld  

25.564,59  20 

Dekanat Alsfeld  12.782,30  10 

Dekanat Homberg/Ohm  12.782,30  10 

Dekanat Vogelsberg  12.782,30  10 

Dekanat Schotten  12.782,30  10 

 127.822,97  100,0 
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Bilanz des Unternehmens  
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Gewinn-  und Verlustrechnung  
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Ausgewählte Kennzahlen  

Anzahl der Mitarbeiter:   64 (Jahresdurchschnitt)  

 

 

Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:     Siehe Lagebericht  

Ertragslage des Unternehmens:     Jahresüberschuss  1.079.635,59  û 

Kreditaufnahmen:       keine 

Vom Vogelsbergkreis gewährte Sicherheiten:  keine 

Kapitalzuführunge n und ðentnahmen durch den :   keine 

Vogelsbergkreis und die Auswirkungen auf die  
Haushaltswirtschaft  
 

 

Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Begründung: 

gemeinnützige GmbH auf dem Gebiet Bildungs - und Sozialwesen 

 

 

Auszug aus dem Lagebericht  

1.    Darstellung des Geschäftsverlaufes und der Lage der Gesellschaft  

1.1 Allgemeine Ausführungen zu gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen,  

Entwicklungen in der Branche sowie Darstellung der eigenen Geschäftstätigkeit  

Mit Inkrafttreten der Arbeitsmarktreformen zum 1. Januar 2005 haben sich für die Tr ä-

ger von arbeitsmarktlichen Dienstleistungen vielfältige Möglichkeiten der Partizipation 

ergeben. Die Zusammenführung der Arbeitslosenhilfe - und Sozialhilfe in das SGB II füh r-

te bezüglich der fin anziellen Ausstattung zu einer erheblichen Ausweitung der Möglichke i-

ten ð für Betroffene und Träger. Die inhaltlichen Optionen bei der Umsetzung waren vie l-

fältig und führten zu neuen Maßnahmen. Insbesondere die so genannten Optionskommunen 

konnten an ihre Traditionen aus der BSHG -Zeit und der engen Zusammenarbeit mit den 

meist kommunalen Beschäftigungsträgern anschließen. Insofern war im Vogelsbergkreis 

der Übergang aus den alten rechtlichen Rahmenbedingungen in die neuen reibungslos mö g-

lich.  

 

Allerdings h aben sich sukzessive Veränderungen ergeben, die erheblichen Einfluss auf die 

organisatorischen und inhaltlichen Vereinbarungen und Werdegängen im Vogelsbergkreis 

hatten. So wurde 
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ü der Eingliederungstitel von 6,3 Mio û in 2005 sukzessive auf 2,9 Mio û in 2012 (2,2 

Mio û in 2013) verringert (durchschnittliche Verminderung der Arbeitslosenquote im 

Vogelsbergkreis um über 50%),  

 

ü die inhaltliche Steuerung durch das BMAS und die Agentur für Arbeit drastisch e r-

höht (durch Kennzahlen, Verpflichtungsermächtigungen , u.a.), 

 

ü annähernd im jährlichen Rhythmus an den gesetzlichen Möglichkeiten korrigiert. Dies 

zieht regelmäßig bei allen Beteiligten einen hohen Veränderungs - und Anpassungsdruck 

nach sich, zumal einzelne gesetzliche Regelungen sehr intensiv verändert word en sind.  

 

Die vielgescholtene Pflicht zur öffentlichen Ausschreibung und Vergabe der Aufträge ha t-

te der Gesetzgeber annähernd von Beginn an vorgesehen. Durch einen Vertrag zwischen 

der Neuen Arbeit Vogelsberg gGmbH und dem Kreisausschuss des Vogelsbergkreises mit 

einer Laufzeit von fünf Jahren bestand seitens der KVA über mehrere Jahre hinweg b e-

zogen auf die volle Breite der Angebotspalette nicht der konkrete Druck zur Ausschre i-

bung von Dienstleistungen. Innerhalb dieser vertraglichen Vereinba rungen war ein erhebl i-

cher Anteil des Eingliederungstitels zugunsten der Neuen Arbeit gebunden. Einhergehend 

mit dieser rechtlichen Veränderung veränderte sich das betriebswirtschaftliche Risiko 

der Neuen Arbeit.  

 

Aufgrund der Kostenstruktur der Neuen Arb eit war bereits seit einigen Jahren eine Sit u-

ation entstanden, die einen Erlösanteil aus Dienstleistungsaufträgen von ca. 30 % der G e-

samteinnahmen notwendig machte, um ein ausgeglichenes Jahresergebnis zu erzielen. 

Durch den regelrecht sprunghaften Einbruc h der Einnahmen im Bereich der Regiekoste n-

erstattung verbunden mit der verhältnismäßig späten Reaktion und Konsequenz auf der 

Kostenseite entstand ein strukturelles Problem, das sich nachhaltig auf die Jahreserge b-

nisse der Jahre 2010 ff bezüglich des Opera tiven Geschäftes auswirkt. Eine Korrektur 

bzw. Anpassung an die Gegebenheiten benötigt Zeit.  

 

Eine Steigerung/Verdoppelung des Erlösanteils als eine der betriebswirtschaftlich no t-

wendigen Optionen lässt sich nicht ausschließlich aufgrund eigenen Wollens e rzwingen.   

 

Der Personaleinsatz in den einzelnen Arbeitsbereichen wurde im ersten Halbjahr 2012 

derart dezimiert, dass jeweils nur noch eine Fachkraft mit Leitungs - und Anleitungsaufg a-

ben in dem jeweiligen Arbeitsbereich zur Verfügung steht. Eine weitere Reduzierung des 

Personals würde unweigerlich dazu führen, dass die Arbeitsbereiche nicht mehr überl e-

bensfähig sind. Allerdings sind die Umsatzerlöse aus allen Abteilungen notwendig, um eine 

Deckung der Gesamtkosten zu gewährleisten.  

 

Die Schließung eines Arbeitsbereiches oder gar mehrerer Arbeitsbereiche hätte unwe i-

ger lich zur Folge gehabt, dass die Vielfalt des Angebotes für die Teilnehmer/innen der 

Maßnahmen verloren gegangen wäre. Diesbezüglich hätte sich die Sinnfrage über den  

 

Fortbestand der Neuen A rbeit sehr schnell und sehr deutlich gestellt. Eine Neue Arbeit 

ohne die vielfältigen wertschätzenden Beschäftigungsangebote an die benachteiligten  
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Menschen wäre vergleichbar mit vielen überregionalen Trägern, die vor Ort Räume anmi e-

ten, eine Maßnahme absolvieren und wieder verschwinden.  

 

Die Option, in einem Vergabeverfahren den Zuschlag zu bekommen lässt sich ebenfalls 

nicht erzwingen. In der Vergangenheit wurde bereits mehrfach auf die zum Teil unte r-

schiedliche Kostenstruktur der potentiellen Bieter h ingewiesen. Dazu nochmals zwei Bei-

spiele: die Vergütung nach der KDAVO ist im sozialpädagogischen Bereich um 29,77 % h ö-

her als der seit 2012 gültige Mindestlohn in diesem Arbeitssegment. Die Angebote der 

Neuen Arbeit Vogelsberg sind folgerichtig bei einer mit zwei Coaches ausgeschriebenen 

Jahresmaßnahme allein im Bereich der Personalkosten (inkl. der Overheadkosten) um ca. 

15.000 û teurer als Angebote potentieller Mitbewerber.  

 

Inhaltlich haben sich die ausgeschriebenen Maßnahmen dahingehend verändert, das s der 

arbeitspraktische Anteil stark eingedämmt worden ist. Einzelne Maßnahmen finden gar 

ausschließlich in einem Gruppenraum statt, in dem jeder Platz mit einem PC ausgestattet 

ist.  

 

Nach den stark verminderten Teilnehmerzuweisungen in den vergangenen Ja hren wurde die 

Teilnehmerzahl in 2012 nochmal um ein Viertel gesenkt. Waren in 2011 noch 365 Teilne h-

mer zugewiesen, waren es in 2012 noch 277 Teilnehmer. Insgesamt wurden 1.223 Teilne h-

mermonate abgedeckt. Das entspricht einer durchschnittlichen monatlichen  Teilnehmer-

zahl von 101 Teilnehmern.  

 

Innerhalb dieser Gesamtzahl ist ein Anteil von 22 sozialversicherungspflichtig Beschäfti g-

ten, die einen Lohnkostenzuschuss nach den Bestimmungen des § 16e SGB II erhalten. Um 

die Fördervoraussetzungen zu erfüllen, ist  eine Fülle persönlicher Defizite nachzuweisen. 

Die Neue Arbeit ist bestrebt, den innerhalb von Maßnahmen zugewiesenen Teilnehmern 

durch ein langfristig angelegtes Personalentwicklungskonzept am Ende einer Entwicklung s-

phase einen sozialversicherungspflicht igen Vertrag in Aussicht zu stellen. Sei es am Ersten 

Arbeitsmarkt oder eben innerhalb dieses Förderinstrumentes. Diese Perspektive führt zu 

einer hohen Motivation der Teilnehmer/innen.  

 

Im laufenden Geschäftsjahr haben 12 Auszubildende ihre Ausbildung be endet. 10 Prüfu n-

gen wurden bestanden, zwei Ausbildungsverhältnisse wurden abgebrochen. Acht der 10 

Gesellen haben unmittelbar nach der Ausbildung eine Beschäftigung aufgenommen, einer 

ist nach Frankfurt umgezogen. Über ihn sind keine Angaben möglich. Diese  Quote ist b e-

achtlich.  

 

Zugleich haben fünf neue Auszubildende eine Ausbildung begonnen: zwei Bauten - und Ob-

jektbeschichter, zwei Verkäuferinnen (jeweils als zweijährige Ausbildungen) und ein Koch 

(dreijährig). Diese fünf Ausbildungsplätze konnten nur ges chaffen werden, weil die Neue 

Arbeit einen durch Spenden und Zuschüsse (EKHN) akquirierten Teil der Kosten übe r-

nimmt und der Restbetrag inklusive der Ausbildungsvergütung vom Jobcenter getragen 

wird.  

Eine weitere Auszubildende beendet ihre Ausbildung im F rühjahr 2014 (Garten -

/Landschaftsbau).  
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Per 31. Dezember waren 58 Personen in einem sozialversicherungspflichtigen Beschäft i-

gungsverhältnis. 23 Beschäftigte mit einer 16 e -Förderung, drei mit einem Lohnkostenz u-

schuss, sechs Auszubildende und 26 weitere Bes chäftigte. Diese Beschäftigten besetzen 

53,2 Vollzeitäquivalente. Weitere vier Beschäftigte in einem geringfügigen Beschäft i-

gungsverhältnis besetzen eine volle Stelle, sodass per 31. Dezember 54,2 Vollzeitäquiv a-

lente besetzt sind.  

 

Seit dem 1. Oktober findet keine 1 û-Job -Maßnahme mehr bei der Neuen Arbeit statt. 

Aufgrund der veränderten gesetzlichen Rahmenbedingungen wurde entschieden, diese 

Maßnahme nicht weiter im Portfolio anzubieten.  

 

Die Mehrzahl der durchgeführten Projekte wu rde auf dem Weg des Zuwendungsrechtes in 

Auftrag gegeben.  

 

Es finden regelmäßige Besprechungen in den unterschiedlichsten personellen Zusamme n-

setzungen statt: Abteilungsbesprechungen, Stamm -Mitarbeiterbesprechungen und die Le i-

tungsrunde. Die innerbetriebl iche Kommunikation in Zeiten der Veränderung ist immens 

wichtig.  

 

Seitens der Geschäftsleitung soll die individuelle Fortbildung der Mitarbeiter einen bre i-

ten Raum einnehmen. Der Fortbildungswille der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wird g e-

fördert.  

 

Aus den wenigen ausgewählten Beispielen lässt sich erkennen, dass die Bedienung aller b e-

triebswirtschaftlichen Ansprüche ein schwieriges Unterfangen ist und höchste Ansprüche 

auch an die Gesellschafter stellt.  

 

1.2 Darstellung der Vermögens -, Finanz- und Ert ragslage 

Die Auflösung des Projektfondskontos führt zu einer mittelfristigen Sicherung der Liqu i-

dität. Die Sicherung der Liquidität war im Geschäftsjahr 2012 wiederum nur unter schwi e-

rigsten Bedingungen aufrecht zu erhalten. Allerdings mussten externe Disp ositionskredite 

nicht in Anspruch genommen werden.  

 

Wie oben bereits ausgeführt, ist es dringend notwendig, die Umsatzerlöse erheblich zu 

steigern. Dringend geboten ist die Erschließung weiterer Einnahmequellen.  

 

Eine Verminderung der Kosten ist nur noch bedingt und in unerheblicher Größenordnung 

möglich und sinnvoll. Die Steigerung der arbeitsmarktlichen Dienstleistung (Maßnahmen) 

führt in jedem Fall zu einer Ausweitung des Personalkörpers im sozialpädagogischen B e-

reich. Die tarifliche Bindung mit den dam it verbundenen unverhältnismäßig hohen Kosten 

wird auch zukünftig dazu führen, dass Zuschläge im Vergabeverfahren verwehrt werden.  

 

Durch weitere organisatorische Veränderungen, durch die Erschließung neuer Einnahm e-

quellen sowie durch eine Ausweitung des Netzwerkes kann mittelfristig mit einem  
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ausgeglichenen Jahresergebnis gerechnet werden. Ziel muss es sein, dafür stabile Ra h-

menbedingungen zu schaffen.  

 

1.3 Ergänzende Darstellungen  

Mit Blick auf die Diskussionen im Herbst/Winter 2011/2012 hat der Aufsi chtsrat b e-

schlossen, einen weiteren Geschäftsführer aus dem Bereich des Kreisausschusses zu ber u-

fen. Die Personalkosten werden von dort getragen. Zum 1. Februar hat Hans -Ulrich Merle 

seine Tätigkeit als hauptberuflicher Geschäftsführer aufgenommen.  

 

Personelle Veränderungen durch Beendigung der Arbeitsverhältnisse in der Leitungsebene 

waren ebenso notwendig wie in der operativen Ebene (Fachanleitungen u. sozialpädagog i-

scher Bereich). Ziel dieser Werdegänge war es, dass die Arbeitsbereiche jeweils nur noch 

mit einer Fachanleitungskraft ausgestattet sind und die Mitarbeiter/innen im sozialpäd a-

gogischen Bereich jeweils mit den berechneten Stellenanteilen den Projekten zugeordnet 

sind. Im Ergebnis wurde die Kostenstruktur in geringem Umfang abgesenkt.  

 

Aufgrund  der Tatsache, dass der Erlöserzielung eine deutlich höhere Wertigkeit zukommt, 

war anzuerkennen, dass die zurückgehende Zahl der zugewiesenen Teilnehmer nicht erwa r-

ten lässt, dass dieses Ziel erreichbar sein könnte. Dazu kommt, dass gerade in den A r-

beitsb ereichen mit einer starken Außenwirkung (Terminvereinbarungen usw.) nicht zuve r-

lässig mit den wenigen Teilnehmern gearbeitet werden konnte. Insofern wurde die Zahl 

der sozialversicherungspflichtigen Beschäftigten in allen Arbeitsbereichen deutlich e r-

höht. Es handelt sich durchweg um Beschäftigte, für die aufgrund der individuellen Nac h-

teile Lohnkostenzuschüsse gewährt werden. Neue Stellen wurden und werden jeweils dann 

geschaffen, wenn die Refinanzierung dies aufgrund der Auftragslage erwarten lässt.  

 

In den beiden Arbeitsbereichen ăAngebotserstellung/-abgabe, Nachkalkulationò und ăFor-

derungsmanagementò wurden organisatorische  nderungen vorgenommen, die sicherstellen, 

dass einerseits durchweg kostendeckend kalkuliert wird und bestehende Forderungen de r-

art  bearbeitet werden, dass eine gerichtliche Durchsetzbarkeit der Forderung möglich ist.  

 

Die Veränderung der gesetzlichen Rahmenbedingungen hat es ermöglicht, so genannte e i-

gene Maßnahmen zu entwickeln, diese nach AZAV zertifizieren zu lassen und dem Jobce n-

ter anzubieten. In 2012 wurde die erste derartige Maßnahme für Mini -Jobber zertifiziert 

und erfolgreich umgesetzt. Mittlerweile ist eine zweite Maßnahme (Aktivierung plus) zert i-

fiziert und eine dritte (Neue Wege) auf dem Weg zur Zertifizierung. Die Inansp ruchnah-

me erfolgt über Aktivierungsgutscheine, die für die SGB II -Empfänger individuell und 

zielgerichtet ausgestellt werden und sodann hier eingereicht werden müssen. Diese Ma ß-

nahmen werden in jedem Fall kostendeckend angeboten.  

 

Eine intensivere Zusamme narbeit mit der Agentur für Arbeit wird angestrebt. Bisher ist 

die Kooperation auf die Gewährung von Lohnkostenzuschüssen beschränkt.  

 

Die Neue Arbeit hat im laufenden Geschäftsjahr 2012 damit begonnen, ihre Außendarste l-

lung (Image) deutlich zu verbessern . Dies geschieht durch die Teilnahme an Messen, an  
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Ausstellungen, an Jahr -Feiern (Elbenrod), neue, ansprechende Homepage und Werbeart i-

kel, u.a. Der Regionalmarkt als eigene Veranstaltung wurde intensiv beworben und hat sich 

weiter etabliert. In den letzt en Wochen wurden T -Shirts mit dem Logo der Neuen Arbeit 

für alle Beschäftigten angeschafft - das schafft Identifikation und Zusammengehörigkeit. 

Im Herbst d.J. übernimmt die Neue Arbeit das Messe -Café bei der Vogelsberger Herbs t-

ausstellung. Die Präsenz in d er örtlichen Presse und osthessen -news wurde deutlich erhöht 

indem über den Verlauf von Projekten, deren Ergebnisse oder andere interessante Info r-

mationen berichtet wurde.  

 

Die im jährlichen Rhythmus notwendige Überprüfung der Zertifizierung zum Entsorgun gs-

fachbetrieb erfolgte ohne Beanstandungen. Die Zertifizierung wurde 2012 bestätigt.  

 

Seit 2006 verfügt die Neue Arbeit über ein regelmäßig rezertifiziertes Management -

System, das vom TÜV Hessen nach DIN  EN ISO 9001bestätigt wird. Diese Rezertifizi e-

rung fand in 2012 mit einem Rezertifizierungsaudit ebenso statt, wie das 2. Überw a-

chungsaudit zur AZWV Trägerzulassung. Beanstandungen vom Auditor gab es jeweils nicht.  

 

Als ăneues Standbeinò wurde im Sommer eine Vereinbarung mit dem ºrtlichen Jugendhilfe-

träge r getroffen und die inhaltliche Umsetzung eines Angebotes zur ambulanten Erzi e-

hungshilfe vereinbart. Die Neue Arbeit wurde vom Kreisausschuss des Vogelsbergkreises 

damit beauftragt, das Asylbewerberwohnheim in Altenburg zu betreiben.  

 

 

Ausblick:  
 

2. Prognose 

Es wurde oben anhand ausgewählter Beispiele deutlich gemacht, dass es ein nicht unerhe b-

liches Potential an Verªnderungsoptionen gibt. Neben den dargestellten und bereits ăauf 

den Weg gebrachtenò Ansªtzen wird sich die Gesellschaft weiteren Verªnderungen und 

Prozessen stellen.  

 

Es ist entgegen der Wahrnehmung in anderen Landkreisen im Vogelsbergkreis so, dass ein 

hoher Wille zur Erhaltung der Neuen Arbeit vorhanden ist und insbesondere die beiden 

großen Gesellschafter die Veränderungsprozesse konst ruktiv begleiten und vorantreiben. 

So wurde u.a. beschlossen, zwei weitere Tochterunternehmen als GmbH neu zu gründen, um 

sich eben den Gegebenheiten zu stellen und angemessen auf die neuen Anforderungen zu 

reagieren. Ziel ist bei allen Beteiligten die gru ndlegende und langfristige Sicherung der 

Gesellschaft.  

 

Im sozialen Bereich haben sich durch die tiefgreifenden gesellschaftlichen Veränderungen 

die gesetzlichen Rahmenbedingungen rasant schnell entwickelt. Diese Erkenntnis ist nicht 

neu. Die Mammutaufgab e der betroffenen Träger besteht darin, die Veränderungen z u-

künftig rechtzeitig zu erkennen, die richtigen Entscheidungen zu treffen und in einem gr o-

Çen und funktionierenden Netzwerk ăvor Ortò die notwendige Unterst¿tzung aller Verant-

wortlichen zu haben.   
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Kreiskrankenhaus des Vogelsberg -  

kreises in Alsfeld GmbH  

Schwabenröder Str. 81, 36304 Alsfeld  
Tel.: 06631 / 98 -0ð Fax: 06631 / 98 -1118 

E-Mail:  info@kreiskrankenhaus -alsfeld.de  

Internet:  www.kreiskrankenhaus-alsfeld.de  

 

Unternehmenszweck  

Gegenstand des Unternehmens ist:  

Betrieb des Kreiskrankenhauses des Vogelsbergkreises in Alsfeld einschließlich zugehör i-

ger Ausbildungsstätten, Nebeneinrichtungen und Nebenbetrieben als Krankenhausträger.  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Gesundheitswesen  

 

 

Beteiligungsverhältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  1999 

Anteile in %:  100 % 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  

Die Gesellschaft verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

der §§ 52, 55 bis 57 der Abgabenordnung (AO).  
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Organe des Unternehmens  

Aufsichtsrat:  

Aufsichtsratsvorsitzender  Landrat Rudolf Marx  (bis 23.05.2013)  

Landrat Manfred Görig (ab 24.05.2013)  

stellv. Vorsitzender  Dr. Arno Wettlaufer  

Mitglieder des Kreistages  Jürgen Ackermann  

 Ulf Immo Bovensmann 

 Dr. Hans Heuser  

 Edith Köhn - Müller  

Sachkundige Personen Gerhard Kühnl  

 Helmut Euler  

 Ralf A. Becker  

Mitglieder des Betriebsrates  Cornelia Laqua 

 Elona Kaiser 

 

Für die Mitglieder des Aufsichtsrates en tstanden im Wirtschaftsjahr 201 2 Aufwe ndungen 

in Höhe von 1.531,90 û (Vorjahr 2.141,62 û). 

 

Geschäftsführung:  Bodo Assmus, Dipl.-Betriebswirt (BA)  

 

Auf die Angabe der Bezüge für aktive und frühere Mitglieder der Geschäftsleitung nach § 

314 Abs. 6 a) und b) HGB wurde verzichtet, da hiermi t die Schutzwirkung nach § 286 Abs. 

4 HGB für Angaben nach § 285 Nr. 9 a) und b) HGB aufgehoben würde.  

 

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    GmbH 
Gründungsdatum:   16.08.1999 
Gesellschaftsvertrag:  16.08.1999, geänderte Fassung vom 17.01.2001 

Handelsregister:   Gießen, HRB 5326 
Stammkapital:    6.000.000 û 

Beteiligungen:   1. Kreiskrankenhaus Alsfeld Dienstleistung GmbH  

    (KAD GmbH) mit 51 % - Stammkapital 25.000 û 

2. AMANDUS Pflege - und Dienstleistungsgesellschaft mbH  

    (AMANDUS) mit 100 % - Stammkapital 25.000 û 

3. Gesundheits - und Pflegezentrum Alsfeld gemeinnützige  

    GmbH (GuPA) mit 100 % - Stammkapital 25.000 û 

 

Gesellschafter:   Vogelsbergkreis  
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Bilanz des Unternehmens  (Konzern) 

 

31.12.2012 31.12.2011 31.12.2012 31.12.2011

EUR EUR EUR EUR

A. A.

I. I. 6.000.000,00  6.000.000,00  

II.

4.381.424,54  4.381.424,54  

188.569,00 202.223,00 III. -4.492.470,30  -1.815.156,59  

IV. -1.774.976,68  -2.676.409,73  

II. V. 88.817,26  78.868,18  

1. Grundstücke, grundstücksgleiche Rechte 4.202.794,82  5.968.726,40  

und Bauten einschließlich der Bauten B.

auf fremden Grundstücken 21.567.338,09 19.873.663,09

2. Technische Anlagen und Maschinen 1.632.321,00 1.799.058,00 1. Sonderposten aus Fördermitteln nach dem KHG 13.493.326,48  13.993.245,97  

3. Andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.046.803,00 2.357.207,00 2. Sonderposten aus Zuweisungen und Zuschüssen 

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 498.683,71 2.987.217,53 der öffentlichen Hand 1.285.714,00  1.350.000,00  

25.745.145,80 27.017.145,62 14.779.040,48  15.343.245,97  

III. C.

Beteiligungen 5.500,00 30.500,00 1. Steuerrückstellungen 0,00  12.942,39  

5.500,00 30.500,00 2. Sonstige Rückstellungen 2.521.654,95  2.215.598,60  

25.939.214,80 27.249.868,62 2.521.654,95  2.228.540,99  

B. D. Verbindlichkeiten

I. 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 7.376.210,81  5.261.868,30  

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 190.918,17 177.324,27 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

2. Unfertige Leistungen 273.396,12 319.042,57 EUR 7.376.210,95 (Vorjahr EUR 5.261.868,30)

3. Geleistete Anzahlungen 0,00 155.809,04 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 864.663,48  858.691,44  

464.314,29 652.175,88 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

EUR 864.663,48 (Vorjahr EUR 858.691,44)

II. 3. Verbindlichkeiten gegenüber dem Gesellschafter 435.000,00  456.122,14  

1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 5.598.723,85 3.824.404,70 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

2. Forderungen nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht 737.108,95 0,00 EUR 15.000,00 (Vorjahr EUR 28.622,14)

4. Verbindlichkeiten nach dem Krankenhausfinanzierungsrecht 729.538,65  107.564,19  

davon nach dem KHEntgG EUR 79.538,65 (Vorjahr EUR 107.564,19)

3. Sonstige Vermögensgegenstände 233.204,78 408.236,27 davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

6.569.037,58 4.232.640,97 EUR 729.538,65 (Vorjahr EUR 107.564,19)

III. 126.869,53 537.709,82 5. Sonstige Verbindlichkeiten 2.187.391,76  2.445.595,86  

davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr

C. 127,03 0,00 EUR 748.932,85 (Vorjahr EUR 792.344,93)

davon aus Steuern

EUR 151.712,90 (Vorjahr EUR 212.108,82)

davon im Rahmen der sozialen Sicherheit

EUR 19.997,39 (Vorjahr EUR 16.827,97)

11.592.804,70  9.129.841,93  

E. 3.268,28  2.040,00  

33.099.563,23 32.672.395,29 33.099.563,23 32.672.395,29

Finanzanlagen

Finanzierung des Anlagevermögens

solchen Rechten und Werten

Rechnungsabgrenzungsposten 

Vorräte

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände

Kassenbestand und Guthaben bei Kreditinstituten 

Rechnungsabgrenzungsposten

Jahresfehlbetrag

Rückstellungen

Umlaufvermögen

Sachanlagen

Immaterielle Vermögensgegenstände

Gewinnrücklagen

Andere Gewinnrücklagen

Sonderposten aus Zuwendungen zur 

Verlustvortrag

Ausgleichsposten für Anteile and. Gesellschafter

Gezeichnetes Kapital

Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und

ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an

Konzernbilanz zum 31. Dezember 2012

Anlagevermögen

A k t i v s e i t e

Eigenkapital

P a s s i v s e i t e
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Gewinn-  und Verlustrechnung (Konzern)  

 

 

  

2012 2011

EUR EUR

1. Umsatzerlöse 27.563.765,97 26.374.766,87

2. Erhöhung oder Verminderung des Bestandes an fertigen

 und unfertigen Erzeugnissen / unfertigen Leistungen -45.646,45 72.018,97

3. Sonstige betriebliche Erträge 3.557.569,81 3.988.993,07

31.075.689,33 30.435.778,91

4. Materialaufwand

a) Aufwendungen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 4.703.512,37 4.867.561,88

b) Aufwendungen für bezogene Leistungen 775.386,19 960.826,33

5.478.898,56 5.828.388,21

5. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter 17.181.009,43 16.024.825,79

b) Soziale Abgaben und Aufwendungen für 

Altersversorgung und für Unterstützung 4.210.198,13 3.933.446,87

- davon für Altersversorgung 

 EUR 1.095.227,74  (Vorjahr EUR 1.067.164,25)

21.391.207,56 19.958.272,66

6. Abschreibungen

a) auf immaterielle Vermögensgegenstände des 

Anlagevermögens und Sachanlagen 1.946.834,00 1.740.544,05

7. Sonstige betriebliche Aufwendungen 3.835.724,06 5.366.748,13

8. Sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 3.187,33 5.076,07

9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen 176.441,37 173.629,51

10. Ergebnis der gewöhnlichen Geschäftstätigkeit -1.750.228,89 -2.626.727,58

11. Steuern vom Einkommen und Ertrag 8.357,00 12.889,84

12. Sonstige Steuern 6.441,71 23.411,22

13. Jahresüberschuss/-Jahresfehlbetrag -1.765.027,60 -2.663.028,64

14. Auf andere Gesellschafter entfallender Gewinn 9.949,08 13.381,09

15. Konzernergebnis -1.774.976,68 -2.676.409,73
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Ausgewählte Kennzahlen  

Anzahl der Mitarbeiter:  

 2012  
(Jahresdurchschnitt)  

2011 
(Jahresdurchschnitt)  

KKH GmbH 389,83  391,68 

KAD GmbH 99,25  88,75  

AMANDUS GmbH  37,25  74,75  

GUPA GmbH 68,80  - 

 

 

Auswirkungen auf die Haushaltswirtschaft des Vogelsbergkreises  

Grundzüge des Geschäftsverlaufs:     Siehe Lagebericht  

        Stammeinlage 6.000.000 û 

Ertragslage des Unternehmens:     Jahresfehlbetrag 1.774.976,68  û 

Kreditaufnahmen:       siehe unten  

Vom Vogelsbergkreis gewährte Sicherheiten:  *) Bürgschaft  

Kapitalzuführungen und ðentnahmen durch den :   **)  

 

Vogelsbergkreis und die Auswirkungen auf die  
Haushaltswirtschaft  
 

*) Bürgschaft des Vogelsbergkreises ¿ber 8 Mio û, genehmigt durch RP am 16.03.2011 

    B¿rgschaft ¿ber 4 Mio û, genehmigt durch RP am 26.02.2013  

    Altersteilzeitvereinbarung ¿ber 543.478,71 û, KT-Beschluss am 27.01.2011 

 

**) Verlustausgleich für die Jahre 2009 bis 201 1 ¿ber 4.640.510,98 û, Haushalt 2013 

 

 

Stand der Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Begründung: 

Gesundheitsversorgung der Region  
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Auszug aus dem Lagebericht  
 

1.  Vorbemerkungen  

1.1  Rechtsgrundlagen  

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine Eigengesellschaft des Landkreises (§ 52 HKO, 

§ 122 HGO). Die kommunalrechtlichen Organisationspflichten und Regelungen zur Wir t-

schaftsführung wurden erfüllt.  

Vom Wahlrecht der Zusammenfassung von Lagebericht und Konzernlagebericht gemä ß § 

315 Abs. 3 i. V. m. § 298 Abs. 3 HGB machen wir Gebrauch.  

 

Der Lagebericht hat nach der Gesetzesvorgabe, soweit erforderlich, den Jahresabschluss 

weiter zu erläutern, um einen den tatsächlichen Verhältnissen entsprechenden Einblick in 

die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage für die Adressaten sicherzustellen. Darüber hi n-

aus werden im Lagebericht die Gesamtverhältnisse, die Marktstellung, die Entwicklung s-

möglichkeiten sowie deren Chancen und Risiken dargestellt.  

Gemäß § 316 Abs. 1 und 2 HGB unterliegen der (Ko nzern-) Jahresabschluss und der (Ko n-

zern -) Lagebericht der Gesellschaft der Prüfung. Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat 

mit der Durchführung dieser Prüfung die Schüllermann und Partner AG, Dreieich beau f-

tragt.  

 

1.2 Konzernstruktur  

Die òKreiskrankenhaus des Vogelsbergkreises in Alsfeld GmbHó  (Muttergesellschaft des 

Konzerns) ist durch Ausgliederung des ehemaligen Eigenbetriebes òKreiskrankenhaus des 

Vogelsbergkreises in Alsfeldó zum 01.01.1999 entstanden. 

Wie das Vorgängerunternehmen in der Rechtsform de s Eigenbetriebs verfolgt die Gesel l-

schaft ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke. Das Kreiskrankenhaus ist im 

Krankenhausplan des Landes Hessen als Akutkrankenhaus mit 188 Betten ausgewiesen und 

nimmt an der bedarfsgerechten stationären Kranke nhausversorgung der Bevölkerung sowie 

an der Notfallversorgung teil.  

 

Die Gesellschaft verf¿gt ¿ber drei ăTºchterò, nªmlich die im Dezember 2000 gegr¿ndete 

ăKreiskrankenhaus Alsfeld Dienstleistung GmbH (KAD-GmbH)ò, die Ende 2001 errichtete 

ăAMANDUS Pflege- und Dienstleistungsgesellschaft mbH (AMANDUS)ò sowie die im De-

zember 2011 gegründete Gesundheit - und Pflegezentrum Alsfeld gemeinnützige GmbH 

(GuPA). AMANDUS und GuPA befinden sich im Alleinbesitz der Muttergesellschaft, wä h-

rend sie bei der KAD über einen  Gesellschaftsanteil von 51% verfügt; die restlichen Ante i-

le (49%) liegen bei der Fa. Gies Dienstleistungen GmbH.  

 

1.3  Allgemeine Situation  

Die allgemeine Situation der Krankenhäuser in der Bundesrepublik ist seit Jahren durch 

große Unsicherheiten und Unw ägbarkeiten gekennzeichnet. Die Finanzierung der Kranke n-

häuser ist nicht ausreichend und nur durch kontinuierliche Leistungsausweitung können 

Krankenhäuser noch wirtschaftlich arbeiten.  
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Dies stellt sich für kleinere Krankenhäuser in gering besiedelten Ge bieten besonders pro b-

lematisch dar. Durch Zunahme der ambulanten Behandlungen werden stationäre Behandlu n-

gen ersetzt und auch die zunehmende Mobilisierung der Patienten sowie das Bedürfnis 

auch bei der Behandlung leichter bis mittlerer Schwierigkeitsgraden  den ăSpezialistenò 

aufsuchen zu wollen, reduziert die potentielle Patientenzahl.  

Nehmen die Leistungen in einem Bundesland zu, sinkt der Landesbasisfallwert als  Prei s-

komponente der Krankenhausvergütung. Krankenhäuser, die selbst keine Leistungsauswe i-

tung haben, finanzieren somit die Ausweitung in andere Krankenhäuser mit.  

Es wird zunehmend schwieriger adäquates Personal insbesondere Ärzte und Pflegekräfte 

zu gewinnen, wobei Krankenhäuser in ländlichen Regionen gegenüber den großen Ballungsge-

bieten noch e inmal vor besonderen Schwierigkeiten stehen.  

  

Eine weitere Belastung stellt die unzureichende Investitionsförderung dar, wovon ebe n-

falls wieder die kleineren Krankenhäuser überdurchschnittlich betroffen sind. Sie müssen 

einen höheren Anteil der verfügbare n Investitionsmittel in ihre haus - und betriebstechn i-

sche Infrastruktur stecken (Gebäudeinfrastruktur, Informationstechnologie, Energieve r-

sorgung). Daher bleibt weniger übrig, um Investitionen in die Medizintechnik vorzunehmen, 

was dazu führt, dass die med izinische Attraktivität im Zeitverlauf sinkt.  

 

2.  Lagebericht  

2.1  Geschäftsverlauf / Geschäftliche Entwicklung  

2.1.1 Medizinische Struktur  

Die Klinik verf¿gt ¿ber die Hauptabteilungen ăChirurgieò, ăInnere Medizinò einschlieÇlich 

ăGeriatrieò und ăAnªsthesieò. Als Belegabteilungen werden die Disziplinen ăFrauenheilkunde 

und Geburtenò sowie ăHals-Nasen-Ohrenheilkundeò vorgehalten. Die ăIntensivmedizinò wird 

fachübergreifend geführt.  

Die Chirurgie wird im Rahmen eines kollegialen Systems von zwei Leitenden A bteilungsär z-

ten gef¿hrt, die f¿r die Disziplinen ăUnfallchirurgie und Orthopªdieò einerseits und ăAll-

gemein-, Visceral - und Gefäßchirurgie andererseits verantwortlich sind. Seit 01. 09. 2009 

wurde die Unfallchirurgie und Orthopªdie um die Sektion ăWirbelsªulenchirurgieò erwei-

tert.  

In den Hauptabteilungen arbeiten Fachärzte bzw. Ärzte mit Zusatzbezeichnungen folge n-

der Disziplinen: Allgemein -, Visceral - und Gefäßchirurgie, Herz - und Thoraxchirurgie, U n-

fall - und Wiederherstellungschirurgie, Orthopädie, Innere  Medizin, Palliativmedizin, Pro k-

tologie, Geriatrie,  Magen - und Darmerkrankungen (Gastroenterologie) sowie Schmerzth e-

rapie.  

Seit dem 01.01.2012 wird ein Medizinisches Versorgungszentrum mit einen chirurgischen 

und internistischen Sitz (Schwerpunkt Onkolog ie) betrieben.  

 

2.1.2 Wirtschaftliche Lage des Krankenhauses und des Konzerns  

Im Jahr 2012 wurden insgesamt 7.538 (Vorjahr 7.491) Patienten stationär aufgenommen. 

Dies entspricht einem Zuwachs von 0,63%. Der CMI stieg von 0,9381 (2011) auf 0,9427 

(2012) und damit um 0,49%. Der Casemix stieg von 7027 (2011)  auf 7106 (2012) und damit 

um 1,12%. Etwa 83% aller Patienten kommen aus dem Vogelsbergkreis und ca. 10% aus dem 

benachbarten Schwalm -Eder -Kreis. 
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Der Auslastungsgrad des Krankenhauses lag bei 74,21% (V orjahr 77,29%). Die durc h-

schnittliche Verweildauer belief sich auf 6,78 Tage (Vorjahr: 7,07 Tage). Damit ist der 

Auslastungsgrad des Krankenhauses weiter gesunken.  

 

Das Geschäftsjahr 2012 gestaltete sich erneut außerordentlich schwierig.  

 

Im Wesentlichen tragen hierzu die hohen Kosten der Notfallversorgung, die Kostenunte r-

deckung in der Geburtshilfe, die Entwicklung der Personalkosten sowie  die weiterhin e r-

heblichen Instandhaltungsaufwendungen bei.  

 

2.1.3 Investitionen  

Im Geschäftsjahr 2012 wurden von de r Muttergesellschaft Investitionen in Hºhe von Tû 

575 vorgenommen. Dabei entfielen jeweils gerundet Tû 169 auf die Anschaffung von Ge-

genstªnden des medizinischen Bedarfs, Tû 196 auf ăim Bau befindliche Anlagenò und Tû 47 

auf Technische Anlagen. Im EDV -Bereich wurden Investitionen in Hºhe von rund Tû 25 

vorgenommen. 

Konzernweit beliefen sich die Investitionen auf Tû 667. Fºrderzusch¿sse sind mit insge-

samt Tû 611 zugeflossen. In der Amandus GmbH wurden Investitionen in Hºhe von Tû 8 

hauptsächlich für die Einr ichtung des Aktivzentrums getätigt. In der KAD GmbH gab es 

Investitionen in Hºhe von Tû 6. In der Gesundheits- und Pflegezentrum Alsfeld GmbH 

(GUPA) fielen Investitionen in Hºhe von Tû 211 an (neue Fahrzeuge f¿r die Sozialstation, 

Einrichtungsgegenstände u nd EDV-Ausstattung für das MVZ sowie zwei neue KV -Sitze).  

 

2.1.4.  Finanzierung 

Die Finanzierung der Investitionen erfolgte durch die pauschale Förderung des Landes (§ 

9.3 KHG) und durch Eigenmittel (vorfinanziert über Betriebsmittelkredite).  

 

2.1.5 Vermögens- und Finanzlage 

Der Anteil des Anlagevermögens am Gesamtvermögen beläuft sich in der Muttergesel l-

schaft auf 77,7% (Vorjahr 82,7%). Für den Konzern beträgt die Quote 78,4% (Vorjahr: 

83,4%). 

Das im Eigentum der GmbH stehende Krankenhaus steht dabei zum 31.12.2012 mit einem 

Wert von Tû 19.759 (Vorjahr Tû 19.691) zu Buche. 

Die Eigenkapitalausstattung der Muttergesellschaft ist weiter rückläufig und beläuft sich 

zum 31.12.2012 auf 3,82  Mio. û (Vorjahr: 5,82 Mio. û) = 11,6% (Vorjahr: 17,8%) des Bilanz-

volumens. Das Eigenkapital im Konzern belªuft sich auf 4,20 Mio. û (Vorjahr: 5,97 Mio. û) = 

12,7% (Vorjahr: 18,3%).  

Zum Bilanzstichtag ist das langfristig gebundene Konzernvermögen (Anlagevermögen) noch 

zu rd. 86% durch Eigenmittel, Sonderposten sowie langfristig e Rückstellungen und Darl e-

hen langfristig finanziert.  

Liquidität und Zahlungsbereitschaft waren im Berichtszeitraum aufgrund der Bürgschaft 

des Vogelsbergkreises vom Januar 2011 gegeben. Zur weiteren Sicherung der Liquidität 

wurde vom Kreistag am 12.11.2012 eine Erhºhung der B¿rgschaft von 8,0 auf 12,0 Mio û 

sowie ein Verlustausgleich der Jahre 2009 ð 2011 in Hºhe von 4,64 Mio û beschlossen.  
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Beide Beschlüsse wurden zwischenzeitlich  durch das Regierungspräsidium Gießen gene h-

migt und der Verlustausgleich im Haushaltsjahr 2013 vorgenommen.  

 

2.1.6 Ertragslage f ür die Muttergesellschaft  

Infolge der Ausgliederung der Sozialstation zum 1. Januar in die GUPA lässt sich eine au s-

sagekräftige Ertragslagenentwickung nur durch einen Vergleich mit den Zahlen des Kra n-

kenhausbereichs für das Jahr 2011 darstellen. Die Erlöse  aus Krankenhausleistungen (DRG-

Fälle einschließlich Ausgleiche) erhöhten sich mengen - und preisbedingt  um Tû 658 (= 

3,1%). Die sonstigen betrieblichen Ertrªge verzeichneten einen Anstieg um Tû 1.390. Diese 

Steigerung beruht grösstenteils auf der Personal gestellung an die Amandus und an die 

GUPA. Die Personalaufwendungen stiegen um Tû 1.553, was ganz wesentlich dem arbeit s-

rechtlichen Verbleib der Mitarbeiter der Sozialstation bei der Gesellschaft geschuldet 

ist. Der Materialaufwand verringerte sich um Tû 206 (=2,9%) und die sonstigen betriebl i-

chen Aufwendungen um Tû 506 (= 17,0%). EinschlieÇlich der ergebniswirksamen Abschrei-

bungn und dem Wegfall des negativen neutralen Ergebnisses aus 2011, führte diese En t-

wicklung zu einer Ergebnisverbesserung gegenüber d em Vorjahr um Tû 868 und einem Jah-

resfehlbetrag von Tû 1.996. 

 

2.1.7 Personal- und Sozialbereich  

Der Personalaufwand betrug beim Krankenhaus im Berichtsjahr Tû 17.258 (Vorjahr: Tû 

15.708; einschlieÇlich Sozialstation Tû 16.772).  

Konzernweit sind Personalaufwendungen in Hºhe von Tû 21.391 (Vorjahr Tû 19.958) ent-

standen. In der Gesellschaft wurden im Berichtsjahr 370 (Vorjahr: 392), in der KAD 99 

(Vorjahr: 89), bei AMANDUS 37 (Vorjahr: 75) und in der GUPA 69 (Vorjahr:0) Personen 

beschäftigt, so dass der Konz ern insgesamt 575 (Vorjahr: 555) Arbeitsplätze bietet.  

 

Das Kreiskrankenhaus betreibt eine Krankenpflegeschule mit 60 Ausbildungsplätzen. Au s-

bildungsträger sind zu gleichen Teilen die Krankenhäuser Eichhof  in Lauterbach und das 

Kreiskrankenhaus  in Alsfeld.  Im Jahr 2012 wurden für Lauterbach 31 Schülerinnen und 

Schüler und für Alsfeld 25 Schülerinnen und Schüler ausgebildet, so dass im Jahresdurc h-

schnitt 56 Ausbildungsplätze besetzt waren.  

Die Personal- und Sachkosten für die Krankenpflegeschule werden von b eiden Krankenhäu-

sern entsprechend der jeweiligen Schülerzahl gemeinsam getragen.  

 

2.1.8 Tochtergesellschaft KAD  

Die im Dezember 2000 gegr¿ndete Tochtergesellschaft mit dem Namen ăKreiskrankenhaus 

Alsfeld Dienstleistung GmbH (KAD GmbH)ò arbeitet erfolgreich. Nachdem Mitte des Ja h-

res 2007 die Fa. Gies Dienstleistungen GmbH mit 49 Prozent an der Gesellschaft beteiligt 

wurde, hält die Kreiskrankenhaus des Vogelsbergkreises in Alsfeld GmbH mit 51 Prozent 

die Mehrheitsbeteiligung. Durch den Mitgesellschafter ist die Entwicklung der KAD am 

Marktgeschehen ausgerichtet. Die KAD erbringt für das Krankenhaus Dienstleistungen in 

den Bereichen Verwaltung & Medizincontrolling, hauswirtschaftliche und sonstige Dienste.  

Im Geschäftsjahr 2012 konnte ein Jahresüberschuss in H ºhe von û 20.304,24 (Vorjahr û 

27.308,35) erzielt werden.  
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2.1.9 Tochtergesellschaft AMANDUS  

Ende 2001 wurde die ăAMANDUS Pflege- und Dienstleistungsgesellschaft mbH 

(AMANDUS)ò als 100 %ige Tochtergesellschaft gegr¿ndet.  

In Trägerschaft von AMANDUS wird e ine Kurzzeitpflegeeinrichtung mit zwanzig Betten in 

den Räumen des Krankenhauses betrieben.  

Die Kurzzeitpflegestation ist ein strategisches Instrument, das es dem Krankenhaus e r-

möglicht, Patienten unmittelbar nach Abschluss der stationären Behandlungsbedü rftigkeit 

zu entlassen und diese ohne besondere Wartezeiten in eine geeignete Pflegeeinrichtung 

(Kurzzeitpflege) zu überführen.  

 

Um dieses Angebot weiter abzurunden und zusätzliche Erlöse zu erzielen wurde zum 

01.12.2008 ein Versorgungsvertrag mit den Kos tenträgern über drei integrierte Tage s-

pflegeplätze abgeschlossen. Für die Inanspruchnahme von Tagespflege steht für jeden 

Pflegebedürftigen ein zusätzlicher Betrag über die Pflegeversicherung zu Verfügung. Die 

Tagespflege bildet somit das zweite Standbein der Solitªreinrichtung ăKurzzeitpflegeò. 

 

Seit 01.01.2012 betreibt AMANDUS eine eigenständige Physiotherapiepraxis und übe r-

nimmt die bisherige Physiotherapie des Krankenhauses.  

 

Aufgrund der Anlaufkosten schließt das Geschäftsergebnis mit einem Verlust in Höhe von  

û 7.963,92 ab (Vorjahr: Gewinn von  û 7.854,14).  

 

2.1.10 Tochtergesellschaft GUPA  

Die Ende 2011 gegründete GUPA betreibt seit dem 1. Januar 2012 die aus dem Kranke n-

haus ausgegliederte Sozialstation  sowie ein Medizinisches Versorgungszentrum (MVZ). Im 

ersten operativen Geschªftsjahr konnte ein Gewinn in Hºhe von  Tû 219 erwirtschaftet 

werden.  

 

2.1.11 Beurteilung der Entwicklung durch die Geschäftsführung  

Das Konzernbetriebsergebnis ist im Berichtsjahr stark negativ (Tû 1.775) und zwar mit 

rund Tû 1.996 im Teilbereich Krankenhaus und bei der AMANDUS mit Tû 8, einem Gewinn 

in Hºhe von Tû 10 in der KAD (ohne den Gewinnanteil Minderheitsgesellschafter) und 

ebenfalls eine m Gewinn bei der GUPA von Tû 219. Ohne strukturelle Verªnderungen wird 

sich das  Konzernbetriebsergebnis nicht wesentlich verbessern können.  

 

Dabei ist die seit langem bestehende angespannte wirtschaftliche Situation des Kreiskra n-

kenhauses zu einem ganz erheblichen Teil der ăKleinheitò dieser Klinik geschuldet. Der 

Status eines ăNotfallkrankenhausesò bedeutet zwar in hohem MaÇe Bestandsschutz, belas-

tet aber das wirtschaftliche Ergebnis durch die außergewöhnlich hohen Fixkosten.  

 

Dies macht es erforderlich größere und damit wirtschaftlichere Klinikeinheiten zu scha f-

fen. Ein solcher Verbund würde den Klinikstandort Alsfeld stärken und die  Versorgung s-

qualität in der Region erhöhen.  
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Das Jahresergebnis macht die schwierige Situation deutlich, in der sich der  Krankenhaus-

betrieb befindet.  

 

Neben der kontinuierlichen Verbesserung der innerbetrieblichen Strukturen und Abläufe 

ist es vor allem erforderlich die strukturellen Beschränkungen zu beheben. Hierzu gehören 

zum einen die Beseitigung der baulichen und tech nischen Defizite, die Entwicklung von we i-

teren medizinischen Leistungsangeboten durch eine enge Zusammenarbeit mit einem gr ö-

ßeren Krankenhaus sowie die Einbindung in einen größeren Verbund.  

 

Für die Jahre 2013 und 2014 wird mit weiteren Verlusten im Konze rnergebnis gerechnet 

(f¿r das Krankenhaus ca. je Tû -2.900; f¿r die Amandus  ca. je.Tû +10; f¿r die GUPA ca. je 

Tû +200; f¿r die KAD je ca. Tû +20). 

 

 

Ausblick:  
 

3.  Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung  

3.1 Chancen der künftigen Entwicklung  

Das Kreiskrankenhaus ist im Krankenhausplan des Landes Hessen als Standort für die No t-

fallversorgung enthalten. Damit und bedingt durch die Lage der Klinik in einem dünn besi e-

delten Raum dürfte eine Bestandssicherung für das Krankenhaus dauerhaft ge währleistet 

sein. 

 

Davon losgelöst ist die Frage der Trägerschaft zu bewerten. Das Krankenhaus als alleiniges 

Krankenhaus in kommunaler Trägerschaft wird nicht in der Lage sein, die strukturellen 

Defizite zu bewältigen. Auch die Mitgliedschaft als Gesellschafter im Klinikverbund He s-

sen reicht nicht aus, um weiterhin als selbständiges Krankenhaus bestehen zu können. Es 

ist zu hoffen, dass die derzeitigen Sondierungsgespräche zur gesellschaftsrechtlichen 

Verflechtung mit anderen Krankenhäuser n erfolgreich verlaufen, um  Strukturen zu legen, 

die das Krankenhaus auch wirtschaftlich wieder auf einen erfolgreichen Kurs bringen.  

 

Dem Versorgungsauftrag und -umfang entsprechend ist das Krankenhaus ăgut aufgestelltò. 

Die medizinischen Abteilungen bieten ein breites Leistungsspe ktrum an, das von der Bevö l-

kerung auch nachgefragt wird.  

 

Darüber hinaus präsentiert sich das Kreiskrankenhaus als Anbieter umfassender Diens t-

leistungen. Durch ambulante Sprechstunden, dem Medizinischen Versorgungszentrum Al s-

feld, der Sozialstation sowie dem Engagement im Palliativen Netzwerk Waldhessen ist das 

Krankenhaus weit über die eigentliche stationäre Versorgung als Krankenhaus der Grund - 

und Regelversorgung engagiert.  

 

Zur Unterstützung der hausärztlichen Struktur im Vogelsbergkreis besteht ein W eite r-

bildungsverbund und kontinuierlich werden Ärzte im Fachbereich Allgemeinmedizin weite r-

gebildet.  
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3.2 Risiken der künftigen Entwicklung  

In der Gesellschaft bestehen organisatorische Regelungen und Maßnahmen, damit den 

Fortbestand des Krankenhauses ge fährdende und sonstige wesentliche Risiken der künft i-

gen Entwicklung früh erkannt werden. Nach den vorliegenden Informationen aus diesem 

System ist über folgende Risiken zu berichten:  

 

3.2.1 Bestandsgefährdende Risiken  

Die weiterhin offene Frage der gesell schaftsrechtlichen Verflechtung und zukünftigen 

Ausrichtung birgt Risiken hinsichtlich der Belegung und der Verzögerung von strukturellen 

und organisatorischen Veränderungen, die sich bestandsgefährdend auswirken können. Das 

bisher akute bestandsgefährdend e Risiko der unzureichenden Finanz - und Vermögenslage 

ist durch den Verlustausgleich der Jahre 2009 ð 2011 gemildert, besteht jedoch weite r-

hin, da die Liquidität nur durch eine zeitlich befristete Bürgschaft gesichert ist.  

 

3.2.2  Sonstige Risiken mit wese ntlichem Einfluss auf die Vermögens -, Finanz- und  

Ertragslage  

Die künftige Betrachtung steht in engem Zusammenhang mit der weiteren Entwicklung der 

Gesundheitspolitik. Davon ist die Ertragslage des Krankenhauses entscheidend abhängig.  

Auf der Kostenseite  ist ein weiterer Schub bei den Personalaufwendungen eingetreten. 

Auch die kommenden Jahre werden zusätzliche Belastungen bringen, weil aufgrund ste i-

gender Nachfrage nach qualifiziertem Personal auch der ăPreisò, das Lohnkostenniveau, 

ansteigen wird.   

 

Die gesetzgeberischen Aktivitäten haben bereits zu einer tiefgreifenden Umstrukturi e-

rung im Gesundheitswesen und insbesondere auch im Krankenhauswesen geführt. Ein Risiko 

für das Krankenhaus entsteht, wenn die vom Krankenhaus nicht oder nicht hinreichend zu 

beeinflussenden maßgeblichen Parameter sich weiterhin zu Ungunsten der Klinik entw i-

ckeln. Beispielhaft seien hier die fehlende Koppelung der Preise an die allgemeine Koste n-

steigerung einschließlich der vollen Tarifsteigerungen, Abschläge zur Sanierung der Kran-

kenkassen sowie die Entgeltsystematik bei Mehr - und Minderleistungen auf Landes - und 

Einrichtungsebene genannt.  

 

Nicht zu unterschätzen ist die prekäre Situation auf dem Arbeitsmarkt für qualifizierte 

Fachkräfte. Im ärztlichen Bereich wird es zunehmend  schwierig, geeignetes Personal zu 

finden. Oberarzt - und Assistenzarztstellen bleiben immer häufiger und länger unbesetzt. 

Zur Überbrückung dieser Vakanzen müssen Konsiliarärzte (Freiberufler) beschäftigt we r-

den, deren Kosten etwa doppelt so hoch wie bei a ngestellten Ärztinnen und Ärzten sind. In 

den anderen Berufsgruppen zeichnet sich für die kommenden Jahre ein ähnliches Bild ab.  

 

Nach wie vor sind die in öffentlicher Trägerschaft stehenden Kliniken aufgrund ihrer u n-

günstigen Personalkostenstruktur am stärksten gefährdet. Wenn man sich zur öffentlich - 

rechtlichen Trägerschaft wirklich bekennen will, muss man die Tarifstruktur einschließlich 

der Zusatzversorgung an die Gegebenheiten privater, aber auch frei gemeinnütziger Tr ä-

ger anpassen; das ist auch mi t dem TVöD noch nicht erfolgt. Der Wettbewerbsnachteil  
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öffentlicher Kliniken gegenüber der Konkurrenz besteht immer noch und erschwert die 

Bemühungen um eine dauerhafte Überlebensfähigkeit dieser Krankenhäuser.  

 

Die wirtschaftliche Situation des Kreiskr ankenhauses auf die kommenden Jahre gesehen 

bleibt also problematisch. Ein großer Nachteil des Kreiskrankenhauses liegt in der geringen 

Betriebsgröße. Die sich hieraus ergebenden tendenziell zu hohen Fixkosten stellen einen 

echten Wettbewerbsnachteil dar u nd sind  existenzgefährdend. Keine Klinik wird auf Da u-

er ănoch alles selber machenò kºnnen. Wenn es aber zu Spezialisierungen und Schwer-

punktbildungen kommt, müssen diese der Bevölkerung in der gesamten Region dienlich sein; 

denn ein ausgewogenes Angebot gut ausgestatteter und medizinisch -/pflegerisch auf h o-

hem Niveau arbeitender Krankenhäuser ist für die kommunale Infrastruktur unerlässlich. 

Die Zusammenarbeit mit einem oder mehreren anderen Krankenhäusern, ggf. auch in Form 

gemeinsam betriebener Gesellsch aften, ist ein Weg, der beschritten werden muss. Von 

größerer Durchschlagskraft wären allerdings sinnvolle Zusammenschlüsse mehrerer Klin i-

ken unterschiedlicher Größe und Versorgungsstruktur zu einem öffentlichen Klinikverbund. 

Ausgestattet mit einem konkur renzfähigen Krankenhaustarifvertrag könnte ein echtes 

Gegengewicht zu privaten Trägerschaften gebildet werden.  

 

Ein zwar nicht bestandsgefährdendes aber doch nicht zu unterschätzendes Risiko ist in 

der Bestrebung zu sehen, bestimmte medizinische Leistunge n nur noch dann zuzulassen, 

wenn diese in einer bestimmten Menge erbracht werden. Das kann zwar bei bestimmten 

Behandlungen insbesondere aus Qualitätsgesichtspunkten sinnvoll sein, führt aber vielfach 

auch zu einer Aushöhlung des Leistungsgeschehens in kle ineren und mittleren Krankenhä u-

sern z. B. mit der Folge, dass es noch schwieriger würde qualifizierte Kräfte insbesondere 

Ärztinnen und Ärzte für diese Kliniken zu finden.  

 

4. Vorgänge von besonderer Bedeutung nach Schluss des Geschäftsjahres  

Zum 31.03.2013 hat der Chefarzt der Allgemein - Viszeral - und Gefäßchirurgie und zum 

30.06.2013 der Leitende Oberarzt der Gefäßchirurgie gekündigt. Die Chefarztstelle kon n-

te nahtlos wieder besetzt werden, die Stelle in der Gefäßchirurgie ist noch offen.  

 

Die Belegung des Krankenhauses ist durch die öffentliche Diskussion um die zukünftige 

Ausrichtung beeinträchtigt, wodurch die geplanten und erforderlichen Umsätze nur 

schwer zu realisieren sind.  

 

5.  Voraussichtliche Entwicklung  

Das DRG-System hat sich etabliert und biet et den Kliniken sowohl Chancen als auch Risi-

ken. In der jährlichen Neubewertung der Bewertungsrelationen ist bereits seit Jahren ein 

Trend zu beobachten, dass Fälle der Grund - und Regelversorgung abgewertet und hoc h-

spezialisierte Behandlungen aufgewertet w erden. Dies stellt für das Kreiskrankenhaus eine 

zusätzliche Belastung dar, da sich bei gleicher Patientenstruktur die Einnahmen reduzieren 

und auf der anderen Seite die kostenintensive Notfallversorgung nicht adäquat abgebildet 

ist und vergütet wird.  

 

 



Seite 106  

 

 

Der Qualitätswettbewerb der Kliniken untereinander wird zunehmen. Das Kreiskranke n-

haus nimmt bereits über den Klinikverbund an einem regelmäßigen Benchmark teil um sich 

kontinuierlich zu verbessern. Ein grundlegendes Problem bleibt die Auswertung auf der 

Basis von geringen Fallzahlen, die regelmäßig zu besonderen Sprüngen in der Auswertung 

führen.  

 

Die bauliche Zielplanung wird derzeit überarbeitet. Das Kreiskrankenhaus hat einen erhe b-

lichen baulichen und technischen Investitionsbedarf, den es nicht aus Ei genmitteln b e-

streiten kann. Für die weitere Entwicklung ist es von entscheidender  Bedeutung, ob dieser 

Investitionsstau noch durch eine Einzelförderung behoben werden kann, bevor das Land 

Hessen ab 2016 auf Pauschalförderung umstellen wird.  
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Zweckverband Naturpark  

Hoher Vogelsberg  

Karl-Weber -Str. 2 , 63679 Schotten  
Tel.:   06044 / 2631 ð Fax: 06044 / 987465  
E-Mail:  naturpark vogelsberg@t -online.de 

Internet:  www.naturpark -hoher -vogelsberg.de 

 

Unternehmenszweck  

Aufgabe:  

ü Förderung des Natur - und Landschaftsschutzes im ăNaturpark Hoher Vogelsbergò 

ü Erschließung dieses Erholungsgebietes  

ü Förderung des Fremdenver kehrs, um eine naturgemäße Erholung zu ermöglichen  

 

 

Erfüllung des öffentlichen Zwecks durch das Unternehmen  

Erholung, Naturschutz, Tourismus  

 

Der Naturpark Hoher Vogelsberg umfasst das Gebiet der folgenden Kommunen:  

Freiensteinau, Grebenhain, Herbstein, Lautertal, Schotten und Ulrichstein im Vogelsber g-

kreis, Laubach im Landkreis Gießen, Gedern, Hirzenhain und Nidda im Wetteraukreis. Die 

Gemeinde Birstein aus dem Main -Kinzig-Kreis wurde zu Beginn des Jahres 2004 in den N a-

turpark eingegliedert. Zentraler Te il aber ist der weitgehend unbesiedelte 'Oberwald'.  

 

 
Naturpark Hoher Vogelsberg: Städte und Gemeinden 

 

 

 

 

http://www.naturpark-hoher-vogelsberg.de/
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Beteiligungsverhältnis des Vogelsbergkreises  

Beteiligung seit:  1957 

Anteile in %:   42,1 % 

§ 121 (2) 2 Wirtschaftliche Betätigung:  

Erholung, Naturschutz, Tourismus  

 

 

Organe des Unternehmens  

Verbandsvorstand:  

Manfred Görig  ð Vorsitzender  Anita Schneider  

Susanne Schaab - stellv. Vorsitzender  Joachim Arnold  

 Heiko Stock  

 

 

Verbandsversammlung: 

Claudia Blum -  Vorsitzender  Bernd Reißmann 

Kurt Wiegel  Manfred Dickert  

Heiko Müller  Werner Funk  

Ulrich Höhn  Klaus Bechtold  

Peter Popplow  Peter Klug  

Bernadette Eisenbart  Rupert Hoeppe  

Hans- Ulrich Schmidt  Reinhard Biermann 

Jens Mischak  Richard Golle  

Elisabeth Langwasser  Bernhard Ziegler  

Ingrid Albert  Reinhard Heineck  

Edwin Gottlieb  Wolfgang Gottlieb  

Ulrike Pfeiffer -Pantring   

 

 

Beirat:  

Vogelsberger Höhen Club  Jürgen Klein  

Naturschutzverbände/Nabu Kreisverband  Karl-Heinz Zobich  

Hessisches Forstamt Schotten  Dr. Bernd Ott  

Naturschutz Großprojekt  Sebastian Stang  

Geopark Vulkanregion Vogelsberg e.V.  Hartmut Greb  

Region Vogelsberg Touristik GmbH  Uta Nebe  

Fachbereich Regionalentwicklung und Umwelt 

Wetteraukreis  

Peter Rudel  

Deutsche Vulkanologische Gesellschaft (DVG)  

- Sektion Vogelsberg 

Gerold Beckmann 
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Geschäftsführer:   Forstamtsrat  Rudolf Frischmuth  

 

Rechtliche und wirtschaftliche Daten  

Rechtsform:    Körperschaft des öffentlichen Rechts  

Gründungsdatum:   1957 

Verbandssatzung  : Neufassung 16.01.2008  

Beteiligungen:   keine 
 

 

Mitglieder und Beiträge:  

Mitglied  % Verbands- 

Umlage 

û 

Bismarck-

turm  

û 

Licht - 

loipe 

û 

Vogelsbergkreis  42,1 51.203 615  

Landkreis Gießen 11,1 13.491  60 

Wetteraukreis  10,4 12.596  60 

Stadt Schotten  13,3 16.191 615 340  

Gemeinde Grebenhain 5,1 6.072   60 

Stadt Ulrichstein  4,4 5.340   120 

Stadt Laubach  4,0 4.823    

Stadt Gedern  3,0 3.659    

Stadt Herbstein  2,1 2.543   60 

Gemeinde Lautertal  2,0 2.455    

Gemeinde Freiensteinau  0,6 766    

Stadt Nidda  0,6 690    

Gemeinde Hirzenhain  0,4 518   

Gemeinde Birstein  0,9 1.138   

Gesamt 100  121.495  1.230  700  

 

 

Beiträge von Vereinen:  
 

Verein  Bismarck-

turm  

û 

Licht - 

loipe 

û 

VHC 615 0 

Gesamt 615  0 
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Bilanz des Unternehmens  
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Gewinn-  und Verlustrechnung  
 

 
 

Leider lagen die doppischen Abschlüsse der Jahre 2011 und 2012 zum Abschluss des Bete i-
ligungsberichtes noch nicht vor.  
 

 

 

 

 

 


